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Von

Dr. W. Eichhoff.

Und Aechk muü doch Aecht^ßselven!
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Vorwort.

Großes, ja Unerhörtes hat, während die nachfolgenden Blätter unter
der Presse waren, sich ereignet. Ich sage mit schwer betontem Nach¬
druck: ereignet, denn gewiß tritt es mit der Wucht des Ereignisses an
uns heran, wenn in dem Augenblick, wo der öffentliche Wächter des
Gesetzes in der Person eines Oberstaatsanwalts die Pflichten seines
Amtes erfüllt hat, zwischen ihn und die von ihm Angeklagten plötzlich
die Negierung selbst tritt, um ein Schauspiel aufzuführen, welches ohne

Scheu die Scene umkehrt, die Rollen vertauscht und im Interesse der
von ihm Angeklagten ans dem öffentlichen Ankläger selbst den Ange¬
klagten und Beschuldigten macht.

Ein solches Verfahren ist noch nicht dagewesen, so lange es Staaten
und geordnete Verwaltungen in Staaten giebt.

Man hätte glauben sollen, die Regierung wäre zufrieden, wenn sie

denn doch mit den Repräsentanten eines gebrandmarkten Willkürregiments
glaubte gemeinsame Sache machen zu müssen, den öffentlichen Ankläger
mit seinen auf jenes System bingerichteten Angriffen durchfallen zu sehen.

Sie konnte, so sollte man glauben, sich Glück dazu wünschen, daß der
Oberstaatsanwalt Schwarck in der zweiten Instanz gegen die Herren
Stieb er und Conforten nicht glücklicher war als in der ersten. Die
einfachste Staatsraison machte ihr diese, Zufriedenheit sogar zur Pflicht;
aber nein! Sie ist nicht zufriedengestellt, sie tritt auf die Arena der



öffentlichen Blätter, um den Staatsanwalt, der doch am Ende Nichts
als seine Pflicht gethan, öffentlich im Angesicht des Landes herabzu¬
donnern, weil er es gewagt, seine Pflicht zu thun.

Denn das ist doch am Ende wohl der einfache Sinn jener officiösen
Diatribe, die durch ihren Abdruck in der „Preußischen Zeitung" vom
26. November das Preußische Volk in das schmerzlichste Erstaunen ver¬
setzen sollte!

Und mit dem besten Rechte.
Denn wie gedenkt die Regierung wohl diesen ungewöhnlichen

Schritt zu rechtfertigen? Was hat der Oberstaatsanwalt Schwarck
gethan, das nicht ein jeder andere öffentliche Ankläger in seiner Lage
ebenso gethan hätte?

Der Thatbestand ist einfach der folgende: ein Staatsanwalt hat
die Spuren eines Verbrechens aufzufinden geglaubt, er hat seine Schuldig¬
keit gethan, indem er den Verbrecher unter Anklage stellte. Er ist in
der ersten Instanz damit nicht zum Ziele gelangt. Er beschreitet die
zweite und erlangt auch hier kein günstigeres Resultat: — Was nun,
frage ich, ist in diesem Hergange ungewöhnlich? Geschieht das nicht
tagtäglich? Schreiben nicht die Staatsanwaltschaften in Preußen wie
in jedem andern Laude jahraus jahrein umfangreiche Actenstöße zu¬

sammen, um ein Verbrechen und um Verbrecher, die in der ersten In¬
stanz unbestraft davongekommen, in der zweiten zu verfolgen?

Was ist hier in dem Verhalten des Oberstaatsanwalts S ch w arck
das Unregelmäßige, das Ungewöhnliche, das in dem Grade Strafbare
und Mißdräuchtichc, daß ein ganzer Ministertisch voller Minister wie
wild herbeispringt, um dem öffentlichen Wächter des Gesetzes in die
Arme zu fallen und ihn öffentlich vor der ganzen Nation des „Mangels
an Umsicht, an Tact und an leidenschaftsloser Wurde" zu berichtigen?
Und was, frage ich, hat ein solcher ganzer Miuistertisch voller Minister
mit der Unabhängigkeit der Iustizpflege zu thun? Und wie darf er sich

erdreisten, den Gang derselben durch sein Urtheil und seine Ansicht unter¬
brechen, hemmen und stören zu wollen? Heißt das nicht, dem gesammten
Institut der Staatsanwaltschaft in Preußen sagen: „Thue und treibe,
was Du willst, durchlaufe eine, durchlaufe zwanzig Instanzen mit Dem,
was Tu für Recht erkannt hast: aber unterstehst Du Dich, den Schleier
von der bnreaukratischen Willkür wegziehen zu wollen, unterstehst Du
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Dich, das Capitel der Beamtenwillkür zu Deiner Cognition und Ver¬
folgung ziehen zu wollen, dann werden wir, die liberalen Minister, Dich
lehren, daß es in Preußen noch eine höhere Macht giebt als Gesetz und
Justiz." Wahrhaftig: der Vaterlandsfreund empfindet es schmerzlich,

daß es keine römische Toga mehr giebt, denn seine Hand hascht unwill¬
kürlich nach einem unbekannten Etwas, das weit genug ist, um sein An¬
gesicht darin zu hüllen und von solcher Scene weinend sich abzu¬

wenden.
Für meine Person bin ich wenig neugierig darauf zu erfahren, wie

man außerhalb Preußens diese Nachwäsche einer beispiellos corrumpir-
ten Verwaltung beurtheilt; aber wie man in Deutschland, in England,
in Frankreich, in Oesterreich es beurtheilt, daß ein „nicht corrumpirtes"
Ministerium notorisch corrumpirten Zuständen die Schleppe nachträgt;
das nwchte ich doch gern wissen uud gäbe ctwaö darum, wenn ich in
diesem Falle etwa das Urtheil des Grafen Rechberg belauschen könnte.

Aber ich bin sehr entfernt davon, ungerecht zu sein, und der pa¬

triotische Unwille, der mir die vorstehenden Worte in die Feder legt,
soll mich nicht hindern, billig zu sein. Und so erkläre ich denn hier,
daß das berüchtigte Machwerk der „Preußischen Zeitung" der Mehrzahl
unserer Herren Minister gar nicht bekannt gewesen ist.*) Dieses Mach¬
werk ist notorisch aus der weisen Intention des bekannten Chefs des

Polizeibüreaukratismus geflossen, und zwar, wie heute Jeder weiß, aus
dem beschränkten Hirn desselben Menschen, von dem das öffentliche Ge¬
wissen des Preußischen Volks lange weiß, daß Er es ist, der dem Mi¬
nister des Innern die allerliebste Phrase zu insinuiren gewußt hat,
daß das öffentliche Amt überall und immer nur von „Ehrenmännern"
vertreten werde. Versteht sich: ein solcher Ehrenmann ist dann vor
vielen Anderen namentlich der Hr. von Zedlitz; denn die beiden Herren
wissen ja so schön sich zu verständigen über alle Dinge, namentlich über
solche, von denen ihr vorgesetzter Chef der Minister deS Innern in
seiner pommerschen Gemüthlichkeit auch nicht einmal schwache Ahnun¬
gen hat.

Aber der Kampf, den ich aufgenommen habe, ist überhaupt nicht

*) Von Herrn Simons versteht sich das schon von selbst.
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auf Personen gerichtet. Es ist ein System, gegen das ich in die
Schranken getreten bin, und zwar ein so verderbliches und noch heute
in so voller Blüthe fortbestehendes System, daß — das weiß ich sicher
— nach mir noch Hunderte, ja das halbe Land gegen dasselbe sich
erheben werden. Ob dieses System für Berlin das System Stieber-
Nörner oder Zedlitz-Patzke, ob es in seiner höhere» allgemeinen
Bedeutung für das ganze Land in den Provinzen das System Sulzer-*)Illaire oder nach Anderen Sulzer - Lehnert - Illaire genannt
wird, das ist für mich von keiner Bedeutung. Ich fühle nur als
Preuße, daß es faul, oberfaul um das ganze Land steht, so lange alle
die Repräsentanten jenes Systems noch da sind, daß alle Hoffnung
auf bessere Zeiten, auf eine Zeit, in der wirklich Recht und Gesetz in
dem Staate Friedrich des Großen gelten werden, vergeblich ist,
und daß Preußen minier mehr zu dem Abgrunde hinneigt, wo es in
sich wird zusammenbrechen müssen. Für meine Person kann ich ledig¬
lich bedauern, daß Männer, deren Namen noch vor Kurzem guten
Klang im Munde des Preußischen Volkes hatte, und von denen das
Land das Beste erwartete, diesem System „routinirter Taugenichtse"
(wie Goethe ihre Amtsvorfahren bereits genannt hat), zur Beute ge¬
worden sind. Was hatre das Land nicht von einem Schwerin er¬
wartet? Und gab es für die Preußische Anschauungsweise überhaupt
etwas Evles, Reines, Erhabenes, wofür sie nicht den vollen Ausdruck
in dem Namen Auerswald gehabt zu haben glaubte? Und nun heute?
Wie sicht es dagegen jetzt aus? Dem Hrn. von Schwerin gebt
Nichts über den „Ehrenmann", ähnlich wie oeni General von Ey nalten
Nichts über die Soldatenehre ging (weiiigstens rühmt dieser sich noch
wenige Augenblicke vor seiner Strangulirung, seine Kinder in den
Grundsätzen der zSoldatenehre" erzogen zu haben!!!).

Was läßt unter solchen Umständen sich erwarten? Die schöne
Phrase von wegen des „Ehrenmannes" (einen solchen sieht der Herr
Minister nämlich in Jedem seiner Beamten!) scheint dem Minister des
Innern förmlich in den Kopf geschossen und der Mantel der Liebe zu

*) Die büreaukratische Note der „Preußischen Zeitung" vom 26. Novbr.
ist, wie alle osficiösen Inspirationen dieses Blattes, anonym erschienen. Die
Note nennt den Verfasser nicht.
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sein, womit er überall zudecken will, wo es an besserer Einsicht oder an
dem Willen, die Augen auszuschließen, ihm gebricht. Oder bin ich etwa
falsch unterrichtet, wenn ich den Hm. Minister bei dieser Gelegenheit
öffentlich frage: ob er nicht den Hrn. von Zedlitz ganz kürzlich wieder
einen Ehrenmann genannt habe, um mit dieser Aeußerung bestimmte
Anträge in Bezug mnf die Amtserforschung dieses „Ehrenmannes"
von sich abzulehnen? Sollte es ihm unbekannt sein, auf welche unver¬
antwortliche Weise die unter seinen Augen eingerichtete Untersuchungs-
Kommission wegen Rummelsburg zusammengesetzt worden ist? Wie ist
denn Hr. Sulzer in diese Kommisstpn gekommen? Wie Hr. Jacoby,
der damals wohlgemuth auf Reisen sich befand und erst viele Wochen
später in sein Amt zurückkehric? Giebt es auch Kommissionen, deren
Mitglieder in dem Augenblicke, wo sie zusammengesetzt werden, zum
Theil abwesend sind? Und was hatte denn Hr. Sulzer bei seinen

ausgedehnten Geschäften in dieser Spezial-Kommission zu suchen? Konn¬
ten nicht die in Rummelsburg entführten Acten ganz gut anderswo als
in dem Arbeitszimnier des Hrn. Sulzer aufbewahrt werden? Wie
kommt es denn überhaupt, daß die Sache schlmnmerl? Sollte Der Hr.
Minister wirklich noch keinen Bericht über die Lage derselben haben?
So viel ich weiß, liegt ihm seit mehreren Wochen ein sehr positiver
Bericht des Rechnnngsbeamten Zehrmann vor, der mit dem Resuinö
schließt, daß nach vorläufig gewonnener Einsicht in die Bücher, Rech¬
nungen und Beläge des Pensionsfond eine Widerlegung meiner Behaup¬
tungen ihni unmöglich sei! Sind denn Eure Untersuchungen, wie Ihr
deren jetzt wieder eine in Scene setzen wollt, thatsächlich von keinen Fol¬
gen begleitet?

Doch ich kehre von dieser Abschweifung zurück, um die Frage wieder
aufzunehmen, welche Motive die Herren Minister oder, um deutlicher zu
sprechen, den Minister Grasen Schwerin wohl veranlaßt haben mögen,
daß die berüchtigte büreankratische Note vom 26. November es wagen
durfte, dem Amt des öffentlichen Anklägers in die Arme zu fallen und
damit die Justiz des Landes brovi manu unsicher machen zu wollen.

Ich begreife es vollständig, wenn die Regierung in einiger Ver¬
legenheit darüber ist, was sie mit Personen, wie Hr. Nathan genannt
Nörner und Hr. Stieber eigentlich recht anfangen soll.

Auch außerhalb Berlin's bis weit in die Provinzen hinein weiß dies
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jeder wohl crientirte Preußische Patriot und bemitleidet insofern die
Stellung der Herren Minister solchen Leuten gegenüber, die leider zu

allen Dingen fähig sind, und die leider auch nur zu gut es verstanden
haben, zu Mitwissern von Geheimnissen sich zu machen, die zur Ehre
der höchsten Interessen des Staates freilich schon am Besten ewig ver¬

borgen geblieben wären. Aber in den Provinzen wie in Berlin haben
die eingeweihten Patrioten auf diesen unglücklichen Complex von Ver¬
hältnissen auch immer gebührend Rücksicht genommen und es hat in allen
Kreisen, auch iu den demokratischen, für ein Opfer gegolten, welches das
Land schon aus höheren Rücksichten darbringen müsse, daß jene übel be¬
leumundeten Personen auf allgemeine Stoatsunkosten als „Königliche
Beamte zur Disposition" zu Tode gefüttert werden müßten. Dann
hatten sie Geld bis an ihr Lebensende und mehr verlangen ja Naturen
dieses Kalibers nicht, um reinen Mund zu halten. Aber für solche

Menschen gegen die Pflichten des öffentlichen Amtes der Oberstaats-
anwaltschafi in die Schranke» zu treten, diese herunterzukanzeln, diese herab¬
zuwürdigen, im Jnteresie der Leute, die in moralischer, bürgerlicher und
politischer Beziehung vom Lande gerichtet sind, das ist wahrhaft unver¬
antwortlich und streift so nahe an die Linie, ja über den Rand eines
öffentlichen Staatsvcrgehens, daß man ganz vergeblich nach dessen

Beweggründen forscht, wenn mau sic nicht am Ende in der commina-
tiven Stellung suchen soll, welche die Ausführung des Oberstaats¬
anwalts auch vis-ä-vis des Hrn. von Zedlitz und des Büreaukratismus
überhaupt eingenommen hat.

Bei dieser Stellung, die der Oberstaatsanwalt mit einer so erha¬

benen Offenheit und Freimüthigkeit einzunehmen gewagt hat, konnte am
Ende das Schicksal eines mehr als elastischen Iustizministers, der diese

Elasticität ohnehin schon viel zu lange für die Ehre und den guten
Ruf des constitutionellen Systems geübt hat, nicht in Betracht kommen,
eben so wenig, wie die Regierung mit ihrem Verhalten erreichen wird,
daß die Actien des Hrn. von Zedlitz u. s. w. in der Ansicht des

Landes auch nur 'um 0,001 Procent steigen.
Die Fäulniß hat eben in Preußen schon zu tief eingerissen, als daß

nicht jeder Versuch, dieselbe zu bemänteln, den Geruch des Leichuams
weiter tragen sollte.

Hoffen wjp auf die Landesvertretung! Sie tvird sicherlich ihre
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Schuldigkeit thun und am Ende noch zur rechten Zeit zusammentreten,
um zur Mahren Rettung der Regierung und des constitutionellen Re-
gierungsshstems zwisckcn dem Systeme Snlzer-Lehnert-Illaire
und den Ansprüchen einer treuen rechtschaffenen Iustizpflege des Landes
in vernehmbarer Weise zu entscheiden.

Hat doch die berüchtigte ans dem König!. Ministerium des Innern
hervorgegangene Note der „Preußischen Zeitung" vom 26. November
bisher nur den Einen Erfolg gehabt, daß in Bezug auf die bedrohte
Amtsehre des um das Vaterland hochverdienten Oberstaatsanwalts
Schwarck Adressen an die Volksvertreter sich vorbereiten, um im Na¬
men des Landes gegen die enthüllte Wirthschaft Einspruch zu erheben
und dem Mann, der es gewagt hat, die scharfe Sonde des Gesetzes

furchtlos bis in die Tiefe des Faulpunctes zu senken, den Dank des
Landes zu votiren.



Zur Beachtung
für die Königliche Staatsanwaltschaft.

„Der Oberstaatsanwalt, von dem es fraglich ist, ob er die Ver¬
handlungen „„mit dem erforderlichen Maaße von Umsicht, Tact und
leidenschaftsloser Wurde"" geführt hat, besten „„unangemessenes Ver¬
fahren"" dadurch hervorgerufen war, daß „„der Mann der Mode'"', den

„„persönliche Motive"" leiteten, „„Reden hält, uni Popularität sich

zu erwerben"" rc. rc."
Das Alles hat die „Preußische Zeitung", eine Zeitung, die weder

berufen noch verpstichtet war, zum Richter über den Oberstaatsanwalt
sich auszuwerfen, •— oder ist die Zeitungsjustiz eine Erfindung der
neuen Aera? — deren Ton und Ausdrucksweise daher nur die Be¬
zeichnung der Preßfrechheit verdient, in officiöscn Artikeln geschrieben,

ohne confiscirt zu worden.
Ich begrüße diese neue Aera unserer Preßzustände mit Freuden

und hoffe von der Königlichen Staatsanwaltschaft mit Zuversicht, daß
sie an die Beurtheilung auch dieser Schrift einen Maaßstab anlegen
wird, der dem Styl wahrer Preßfreiheit, den die „Preußische Zei¬
tung" angeschlagen, entspricht. Dies kann ich um so mehr bean¬

spruchen, als
Gleichheit vor dein Gesetz

bekanntlich als eine der höchsten Bestimmungen unseres Staatsgrund¬
gesetzes gilt!



I.

Aum Silhouetten -Prozeß.

Tenacem propositi virum non quatit vultus
instantis tyranni.
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WenigeWochen sind vergangen, seitdem die „BerlinerPolizei-Silhouetten"
unbeschadet der durch die Behörde verfügten Beschlagnahme ihren Weg
in weite Kreise sich gebahnt haben. Abermals ergreife ich die Feder,
um den Kampf, den ich begonnen, fortzusetzen. Es gilt, die Lage der
inneren Zustände unseres Vaterlandes auf einem wenngleich engen und
beschränkten Terrain zu enthüllen, karvis magna eiesennt: — Die
Glnth, welche die vernichtende Polemik eines unbedeutenden Coterieen-
kampfes anfacht, wird alle Staatskunst der Staatslenker nicht zu löschen
vermögen; vielleicht wird dann ans den Ruinen der morschen Büreau-
kratie dem Vaterlande eine in Wahrheit neue Aera entsprieße».

Welches Ziel verfolgt der Kampf der „Polizei-Silhouetten"?
Man hat vielfach die öffentliche Meinung zu fälschen und die Streit¬

frage auf einfache Beleidigungen zurückzuführen gesucht. So äußerten

z. B. bei der Besprechung meiner am 12. September d. I. erfolgten
Verhaftung die beiden Polizeiorgane der hiesigen Presse „Kreuzzeitnng"
und „Publicist", die Maßregel habe durch Criminalgerichtsactuarc
bewerkstelligt werden müssen, weil fast sämmtliche Beamte des
König!. Polizeipräsidii durch mich „beleidigt" worden seien.

Ich halte es für angemessen, solchen unbegründeten Verdächtigungen
ein offenes Programm entgegenzustellen.

Es ist Thatsache, daß die contrerevolutionaire Novemberregierung
die Nachwirkungen des Jahres 1848 durch ein wohlorganisirtes Polizei¬
system zu bekämpfen und zu vernichten bedacht war. Mit den Mitteln,
die man anzuwenden genöthigt war, durfte man, um den Zweck zu
erreichen, nicht allzu wählerisch verfahren. Die vorhandenen^ Kräfte
erwiesen sich theils als ungenügend, theils als gradezn unbrauchbar,
weil die neuen Anforderungen, deren Erfüllung man ihnen zumnthete,
dem Begriff einer strengen und gewissenhaften Pstichttreue nicht immer
entsprachen. Zahllose neue Beamte wurden in das Königl. Polizei-



6

Präsidium zu Berlin, den Mittelpunkt des neuen Systems, berufen.
Damals war die Zeit, wo das.Symbol der Landesfarben durch den
berüchtigten schwarz-weißen Kreuzzeitungs - Patriotismus, der in den
Herren Ohm und Gödsche seinen Höhepunct erreicht hat, an den

Pranger gestellt wurde. Unter den neu angestellten Beamten befanden
sich die schlechtesten Leute, die man anderwärts anzustellen nicht wagen
durfte, die aber iu Folge ihrer „schwarz-weißen" Gesinnung und ihrer
Theilnahme am Treubunde und ähnlichen Vereinen Ansprüche auf Ver¬
wendung im Staatsdienst erheben und damals mit Erfolg geltend
machen konnten. Statt der neuen Ordnung, welche ste bringen sollten,
brachten diese Eindringlinge ihre Selbstsucht, ihre Unredlichkeit in die
Verwaltung hinein. Sie fanden reichlichen Stoff zum Bilden, einen
noch reichlicheren zur Ausbeute. Der Aufbau des von Hinckeldey'-
schen Polizeisystems kostete dem Staat enorme Summen. Geheime
Fonds, deren specielle Verausgabung jeder Controle sich entzog, gab
es die Hülle und Fülle, und wo diese nicht ausreichten, oder wo einzelne
Beamte in allzu geringem Maaße an ihnen Participrrten, halfen andere
Einrichtungen und Erfindungen nach: dem Ausbente-System des von
H inck eld ey'schen Beamtenthums verdankt der Pensionsfond der Schutz-
mannschaft, verdankt Rmmnelsburg sein Entstehen.

Die älteren Beamten des König!. Polizeipräsidii wurden durch die
Günstlinge des Hrn. von Htnckeldey sehr bald überflügelt. Jene
blieben in ihren respectiven Stellungen, diese avancirten in kürzester
Frist zu den wichtigsten und einflußreichsten Stellen der Polizeiver¬
waltung: sie wurden unmittelbare Vorgesetzte älterer und ehrenhafter
Beamten, in denm schon das bloße collegialische Verhältniß ein Gemisch
von Mißtrauen und Verachtung wach gerufen hatte. Und weil die
Anstellungen und Beförderungen nicht mehr nach Verdienst und Wür¬
digkeit bemessen wurden, sondern Zufall, Gunst oder Aufdringlichkeit
allein zur Geltung gelangten, weil in allen inneren Fragen der Ver¬
waltung die Willkür des Hru. von Hinckeldey die bis dahin zu
Recht bestandenen Principien umwarf, und grade die unwürdigsten
Menschen am Meisten bevorzugt wurden, so konnte es nicht ausbleiben,
daß bei dm zurückgesetzten alten Beamten ein Gefühl der Bitterkeit sich

einstellte, welches durch das brüsque Auftreten der neuen Chefs noch
gesteigert wurde und inneren Zwiespalt in der Behörde selbst erzeugte.
Nur der strengen Disciplinargesetzgebung, welche das von Hinckel-



d e y'sche Beamtenthum zur Befestigung seiner Macht nöthig hatte, ist
es zuzuschreiben, daß dieser Zwiespalt öffentlich nie zu Tage getreten
ist: sein thatsächliches Vorhandensein glaube ich von einem competenten
Standpunct aus beurtheilen zu können.

In diese innere Zerfahrenheit nämlich fiel meine literarische Fehde
gegen das von Hinckeldey'sche Polizeisystem. Sie zog mir einen
Verleumdungsprozeß zu. Ich stand allein. Den Kampf hatte ich auf
eigene Hand begonnen, und wenn auch die Tendenz, die mich leitete,
im Allgemeinen richtig war und offenkundige Mißstände berührte, so
war es nnr dennoch rinmöglich, allgemeine Behauptungen durch einzelne
Thatsachen begründen und beweisen zu können. In erster Instanz
mußte ich unterliegen, weil damals der Einblick in die Details eines
großartigen Polizeigetriebes mir fehlte. Und den Prozeß, soweit an¬
gebliche Verleumdungen des Königl. Polizeipräsidii ihm zu Grunde
lagen, hatte inan wohl nur in der Erwartung angestrengt, daß der
Beweis einzelner Details mir nicht gelingen iverde.

Man dürfte hierin sich geirrt haben. Es ist ohnehin gefährlich,
wo viele Mitwisser sind, Wahrheiten einfach bestreiten zu wollen. Dies
ist um so gefährlicher, wenn Viele der Mitwisser selbst von tiefem
Groll über die Zustände beseelt sind, in welche heuchlerisch sich zu fügen
um ihrer eigenen Subsistenz Willen sie gezwungen sind. Den Ausweg
einer loyalen Opposition hatte man ihnen unmöglich gemacht, und jeder
offene Versuch einer solchen würde ihre Stellung gefährdet haben. Denn
die Machthaber waren sehr wohl des Umstandes sich bewußt gewesen,
daß das wurmstichige Gebäude, welches sie aufgerichtet, eine Opposition
nicht würde aushalten können, und daß sein Sturz auch den ihrigen
nach sich ziehen mußte.

In einem Corres pondenzartikel der Londoner Wochenschrift „Her¬
mann" vom 6. August 1859, der über die Absicht, Hrn. von Hin-
ckeldey ein Denkmal zu errichten, sich aussprach, habe ich die Frage
aufgeworfen:

„Ihm, der den Pensionsfond der Schutzmannschaft, den diese
„seiner Verwaltung anvertraut hatte, vergeudete, um trostlose
„Experimente in den Rummelsburger Bauten, einer ver-
„unglückten Strafcolonie bei Berlin, zu machen, ein Mo-
„nument?"

In diesen Worten lag damals meine ganze Wissenschaft von den
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Verhältnissen der Schutzmanns-Pensions-Zuschuß-Kasse, dem wundesten
Fleck der Berliner Polizeiverwaltung, ausgesprochen. Und jetzt? Facta
loquuntur !

Die Erinnerung an das Scrntinialverfahren, welches die Raths¬
kammer des Königl. Stadtgerichts zu Berlin auf den Antrag des
jetzigen Leihhausdirektors io spe Hrn. Nörner gegen den Redakteur
der „Volkszeitung" Hrn. Holdheim anhängig gemacht hat, um meine
Person zu ermitteln, zwingt mich, weitere Erörterungen über meine
Quellen zu unterdrücken.

Nur das Eine will ich ausdrücklich constatiren, daß ich von den
Beamten des Königl. Polizeipräsidii, die ich als Ehrenmänner achte,

niemals, nicht einmal zu Beginn meiner Polemik, noch bevor ich die
Verhältnisse durchschaut und kennen gelernt hatte, irgend Jemandem
auch nur mit einem Wort zu nahe getreten bin: mein Kampf gilt dem
spezifisch von Hinckeldey'schen Nachwuchs und seinem Präsidenten
Freiherrn von Zedlitz, dem Vollblut-Vertreter des von Hinckel¬
dey'schen Beamtenstaates.

Am 11. August d. I. war in dem bekannten gegen mich schweben¬

den Prozeß der Termin zu Rechtfertigung der Appellation abgelaufen.
Zur Entkräftung der mir Schuld gegebenen Verleumdung des Königl-
Polizeipräsidii hatte ich den Beweismitteln der Rechtferligungsschrift die
Verschleuderung des Pensionsfond der Schutzmannschaft zu Grunde ge¬

legt. Zugleich hatte ich, um die Vorschriften des §. 159 des Straf¬
gesetzbuchs*) zu erfüllen und eine Aussetzung des Verfahrens über die
Verleumdung zu erlangen, die unter Beweis gestellten Thatsachen in
einer besonderen und umfassenderen Denunciation zur Kenntniß der
Königl. Staatsanwaltschaft gebracht. Umfassender war die Denunciation
aus dem Grunde, weil ich für den Prozeß, wo es sich um die Be¬
hauptung einer Benachtheiligung des Staates und eines Hintergehens

*) Der angezogene §. lautet: „Sind die behaupteten oder verbreitelen
Thatsachen strafbare Handlungen, und ist wegen derselben bei der zu¬
ständigen Behörde Anzeige gemacht, so muß bis zu dem Beschlusse,
daß die Eröffnung der Untersuchung nicht stattfinde, oder bis zur Beendigung
der eingeleiteten Untersuchung mit dem Verfahren und der Entscheidung über
die Verleumdung iune gehalten werden."
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der vorgesetzten Behörde handelte, nur die Punkte gebrauchen konnte,
wo die Eigenschaft der Herren von Zedlitz und Patzke als Privat¬
beauftragte der Schutzmannschaft mit ihrer Beamtenstellung zusammen¬
siel: denn daß man von oben herab den Pensionsfond der Schutzmann-
schaft gewissermaaßen als Staalseinrichtung sanctionirt und unter aus¬
drücklicher Genehmigung des König!. Ministern des Innern mit Statuten
ausgerüstet hatte, die allen Rechtsprincipien zuwiderlaufen, wußte ich

damals noch nicht.
Die Denunciation hatte ein eigenthümliches Schicksal. Der Ober¬

staatsanwalt Schwarck, dem sie zugegangen, übersandte sie dem
Iustizminister Simons, um darüber weiter zu befinden, ohne Zweifel
in der Erwartung, daß dieser ihn authorisiren werde, die Sache aufzu¬
nehmen und mit Zuziehung der Untersuchungsbehörden amtlich zu ver¬
folgen. Wie es mir scheint, beabsichtigte Hr. Schwarck, der zur
Verfolgung der Angelegenheit schon allein competent war, Lei seinen
bekannten amtlichen Differenzen mit dem Freiherrn von Zedlitz jeden
Schein der Gehässigkeit zu vermeiden und durch die Mitwirkung des
Chefs der Justiz etwaigen Anschwärzungen bei des Prinz-Regenten
Königliche Hoheit vorzubeugen.

Der Justizminister indeß übergab die Denunciation dem Minister
des Innern, Grafen Schwerin mn dieselbe näherer Prüfung zu unter¬
werfen.

Die „Preuß. Zeitung" vom 8. September deutet an, daß der Justiz¬
minister das Königs« Ministerinm des Innern als „zuständige Behörde"
für die Prüfung der Sache erachtet habe. Nach meinem Dafürhalten
mit Unrecht. Die Denunciation und deren eventuelle Folgen sind weiter
Nichts als die begründete Episode eines in erster Instanz bereits ver¬
handelten Strafprocesses. Die Untersuchung und Entscheidung dar¬
über, ob die Details der angeblichen Verleumdung den erho¬

benen Einwand der Wahrheit rechtfertigten, ist lediglich Aufgabe
der Justizbehörden, eine Aufgabe, welcher §. 159 des Strafgesetz¬
buchs die vorgeschriebene Bahn genau anweist. Diesen Para¬
graphen hatte ich der Denunciation ausdrücklich zu Grunde gelegt,
und nur das Bestreben, seinen Wortlaut getreu zu erfüllen, hatte
überhaupt die Denunciation hervorgerufen. Demgemäß hatte ich er¬

wartet, daß im Verlauf des einzuleitenden Verfahrens der Untersuchungs¬
richter des König!. Stadtgerichts angewiesen werden würde, die ange-
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schuldigten Personen über die ihnen zur Last gelegten Thatsachen ver¬
antwortlich zu vernehmen, und daß das Verfahren, dem Schlußantrage
der Denunciation gemäß, mit einer gerichtlichen Beschlagnahme der
Bücher des Pensionsfond der Schutzmaimschaft beginnen würde, weil
aus den Büchern der einfachste und hauptsächlichste Nachweis über die
Begründung meiner Beschuldigungen sich entnehmen ließ.

Nichts von Alledem geschah. Um die Mitte des August hatte Graf
Schwerin die Denunciation in Händen. Er forderte den Präsidenten
Freiherrn von Zedlitz auf, einen status bonorum der Stiftung
Rummelsburg ihm einzureichen. Hr. von Zedlitz, bei den compli-
cirten Verhältnissen der Pensions-Zuschuß -Kasse außer Stande, den
Forderungen des Ministers sofort zu entsprechen, beauftragte den Polizei¬
oberst Patz ke mit Erledigung der Sache, der seinerseits den Rechnungs-
sührer Polizeilieutenant Börner anwies, den status zu entwerfen.

Die Arbeit war zu schwierig, als daß sie binnen Tagesfrist sich

hätte erledigen lassen. Graf Schwerin aber scheint über die vermeint¬
liche Verzögerung ungeduldig worden zu sein. Er soll, wie mir von
glaubhafter Seite mitgetheilt worden ist, Hrn. von Zedlitz dieserhalb
zur Rede gestellt und die ihm zugegangene Denunciation Jenem zur
Kenntnißnahme vorgelegt haben. Das Letztere glaube ich nun zwar
nicht: denn wäre es der Fall, so hätte der Minister des Innern in
einer Sache, die nur für die Justizbehörden bestimmt war, einen der
Untreue beschuldigten Beamten von den gegen ihn vorliegenden Beschul¬
digungen amtlich in Kenntniß gesetzt. Als thatsächlich kann ich nur
anführen, daß Hr. von Zedlitz eines Tages, unmittelbar nach einer
Audienz bei dem Minister, in lebhaftester Aufregung nach dem Präsidial¬
gebäude zurückkehrte und, während die Officiere der Schutzmannschaft
eben zur Conferenz versammelt waren, den Oberst Patzke in sein neben
dem Conferenzzimmer gelegenes Cabinet entbot. Aus dem sehr heftigen
Zwiegespräch (Spiegelfechterei?) der Beiden vernahnien die Officiere im
Nebenzimmer deutlich den Ausruf des Hrn. von Zedlitz: „Sie machen
mich noch unglücklich mit Ihren Geschichten."

Die von mir bestrittene Mittheilung meines Gewährsmannes findet
anderweite Bestätigung in der oben schon erwähnten Notiz der „Preußi¬
schen Zeitung" vom 8. September. Dort heißt es nämlich weiter, daß
im Verfolg der Denunciation, „nachdem von Seiten des Polizei¬
präsidenten bereits eine die sämmtlichen Beschuldigungen



als unbegründet (!) zurückweis ende und die genaueste Unter¬
suchung beantragende Erklärung zur Sache eingegangen,"
Graf Schwerin eine Kommissio» ernannt habe, die unter Zuziehung
von Rechnungsbeamten zunächst eine Revision der Bücher und Rech¬

nungen der Schutzmanns-Pensions-Zuschuß-Kasse vornehmen und sodann
auch anderweitig Beweis über die Beschuldigungen erheben solle. Von
einer etwa beschlossenen oder erfolgten Beschlagnahme der Bücher, mit
welcher Maßregel ähnliche Untersuchungen in der Regel zu beginnen
pflegen, schreibt die „Preußische Zeitung" Nichts: und in der That hat
die Beschlagnahme erst stattgefunden, nachdem die Kommission längst
eingesetzt und in Thätigkeit war. Wäre eine Verdunkelung des That¬
bestandes möglich gewesen, — weder der Minister noch die Kommission
haben irgend Etwas gethan, eine solche zu verhüten.

Am 4. September erschien der erste Theil der „Berliner Polizei-
Silhouetten". Er war, eben so wie die jetzige Schrift, auf den Eclat
berechnet. Und ob eine Provokation auf den Eclat in den Verhältnissen
begründet liegt oder ob sie überflüssig erscheinen bürste, das will ich

der Beurtheilung eines jeden Unparteiischen überlassen.

Außer dem der Polizeibehörde eingereichten Pflichtexemplar hatte

ich ein zweites der König!. Staatsanwaltschaft zugehen lassen mit dem
Schlußantrage, dem König!. Polizeipräsidium, welches sonst Richter in
eigener Sache sein würde, in diesem besonderen Falle das aus den

§§. 29 u. 31 des Preßgesetzcs ihm zustehende Recht einer vorläufigen
Beschlagnahme der Schrift zu entziehen und jede etwaige Maßregel der
Königl. Staatsanwaltschaft allein vorzubehalten. Ob dem Antrage Folge
gegeben worden ist, weiß ich nicht; wohl aber vermuthe ich es, denn
„Publicist" und „Kreuzzeitung" schrieben übereinstimniend in einem poli-

, zeilich inspirirten Artikel, das Königl. Polizeipräsidium habe „in ge¬

rechter Würdigung der Verhältnisse" dem Erscheinen der Brochüre kein

Hinderniß in den Weg gelegt. Man wird mir zugestehen, daß die

. „gerechte Würdigung der Verhältnisse" Seitens des Freiherrn von Zedlitz
ohne die vermuthete und beantragte Maßregel der Königl. Staatsanwalt¬
schaft keinen rechten Sinn gehabt haben dürfte.

Der Polizeipräsident Freiherr von Zedlitz hielt es für gerathen,

über die mannigfachen ihm zur Last gelegten Thatsachen den: Minister
des Innern eine Rechtfcrtigungsschrift einzureichen. Spater freilich
sprach er hierüber sein Bedauern aus: bei seiner erhabenen Stellung
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habe er einer „Rechtfertigung" gar nicht bedurft und hätte er besser

gethan, eventuelle Schritte des Ministers ruhig abzuwarten.
Graf S chwerin scheint der „Rechtfertigung" des Hrn. von Zedlitz

ein ganz besonderes Gewicht beigelegt und jeden Zweifel an deren Auf¬
richtigkeit niedergekäinpft zu haben. Er begab sich am 6. September
nach dem Königl. Polizeipräsidium, versammelte die Officiere der Schutz¬
mannschaft um sich und hielt eine Ansprache, deren demonstrative Ab¬
sichtlichkeit nicht zu verkennen war. Dieselbe fand im engsten Familien-
cirkel ohne Zuziehung von Journalisten statt; die Berichte, die darüber
in die Zeitungen gedrungen, sind mithin sämmtlich inspirirt.

Die „Preußische Zeitung" berichtet, der Minister, indem er die
Polizcilieutenants auf die großen Schwierigkeiten und vielfachen Unan¬
nehmlichkeiten ihrer amtlichen Stellung anerkennend aufmerksam gemacht,
habe sie aufgefordert, in ihrer Pflichttreue zu verharren, durch die in
der letzten Zeit so vielfach gegen sie ergangenen Angriffe und Verdäch¬
tigungen sich nicht irre machen zu lassen und in ihrem Eifer für de»
Dienst nicht zu erkalten, wogegen er ihnen die Versicherung ertheilen
könne, daß er keine Gelegenheit vorüber gehen lassen werde, sie in ihren
Rechten zu schützen und zu vertreten. Dies habe er ihnen schon lange
sagen wollen und er freue sich der ihm jetzt gewordenen Gelegenheit,
zu ihrer „Beruhigung" und „Genugthuung" es ihnen aussprechen zu

können.
Die „Kreuzzeitung" fügt dieser Mittheilung noch hinzu, die An¬

sprache habe das ganze Korps mit sichtlicher Freude und Genugthuung
erfüllt, welcher dann der Polizeipräsident Freiherr von Zedlitz Aus¬
druck gegeben, indem er erwidert habe, daß er die wohlwollende Ge¬
sinnung des Ministers nur dankbar anerkennen könne; er verlange weder
für sich noch für irgend einen seiner Beamten Schonung, statte aber *
für das Versprochen des Herrn Ministers, die Beamten gegen „Bös¬
willigkeiten" und „Ungerechtigkeiten" zu schützen, seinen tiefgefühlten
Dank ab; sein Bestreben werde stets dahin gehen, den Gesetzen und -

den Pflichten seines Amtes Folge zu leisten. — Nachdem der Minister
hierauf dem Präsidenten nochmals sein vollständiges Einverständniß mit
diesen Grundsätzen zu erkennen gegeben, habe er ihn ersucht, den ent¬

fernter stehenden Beamten dies mitzutheilen, und einige freundliche
Worte der Anerkennung an den Oberst Patzke gerichtet.

Der rcservirten Fassung gegenüber, in welcher die „Preußische
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Zeitung" die Worte des Ministers wiedergiebt, muß ich erläuternd hin¬

zufügen, daß nach den von Augen- und Ohrenzeugen mir gemachten
Mittheilungen in der Rede deutliche Anspielungen auf die „Polizei-
Silhouetten" allerdings nicht zu verkennen waren, und daß es dem
Grafen Schwerin offenbar nur darum zu thun war, seinen persön¬
lichen Gefühlen Luft zu machen und den Behauptungen jener Schrift
ein wohlwollendes Dementi entgegenzusetzen. Wie es mir scheint, hat
Graf Schwerin nicht daran gedacht, daß der Rede des Ministers
eine amtliche Bedeutung nothwendig beigelegt werden mußte; denn
unmöglich kaun er beabsichtigt haben, zu einer Zeit, wo er noch nicht
im Stande war, über meine mannigfachen Behauptungen ein Urtheil
aus eigener Wissenschaft abgeben zu können, dieselben einfach als unbe¬

gründet zu prognosticiren. Wenn nun aber der — officiöse — Bericht¬
erstatter der „Kreuzzeitung" unter dem ganzen Korps „sichtliche Freude
und Genugthuung" wahrgenommen hat, so mag er, was die interessirten
Personen betrifft, Recht haben; doch kann ich andererseits wiederum
verbürgen, daß das Auftreten des Ministers mehrere der harangnirten
Personen befremdend überrascht hat. Und was die „freundlichen Worte
der Anerkennung" an den Oberst Patzke betrifft, so bedaure ich, diese

tendentiöse Behauptung der „Kreuzzeitung" einfach Lügen strafen zu

müssen; zu einer so unzweideutigen Demonstration hat sich der Minister
denn doch nicht verstiegen.

Kaum hatte dieser das König!. Polizeipräsidium verlassen, so

wurden auf Requisition des Staatsanwalts Grafen zur Lippe die
„Polizei-Silhouetten" mit Beschlag belegt. Die bezügliche Ordre wurde
durch den Telegraphen allen Revier - Polizeibüreanx mitgetheilt, und mit
dem Glockenschlage 4 Uhr Nachniittags erfolgte die Confiscation aller
in Berlin vorgefundenen Exemplare der Schrift.

§. 101 des Strafgesetzbuchs, auf Grund dessen die vorläufige Be¬
schlagnahme verfügt wurde, lautet: „Wer durch öffentliche Behaup¬
tung oder Verbreitung erdichteter oder entstellter That¬
sachen, oder durch öffentliche Schmähungen oder Verhöhnungen die
Einrichtungen des Staates oder die Anordnungen der Obrigkeit dem
Hasse oder der Verachtung aussetzt, wird mit Geldbuße bis zu zwei¬
hundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren bestraft."

Im ferneren Verlauf der angeordneten Maßregel wurde ich am
12. September auf Requisition des Staatsanwalts Grafen zur Lippe
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und auf Anordnung der Untersuchungsbehörde des König!. Stadtge¬
richts zur Haft gebracht.

§. 231 der Criminalordnung, welcher der Maßregel zu Grunde
gelegt wurde, lautet: „Wenn zu besorgen ist, daß der Angeschuldigte-
seine Freiheit zu fortgesetzter „Beleidigung" seiner Mitbürger miß¬
brauchen werde, so kann sich derselbe nur dann, wenn die Beleidigun¬
gen von der Art sind, daß sie durch Geld vergütigt werden können,
von der persönlichen Haft durch Bestellung einer von dem Richter zu
bestimmenden Caution für die besorgte Beleidigung befreien."

Nachdem mir der Haftbefehl präsentirt worden, wurde bei mir
Haussuchung gehalten und wurden mir diverse Papiere von dem beauf¬
tragten Beamten weggenommen.

Unter welchem Rechtstitel diese Beschlagnahme meiner Papiere
angeordnet worden ist, habe ick) trotz wiederholter Beschwerden bisher
nicht ermitteln können.

Man sieht, der Statsanwalt Graf zur Lippe, dem ich die
dreifache Maßregel zu danken hatte, ging energisch zu Werke, und es

dürfte angemessen erscheinen, wenn ich der energischen That eine mög¬
lichst wenig piquirte Kritik entgegensetze.

Am 13. September wurde ich von dem Untersuchungsrichter ver¬
antwortlich vernommen. Die Requisition des Grafen zur Lippe war
dahin gerichtet, über einige in der incriminirten Schrift von mir be¬

hauptete Thatsachen mich zu vernehmen und mich aufzufordern, für
die in dem Aufsatze „Rummelsburg" niedergelegten Beschuldigungen
meine Beweise zu Protocoll zu geben.

Die Requisition, welche nur auf die Erörterung von Tl)atsachen
gerichtet war, berechtigt mich zu der Annahme, daß Graf zur Lippe
die Mittheilungen der „Polizei-Silhouetten" für „erdichtete" und
„entstellte" Berichte gehalten hat, gegen welche den §. 101 des Straf¬
gesetzbuchs mit Erfolg anwenden zu können er vorausgesetzt haben mag.
Freilich war Graf zur Lippe, der zu der Zeit, wo die incriminirten
Thatsachen sich zugetragen haben, in Berlin amtlich nicht fungirt hat,
völlig außer Stande, aus eigener Anschauung und Wissenschaft über
deren Nicht-Authenticität irgend welches Urtheil fällen zu können; indeß
mit demselben Rechte, mit welchem Graf Schwerin die zu seinem
Ressort gehörigen Behauptungen der Schrift dementirt hatte, ja viel¬
leicht veranlaßt durch das Auftreten des zur Beurtheilung der Sache
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kompetenten Ministers konnte auch Graf zur Lippe einseitige Anord¬
nungen treffen. Jedenfalls bleibt die Thatsache stehen, daß in einer

Angelegenheit, wo es sich um schwere Beschuldigungen gegen allerdings
hochgestellte Beamte handelte, die zur Prüfung der Sache compe-

tenten Verwaltungs- und Justizbehörden von vornherein einen Partei¬
standpunct gewählt und eingenommen haben.

Der Umstand, daß ich mich in Haft befand, und das natürliche
Bestreben, die Haltlosigkeit der erhobenen Anklage darzuthun, gab mir
Veranlassung, in dem Protocoll vom 13. September über die mir zur
Last gelegten Thatsachen ausführlich mich zu verbreiten und die Be¬

schuldigungen des Grafen zur Lippe nach Kräften zu widerlegen.
Zum Schluß des Protocolls beantragte ich meine Entlassung aus der
Untersuchungshaft auf Grund des §. 159 des Strafgesetzbuchs, weil
ja, dem Wortlaut dieses Paragraphen gemäß, unter den obwaltenden
Verhältnissen die Untersuchung über die Verleumdung, also auch die
bezügliche Untersuchungshaft einstweilen ruhen müsse.

Am 14. September verhandelte unter Zuziehung des Grafen zur
Lippe die Rathskammer des Königl. Stadtgerichts über den vorstehen¬
den Antrag und über die Beschlagnahme der incriminirten Schrift.
Graf zur Lippe erklärte, der von mir angezogene §. 159 des Straf¬
gesetzbuchs sei hier nicht zutreffend, weil die Vorschrift der „Anzeige
an die zuständige Behörde" von mir nicht erfüllt sei: ich hätte meine
Denunciation nicht an ihn, sondern an den Oberstaatsanwalt S chwar ck

gerichtet. Andere Gründe als diesen Einwand, der im günstigsten Falle
als ein leicht zu verbessernder Formfehler angesehen werden mußte, hat
nach Ausweis des betreffeuden Protocolls Graf zur Lippe meinem
Antrage nicht entgegenzusetzen vernwcht! Die Rathskammer erklärte den

Einwand für unerheblich, entschied aber dennoch für Fortsetzung der
Haft, weil der geltend gemachte §. 159 Wohl da maßgebend sei, wo es

sich um die Verleumdung von Personen handle, hier aber, wo es sich

um „erdichtete" oder „entstellte" Berichte handle, durch welche Ein¬
richtungen des Staates und Anordnungen der Obrigkeit dem Haß und
der Verachtung ausgesetzt worden seien, könne jener Paragraph einen
Devolutiveffect nicht begründen, und deshalb müsse auch die Beschlag¬
nahme der Schrift aufrecht erhalten werden.

Wenige Tage später, noch bevor ich zu einer Beschwerde an das
Kamniergericht Zeit gewonnen, wurde ich durch Intervention des Ober¬
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staatsanwalts Schwarck und durch Beschluß eben derselben Rathskam¬
mer in Freiheit gesetzt. Hr. Schwarck erklärte nämlich, daß in Be¬

treff der behaupteten Veruntreuung des Pensionsfond der Schutzmann-
schaft eine Administrativ-Untersuchung schwebe, und daß er — der
Oberstaatsanwalt — darauf verzichte, bevor diese Untersuchung ein

Ergebniß herbeigeführt, die übrigen Anklagepuucte selbstständig erörtern
zu wollen. Demgemäß wurde ich auf Grund des §. 159 des Straf¬
gesetzbuchs schließlich dennoch der Haft entlassen.

Meine jetzige Freiheit habe ich mithin durch Vermittelung des

Oberstaatsanwalts aus den Händen der Rathskammer des König!.
Stadtgerichts als provisorisches Geschenk erhalten. Die Frage, ob

die Maßregel der Untersuchungshaft überhaupt gerechtfertigt gewesen,

ist endgültig noch nicht entschieden worden. Die Maßregel kann jeden

Augenblick erneuert werden. Manchem armen Sünder dürfte mit einem

solchen Provisorium gedient sein; da ich aber gewohnt bin, meine Grund¬
sätze m't eben derselben Entschiedenheit zu vertreten, mit der ich für
alle meine Handlungen einer unbedingten gesetzlichen Verantwortung
mich unterziehe, so bin ich genöthigt, einen möglichst raschen Abschluß
dieses Provisoriums lebhaft zu wünschen. Die Administrativ - Unter¬
suchung des Grafen Schwerin ist seit drei Monaten im Gange; die
Kommission hat inzwischen Gelegenheit gehabt, sich zu vergewissern, ob

meine bezüglichen Beschuldigungen aus der Luft gegriffen sind, oder ob

sie eine reelle Grundlage haben. Der Staatsanwalt Graf zur Lippe
hat durch meine protocollarische Erklärung vom 13. September hinrei¬
chendes Material gewonnen, über die anderweitig von ihm incriminir-
ten Behauptungen und Mittheilungen der confiscirten Schrift Aufklä¬
rung sich verschaffen zu können. Demgemäß nehme ich keinen Anstand,
zugleich als wirksamste Kritik des vom Grafen zur Lippe eingeschla¬

genen, durch den Beschluß der Rathskaminer vom 14. September sanc-
tionirten Verfahrens, die Staatsanwaltschaft öffentlich dahin zu pro¬
vociren: nach vorläufiger Feststellung des incriminirten Thatbestandes
die unterbrochene Maßregel wieder aufzunehmen, sofern sie im Stande
sein sollte, in Betreff der Thatsachen, über die ich am 13. September
verantwortlich vernommen worden bin, etwaige unwesentliche Irrthümer
abgerechnet, die Anwendung des §. 101 des Strafgesetzbuchs mit Ueber¬
zeugung des Erfolges rechtfertigen zu können.

Es versteht sich von selbst, daß ich meinen Einspruch gegen die
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Maßregel überhaupt keineswegs aufgebe, namentlich da eine so bedeu¬
tende Autorität auf dem Gebiete des Criminalrechts wie Di-, Stemme
in Zürich in dieser Sache ein competeutes Votum abgegeben hat.*)

Dr. Stemme nämlich spricht sich dahin aus, daß meine auf den

§. 231 der Criminalordnuug gestützte Verhaftung gesetzlich vollkommen
ungerechtfertigt gewesen sei, daß jener Paragraph in dem Sinne, in
welchem ihn in dem vorliegenden Falle das Königl. Stadtgericht zu
Berlin angewendet habe, in ganz Preußen noch nie zur Anwendung
gekommen sei, und daß er seiner ganzen rechtlichen Bedentnng nach dies
auch nicht gekonnt habe. Ueber die Zulässigkeit der Untersuchungshaft
habe die Criminalordnnng sehr bestimmte Vorschriften, die, da sie durch
die neueren Strafprozeßgesetze nicht aufgehoben seien, noch jetzt Gültig¬
keit hätten. Der durchgreifende Grundsatz fei im §. 208 enthalten:

„Diebe, Betrüger und ähnliche Verbrecher werden in der Re-
„gel jederzeit verhaftet; andere Verbrecher in der Regel nur, wenn
„die Strafe, welche sie zu erwarten haben, einjährige Einsperrung
„übersteigt."

In den folgenden Paragraphen seien noch mehrere Beschränkungen des

§. 208 aufgestellt. Auch ohne diese Beschränkungen dürfe das Gebot
des §. 208 auf mich, der ich wegen Injurien zur Untersuchung gezo¬

gen sei und voraussichtlich eine längere als einjährige Freiheitsstrafe nicht
zu erwarten hätte, in keiner Weise angewandt werden. Deshalb sei das
Stadtgericht, um meine Haft zu begründen, auf den §. 231 zurückge¬

gangen, auf welchen allein es die Untersuchungshaft gestützt habe.
Das Stadtgericht müsse darin von der Argumentation ausgegangen sein:
Dieb, Betrüger und ähnlicher Verbrecher ist Eichhoff nicht, er hat auch

keine längere als einjährige Freiheitsstrafe zu erwarten. Aber er ist ein
Mensch, von dem zu besorgen ist, daß er seine Freiheit zu fortgesetzten
Beleidigungen seiner Mitbürger mißbrauchen werde, und diese Beleidi¬
gungen werden von der Art sein, daß sie mit Geld nicht vergütet wer¬
den können. In Beziehung aus dies letzte Argument habe das Königl.
Stadtgericht vielleicht auch den Satz vorgezogen: Die jetzt schon zur
Untersuchung vorliegenden Beleidigungen seien von der Art,

*) Vgl. „Der §. 231 der Criminalordnnng. Von Dr. I. D. H. Temme
in Zürich. (Berliner Gerichtszeitnng Nr. 113 vom 27. September 1860.)

2
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daß sie mit Geld nicht vergütet werden können. Man müsse dem Stadt¬
gericht zugeben, das Gesetz sei in der Hinsicht etwas dunkel. Aber es

komme eben nicht auf das Eine oder Andere an. Der §. 231 habe im
Ganzen einen ganz andern Sinn, und Wer auf ihn allein eine Anschul¬
digungshaft stütze, der habe ihn eben gar nicht verstanden.

Aus den Marginalien der KZ. 205— 233 der Criminalordnung
weist Temme nunmehr nach, daß der Gang der gesetzlichen Bestimmun¬
gen über die Untersuchungshaft einfach folgender sei:

„Zuerst werden die Fälle aufgestellt, in denen zur Haft ge¬

schritten werden muß, beziehungsweise geschritten werden darf; es

folgen Beschränkungen, Ausnahmen und Modalitäten, die Art der
Verfolgung. Es wird dann bestimmt, wie in Fällen, in denen
nach dem Bisherigen die Haft gerechtfertigt wäre,
dennoch eine Befreiung von derselben eintreten könne durch
Caution; und es wird die Materie von der Caution behandelt.
Mitten in dieser Materie verordnet nun der §. 231, daß, wenn
auch nach den vorherigen Paragraphen eine Befreiung von
der nach den Vorschriften der vorhergegangenen KZ.
205 ff. gerechtfertigten Haft durch Caution gestattet sein
möchte, diese Befreiung dennoch nicht eintreten solle, wenn zu be¬

sorgen sei, daß der Angeschuldigte seine Freiheit zu fernerer Be¬
leidigung seiner Mitbürger mißbrauchen werde.

Das Alles ist nun auch in den einzelnen Paragraphen selbst

so klar und deutlich ausgesprochen, daß ich, bis auf den Eichhoff'-
schen Fall, von einem Zweifel, geschweige denn von einer entge¬

gengesetzten Auslastung oder Anmerkung, namentlich auch des K.
231 niemals Etwas gehört habe.

Die Sache ist also klar und einfach die: Erst wenn eine
Verhaftung des Dr. Eichhoff nach den KK. 215 ff. gerechtfertigt
gewesen wäre; wenn er dann nach KK. 224 ff. Caution angebo¬
ten hätte und diese nach allgemeinen Grundsätzen über die Be¬
freiung von der Untersuchungshaft hätte angenommen werden
müssen oder können, erst dann könnte davon die Rede sein, ob
nicht die Caution zu verwerfen und Eichhoff in Haft zu behalten
sei, weil ein Mißbrauch seiner Freiheit zu fortgesetzter Beleidigung
seiner Mitbürger zu befürchten stehe. Der K. 231 stellt eine
specielle Ausnahme der Befreiung von der an sich begründeten
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Haft durch Caution auf; das Stadtgericht zu Berlin hat einen

allgemeinen Grundsatz für Begründung der Haft daraus gemacht.

Dabei kann es denn für den vorliegenden Fall gleichgültig
sein, welchen Sinn das Wort „Beleidigung" im §. 231 habe.
Nach der Sprache der Nechtsgelehrteu und Gesetzgeber zur Zeit
der Abfaffung der Preuß. Criminal-Ordnung verstand man be¬

kanntlich noch weit mehr darunter, als was das Wort selbst aus¬

drückt. So sagt z. B. der §. 7 des A. L. R. II. 20: Wer
durch eine freie Handlung Jemandem widerrechtlich Schaden zu¬

fügt, der begeht ein Verbrechen, und macht sich dadurch nicht nur
dem Beleidigten, sondern auch dem Staate, dessen Schutz der¬

selbe genießt, verantwortlich.
Aber eine andere Bemerkung mag hier noch Platz finden:

Es handelt sich in dem vorliegenden Falle um eine Unter¬
suchungshaft, also um eineHaft wegen eines schon verübten
Verbrechens, wie denn unser Strafgesetzbuch überhaupt nur eine

Regressivhaft kennt. Nach der Ansicht des Stadtgerichts zu
Berlin sollte aber bloß zur Verhütung künftiger Ver¬
brechen die Verhaftung des Dr. Eichhoff stattfinden. Ich glaube
nicht, daß daS Stadtgericht nach Preußischem Recht eine strafge¬

richtliche Präventiv haft wirklich noch für gerechtfertigt hält.
Und schließlich noch Eins. Das Stadtgericht zu Berlin hat

die Besorgniß getheilt, daß Eichhvff seine Freiheit zu fortgesetzter

Beleidigung seiner Mitbürger mißbrauchen werde. Es hat gewiß

seinen Grund dafür gehabt. Aber es ist ein eigen Ding um
Paragraphen wie der §. 231. In dem alten Strafgesetzbuch des

Cantons Aargau schreibt ein Paragraph vor, daß ein Dieb, der

schon zweimal wegen Diebstahls fruchtlos mit Criminalstrafe be¬

legt worden und sich das Stehlen so zur Gewohnheit gemacht

hat, daß wenig Hoffnung zur Besserung übrig bleibt „mit dem

Tode bestraft werden soll." Dieser Paragraph wurde von den

Aargauer Gerichten einmal zur Anwendung gebracht im Jahre
1854 gegen einen alten Dieb, dessen Leben Diebstahl, Zuchthaus,

Ausbrechen und wieder Diebstahl und wieder Ausbrechen und

wieder Zuchthaus und so fort gewesen war. Die ganze civilisirte
Welt brach damals den Stab über die Gerichte in Aargau, die

so sicher in die Zukunft hatten hineinsehen wollen."
2 *
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Dies Rechtsgutachten des vr. Kemme, für welches Letzterem
meinen herzlichen Dank öffentlich auszusprechen ich mich gedrungen fühle,
erschöpft den Gegenstand so vollständig, daß ich demselben Nichts hin¬
zuzufügen habe. Nur bin ich gespannt, an einer etwaigen Wiederauf¬
nahme der nun einmal getroffenen Maßregel dessen Wirkung praktisch
zu erproben.

Die dritte oben aufgeführte energische Maßregel des Grafen zur
Lippe war die Beschlagnahme meiner Papiere.

Meine, Ansicht von dem Verhalten des Grafen zur Lippe
im Allgemeinen habe ich schon ausgesprochen. Ich glaube nicht fehlzu¬
greifen, wenn ich dieser Special-Maßregel das Bestreben zu Grunde
lege, aus meinen Papieren diejenigen Beamten zn ermitteln, von denen
ich gewisse detaillirte Mittheilungen der „Polizei-Silhouetten" erhalten
habe. Sollte diese Absicht den Grafen zur Lippe geleitet haben, so

ist er in seinem Vorhaben gescheitert.
Nach meiner Entlassung aus der Haft stellte ich den Antrag, die

saisirten Papiere mir wieder zuzustellen. Vom Untersuchungsrichter des
Königl. Stadtgerichts ward mir der Bescheid, daß die Papiere in den
Händen des Grafen zur Lippe sich befanden, der gegen die Aufhebung
der gerichtlichen Beschlagnahme protestirt habe.

Nunmehr wandte ich mich beschwerend an
'den

Criminalsenat des
Königl. Kammergerichts mit dem Antrage, die Beschlagnahme für unge¬
rechtfertigt zu erklären und die sofortige Herausgabe der Papiere an¬
zuordnen. Er ward mir der Bescheid, daß Graf zur Lippe die Pa¬
piere einer Anklage zu Grunde zu legen beabsichtige und deshalb
meinem Antrage nicht entsprochen werden könne.

Der Grund, weshalb ich diese an und für sich unwichtige That¬
sache hier aufführe, ist folgender.

Aus der Verfügung des Kammergerichts geht hervor, daß die
bloße Erklärung der Staatsanwaltschaft, sie wolle die saisirten Papiere
einer Anklage zu Grunde legen, genügend ist, die höchste und letzte
Beschwerde-Instanz anßer Stand zu setzen, über den Principalantrag, die
Beschlagnahme selbst für ungerechtfertigt zu erklären, irgendwie entscheiden
zu können. Die beabsichtigte Erhebung einer Anklage ist nun aber an
gar keinen präklusivischen Termin gebunden, wenn nicht schließlich die
mehrjährige Verjährungsfrist oer streitigen Angelegenheit ein definitives
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Ziel setzen sollte; nach Lage der Gesetzgebung ist mithin die Anklage¬
behörde berechtigt, saisirte Papiere, gleichviel ob deren Wegnahme ans
rechtlichen Gründen, ob widerrechtlich erfolgt ist, ob deren Inhalt als
strafbar oder als nicht strafbar sich Herausstellen sollte, Jahrelang hinter
sich zu behalten, ohne daß den gerichtlichen Beschwerde-Instanzen die
Möglichkeit vergönnt ist, zu Gunsten des Beschädigten zu interveniren.
Sollte es da nicht im Interesse des Staates und der öffentlichen Ord¬
nung liegen, die Machtbefugnisse der Staatsanwaltschaft zu reguliren
und in bestimmte Schranken zu verweisen?

Durch die — gesetzlich also begründete — Intervention des Grafen
zur Lippe bin ich somit außer Stand gesetzt, den Rechtsvorwand,
unter welchem die Beschlagnahme überhaupt stattgefunden, hier mit¬
theilen zu können.

Zur Würze des etwas weitläufigen Exposes meiner persönlichen
Erlebnisse will ich, mit dem Referat eines Stückchens schließen, welches
trotz anscheinenden Gekränktseins vielen Spaß mir verursacht hat.

Ich lasse darüber am Besten die Beschwerdeschrift sprechen, die ich

am 11. October dem Minister ves. Innern zngefertigt habe. Sie lautet:
Zu Anfang der vergangenen Woche hatte sich das Gerücht

Verbreitet, ich sei damit beschäftigt, einen zweiten Theil der
„Berliner Polizei-Silhouetten" zu schreiben, der, soweit es sich

um angeblich strafbare Handlungen der Herren von Zedlitz
und P atzke und um die im Königl. Polizeipräsidium eingenistete
Corrnption handle, die im ersten Theil niederlegten Thatsachen,
wo ja nur von einfachen Veruntreuungen die Rede sei, über¬
bieten werde.

Diesen: Gerücht schreibe ich es zu, daß seit dem 3. d. M.
eine polizeiliche Ueberwachung meiner Wohnung und meiner Person
angeordnet sein muß, die, wenn ich einer anonym mir zugegan¬
genen Warnung trauen darf, von dem Polizeioberst Patzke
ausgegangen und durch den Polizeiwachtmeister Schulz geleitet
worden ist.

Die Ueberwachung, die jedenfalls eine geheime hat sein sollen,
war sehr ungeschickt angelegt, und hat mich von der gerühmten
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Trefflichkeit der Berliner Polizei durchaus nicht zu überzeugen
vermocht. Schon in der ersten Stunde beobachtete ich deren sicht¬

liche Spuren, invem der mit der Surveillance meiner Wohnung
beauftragte Vigilant sich genügend verborgen glaubte, wenn er
seinen Kopf und einen Theil seines Körpers hinter einem in der
Nabe meiner Wohnung befindlichen Brunnen versteckte, so oft ich

zum Fenster hinaussah.
Ich glaube beobachtet zu haben, daß von den zu meiner Ueber-

wachung beorderten Vigilanten Einer, auch Zwei beständig vor
meiner Wohnung stationirt gewesen sind, vermuthlich um die
Personen meines Besuches kennen zu lernen und darüber zu be¬

richten, während ein Dritter auf meinen Gängen durch die Stadt
mir gefolgt ist. Den Letzteren habe ich durch Kreuz- und Quer¬
gänge und andere Manöver in der Regel mir vom Halse zu
schaffen gewußt, habe es indeß doch nicht vermeiden können, daß
er am 6. d. M. Nachmittags 3 Uhr meine Spur bis in ein Haus
der N. N. Straße verfolgt hat, wo er ertappt wurde, als er
im Begriff war, den Namen eines Bekannten von mir, zu dem
ich besuchsweise gegangen, am Klingelzug zu studiren.

Seit etwa zwei Tagen sind diese „geheimen" Aufpasser und
Verfolger, die ihr Geschäft mit so großer Ostentation betrieben
haben, verschwunden, wenn sie nicht etwa in einen, meiner Nachbar¬
häuser sich eiugemielhet haben und jetzt etwas mehr Finesse beob¬
achten sollten.

Von der — nach meiner Ansicht — ungesetzlichen Maßregel
machte ich am 7. d. M. Anzeige bei dem König!. Polizeipräsidium
mit der Anfrage, ob die Maßregel von der Behörde oder, wie
ich von vornherein vermuthete, von Hrn. Patzke auf eigene
Hand angeordnet sei. Hr. Patzke hat, wie Ew. Excellenz nicht
unbekannt sein dürfte, 12—15 sogenannte „Geheimschutzmänner"
zur Disposition, die in demselben Maaße, wie ihr Chef nur
wenig beliebt ist, von den Beamten des Königl. Polizeipräsibii
nicht besonders geachtet und mit der Bezeichnung der „Jünger
Patzke's" gebrandmarkt werden.

Wie die Anlage:
Das Polizeipräsidium hat von dem Inhalt der Eingabe

vom 7. d. M. zu amtlichem Gebrauche Kenntniß genommen.
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Eine Auskunft zu ertheilen, wie solche Ew. Wohlgeboren
beantragen, ist unzulässig.

Berlin, 10. October 1860.
Königl. Polizeipräsidium,

gez. Lüdemann.
ergiebt, bin ich von dem Königl. Polizeipräsidium auf meine An¬
frage ungenügend beschieden worden. Deshalb wende ich mich
beschwerend an Ew. Excellenz mit der Bitte:

mich schleunigst geneigtest zu bescheiden, ob die in Rede
stehende Neberwachuug auf amtlichem Wege angeordnet
worden ist,

damit ich, der ich keineswegs unter Polizeiaufsicht stehe, eventuell
meine Anträge bei der Königl. Staatsanwaltschaft stellen kann.

Ich glaube, durch conseauente Versolgung dieser Angelegen¬
heit einem öffentlichen Interesse zu dienen, da die Kammern eine
Verwendung von Staatsgelderu auf solche Weise und zu solchen

Zwecken schwerlich gnt heißen dürften.
Berlin, 11. October 1860.

gez. Eichhoff.

Vom Grafen Schwerin ward mir folgender Ministerialbescheid:
Ich finde keine Veranlassung, Ew. Wohlgeboren darüber, ob

eine polizeiliche Ueberwachung, wie Sie solche nach Inhalt Ihrer
Vorstellung vom 11. d. Bk. als gegen Ihre Person und Woh¬
nung gerichtet, voraussetzen, aus amtlichem Wege angeordnet sei,

Auskunft zu geben, da Ihnen auch ohne solche Auskunft die ge¬

setzlichen Mittel gegen vermeintliche Beeinträchtigungen Ihrer
Rechte zu Gebote stehen und Sie daher zu jener Forderung nicht
berechtigt sind. Die Anlage Ihrer Vorstellung erfolgt zurück.

Berlin, 31. October 1860.
Der Minister des Innern,

gez. Graf Schwerin.
Die Verfügung läßt mich allerdings so klug wie zuvor. Ich will

erfahren, gegen Wen ich mich zu beschweren hätte, — was ich übrigens
stricte nicht einmal beabsichtigt habe, da ich meinen Zweck, die Auf¬
hebung der mir lästigen „geheimen" Surveillance durch die bloße Inter¬
vention vollkommen erreicht hatte, — und werde durch den Minister
beschieden, daß auch ohne eine solche Auskunft gewisse Rechte, an denen
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ich gar nicht gezweifelt habe, mir zustünden. Aber die Auskunft dar¬

über, gegen Wen ich diese Rechte geltend zu machen hätte, und ein

greifbarer Gegenstand ist doch daK erste Erforderniß einer jeden Rechis-
verfolgung, wird mir verweigert. Hätte ich mich nun wirklich beschwert,

z. B. gegen daö König!. Polizeipräsidium, so wurde die Beschwerde als
völlig unbescheinigt voraussichtlich ad acta gelegt worden sein; im
günstigsten Falle würde bas König!. Polizeipräsidium erklärt haben,

daß ihn» — der Behörde —. von der Sache amtlich Niwts bekannt

sei, und daß die fragliche Surveillance amtlich keineswegs angeordnet

worden sei. Mit einer Beschwerde gegen Hrn. Patzke dürfte ich nicht

viel bester gefahren sein.
• Vom Minister geringschätzig zurückgewiesen, aber gewohnt, alle

mich persönlich treffenden Angelegenheiten bis zu den äußersten Con-
sequenzen zn verfolgen, war ich genöthigt, in dieser Sache auf außer¬

amtlichem Wege die gewünschte Aufklärung mir zu verschaffen. Das
Resultat meiner Forschungen ist Folgendes:

Hrn. Patzke steht für seinen Privatbedarf die sogenannte secrete
Schutzmannsabtheilung zu Gebote. Sie besteht aus dem Wachtmeister

Schultze als Vorsitzendem, dem Wachtmeister Pape als Beisitzer und

den Geheimschutzniännern Wißmann, Sonnenburg, Schöneberg,
Albrecht, Wirth, Zinimerniann, Steinecke, Kaufmann,
Wrucke, Ketelbeter, Nesemann, Gosche und Hedtke. Der
Vorsitzende Schultze erhält außer seinem Staatsgehalt monatlich
15 Thlr. fester Diäten, außerdem willkürliche Remunerationen aus dem

Fond: „Ersparnisse für Schutzmänner", auch werden alle von ihm ein¬

gereichten Droschkenmarken ohne jede Prüfung, — wohlverstanden,

yb er zu amtlichen Dienstleistungen Droschke gefahren, — unbedingt
honorirt. Die Uebrigen erhalten nebe» ihrem Gehalt monatlich 10 Thlr.
fester Diäten und werden für etwaige außerordentliche Dienstleistungen
extra bezahll. So haben z. B. Schöneberg und Albrecht Jever
5 Thlr. Remunerationen dafür erhalten, daß sie die Hausbesitzerinnen
und- feinen Maitressen Berlin'S controlirt und deren Vermögensverhält¬
nisse resp. den ungefähren Betrag der Geschenke, welche Letztere von
ihren Freunden empfangen, erforscht haben.

Vor der Controle des Ministers des Innern passirt die secrete Ab¬
theilung unter dem Vorgeben, daß sie zu Dienstverrichtungcn bei Kran¬
ken verwandt werde. In Wahrheit bestebt ihr hauptsächlichster Dienst
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darin, den Beririeb dev Rummelsburger Brote und der Rummelsburger
Milch zu überwachen. In früherer Zeit, als noch die Demokraten¬
riecherei an der Tagesordnung war, hatten diese Leute die Aufgabe,
in den Kneipen die Aeußerungen der, Gaste- zu belauschen, und wo
„demokratische" Gespräche geführt wurden, den Inhalt und die Theil-
nehmer dieser Gespräche für das schwarze Buch des Geheimen Polizei-
Archivs zu notirem Nach dem Erscheinen der „Berliner Polizei - Sil¬
houetten" wurden sie beauftragt, die Meinung des Publikums über die
Schrift auszukundschaften und darüber an P atzte zu berichten; später
wurde ihnen die strengste „geheime" Ueberwachung meiner Person und
der Personen meines Umganges übertragen.*) Dem Chef dieser „Be¬
hörde", Wachtmeister Schultze, lassen seine dienstlichen Functionen
Zeit genug übrig, um mit dem Polizeilieutenant 'Adjutanten M. regel-,

mäßig Karten zu spielen und Wett - Schießübungen, ipit der Pistole
int Zimmer anzustellen. Ueberhaupt haben sämmtliche 15 Mann fast

gar Nichts zu thun, sie sind auch keineswegs int Dienst der öffentlichen
Sicherheit thätig, indem alle höheren Polizeibeamten ihre eigenen Ge-
heimschutzmäuner haben, z. B. Polizeirath Goldheim den Schutzmann

H., welche Letzteren die unumgänglich nothwendigen Vigilantendienste
zur Genüge besorgen.

Meine unten ausgesprochene Warnung gilt nicht von den ehema¬
ligen Geheimschntzmännern Zimmermann, Alhrecht und Hedtke.
Wegen mißliebiger Aeußerungen über Hrn. P atzke und über die Wahr¬
heit der in den „Polizei-Silhouetten" enthaltenen Beschuldigungen von
ihren wohlgesinnten College» Jenem deuuncirt, wurden sie zur Strafe
aus der secreten Abtheilung entlasten und zum Postensteheu in die ordent¬

lichen Polizei-Reviere vertheilt. Dem Schutzmann Zimmermann,
der sich selbst sagen mußte, daß er, so lange Hr. Patzkc Oberst sei,

mit Chikanen zu kämpfen haben werde, gelang es, sofort eine Anstel¬

lung bei der Steuerbehörde in Miltelwalde (Grafschaft Glatz) zu erlan¬

gen, wohin er seit dem 1. November gegangen.

*) Dies zur öffentlichen Warnung für Diejenigen, welche zu. einem der
Genannte» nnvorsichlia sich ausgesprochen haben; was mich betrifft, so wäre
ich allerdings neugierig, meine ans der Snrveillance entstandenen- „geheimen"
Polizei-Acten kennen zu lernen, denn für „gute" Berichte werden bekanntlich

gute Remunerationen gezahlt. Wie mag ich überhaupt im „Geheimen Polizei-
Archiv" des Hrn. Kanzleiraths Friedrich angeschrieben stehen?
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Wie oben mitgetheilt, halte der Minister des Innern eine Unter¬
suchungs-Kommission eingesetzt, um die Verwaltung der Schutzmanns-
Pensions-Zuschuß-Kasse und die einschlagenden Verhältnisse zu prüfen.
Dieselbe besteht aus dem Unterstaatssecretair Sulzer als Vorsitzendem,
dem Geheimen Rath Iacobi und dem Assessor von Kehler als
Mitgliedern und dem Rechnungsrath Zehrmann, dem die Aufgabe
zugewiesen worden ist, das nöthige Rechnungsmaterial zusammenzustellen
und demgemäß sämmtliche Bücher, Rechnungen und Beläge des Pen¬
sionsfond der Schutzmannschaft einer speciellen Prüfung zu unter¬
werfen.

Bevor ich die Thätigkeit dieser Kommission beleuchte, 'muß ich ein
merkwürdiges Actenstück erwähnen, welches am 15. September und den
folgenden Tagen sämmtlichen Polizeilieutenants und der Schutzmannschaft
amtlich zugestellt worden ist.

In dem ersten Theil dieser Schrift spreche ich mein Befremden
darüber aus, daß irgend welche Statuten, nach denen der Schutzmann¬
schaft in vorkommenden Fällen Pensionszuschüsse reglementsmäßig aus¬
gezahlt werden müßten, zur Zeit den Interessenten noch nicht bekannt
seien.

An den gedachten Tagen hat man nun nachstehende Statuten aus¬
gegeben, die, wie sich am Schluß ergiebt, seit dem 12. Juni d. I. vom
Minister des Innern sanctionirt sind:

Regulativ
für die

Zahlung der Zuschuß -Pensionen
aus der

Schutzmanns -Penstons - Zuschuß - Kaffe.

Nachdem der Pensionszuschuß-Fond der Schutzmannschaft die
in den Allerhöchst genehmigten Grundbestimmungen vom 20. April
1854 ausbedungene Höhe von Einhundert Tausend Tha¬
lern erreicht hat, wird auf Grund des §. 6 jener Grundbe¬
stimmungen folgendes Tableau resp. Regulativ aufgestellt, nach
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welchem die Zahlung der Zuschußpensionen vom 1. Juli 1857 ab
erfolgen soll.

Die Allerhöchste Kabinetsordre, in Folge deren die Grundbestim¬
mungen vom 20. April 1854 erlassen worden, so wie die Grundbe¬
stimmungen selbst sind Geheininisse der Chefs der Verwaltung. Ich
bin deshalb außer Stande, dieselben vor das Forum der Kritik zu
ziehen.

Wohl aber will ich die dem ganzen Regulativ zu Grunde gelegte
Behauptung, daß der PensionSfoud seit dem Tage, von welchem die
Zahlung der Zuschuß-Pensionen datiren soll, also seit dem 1. Juli 1857
die Höhe von Ein Hundert Tausend Thalern erreicht habe, deren Ver¬
öffentlichung im gegenwärtigen Augenblick alle meine Beschuldigun¬
gen selbstverständlich Lügen straft, einer eingehenden Erörterung unter¬
ziehen.

Zunächst will ich constatiren, daß die Untersuchungs-Kommission
bei ihrer Revision der Rummelsburger Kassen nicht ganz 4000 Thaler
baar vorgefunden hat. Unter diesen 4000 Thalern befinden sich nur
etwa 1000 Thaler der Schntzmannschaft gehörige Gelder; das Uebrige
sind Cautionen der Bäckererei- und Lohgrubenpächter, des Wirthschafts-
iuspectors u. s. w.

Von den 16000 Thalern Depositengeldern der Schutzmannschaft
sind mithin 15000 Thaler zur Pensions-Zuschnß-Kasse geschlagen, sind,
um mich euphemistisch auszudrücken, verwirthschaftet worden.

Gleichzeitig hat auch noch die hiesige Stadtvoigtei-Verwaltnng einen
rechtlichen Anspruch an die Pensions - Zuschuß - Kasse auf Höhe von
2193 Thalern, den ich einstweilen hier registriren will.

Das Vermögen des Pcnstonsfrnd besteht mithin ausschließlich in
dem Werth der vier Grundstücke Rummelsburg, Neue Friedrichsstr. 18 19,
Große Hamburgerstr. 13 14, Kaiserstr. 39 40.

Demgemäß will ich untersuchen, welchen Werth nach Ansicht des
Ministers, der die Hypothese der Ein Hundert Tausend Thaler amtlich
genehmigt hat, jene vier Grundstücke haben.

Am 1. Juli 1857 soll vorhanden gewesen sein
der ideelle Bestand von. 100,000 Thlrn.

Von einem solchen Capital kann man aus den
Einnahmen der Miethen und Pachten, aus dem Er¬
trage der Landwirthschaft, Brodbäckerei und Milchwirth-
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schaft »ach Abzug säiymtlicher Hypothekenzinsen, Ver-
waltungs- und Äewirthschaftungsausgaben einen ideellen
Reingewinn von 5 Proc. mit Fug und Recht voraus¬
zusetzen. Dieser ideelle Reingewinn ohne Zins auf
Zins betrügt für 3%Jahr. 18125 Thlr.

Zu diesen ideellen — oder vielmehr illusori¬
schen Posten kommen folgende reelle:

Jährliche Beiträge der Schutzmannschaft k 7200
Thaler; nach Abzug der nun einmal gemachten außer¬
ordentlichen Verwaltungsausgaben an Patzke, Mi-
golski, Hoppe II., Kuntzen und Börner znm
Betrage von 2200 Thalern, der Gralificaiionen zum
Betrage von etwa 300 Thalern, so wie der wirklich
gezahlten Zuschuß-Pensionen zum Betrage von höch¬
stens 700 Thälern, bleibt ein jährlicher Restbestand
von etwa 4000 Thalern. Der macht für 3'/, Jahr
ohne Zins auf Zins. 13000 „

Hierzu kommen ferner: die verwirthschafteten
Depositengelder nach Abzug der vorgefundenen 1000
Thaler zum Betrage vonetwa. 15000 „
der Rechtsanspruch der Stadtvoigtei - Verwaltung für
Arbeitslöhne der in Rummelsburg detinirt gewesenen
Gefangenen zum Betragevon. 2193 *
und die Hypolhekenschulden, die auf jenen Grundstücken
lasten, und die, wie durch die Untersuchungs-Kommis¬
sion festgestellt worden ist, gegenwärtig nicht 166,038%
Thaler, sondern in runder Summe. 175,000 „
betrugen.

Diese theils illusorischen, theils reellen Posten zu¬

sammen addirt, ergeben den Gesammtbetrag von . . 321,318 Thlrn.
Ist also die Behauptung richtig, daß am 1. 3nli 1,857 der Pen¬

sionsfond Ein Hundert Tausend Thaler betragen habe, so beträgt der
Werth, welcher den den Pensionsfond yepräsenti«uh?n vier Grundstücken
jetzt beigelegt werden muß, etwa

32l,0«>0 Thaler!



Wer den Minister des Innern so berathen hat, daß Er, — der
durch die Nicht-Lebensfähigkeits-Erklärung und Auflösung ihrer Sterbe-
kaste aus rechtlichen Bedenken die armen Schutzmänner zwingt, bei To¬
desfällen in ihrer Familie, ungeachtet der enormen Beiträge, die sie

gezahlt haben, das Geld zur Beerdigung der Ihrigen sich zusammen¬
zubetteln, während Hr. von Zedlitz das schwer erworbene Eigenthum
der Schutzmänner saus faijon zu Gratificationen verwendet, der es

ruhig mit ansieht, wie den gering besoldeten Schutzmännern nach wie
vor allmonatlich 15 Sgr. zur banquerntten Penstons-Zuschuß-Kasse ab¬

genommen werden, — daß Graf Schwerin kein Arg darin gefunden
hat, die Hypothese der Ein Hundert Tausend Thaler dem von ihm
genehmigten Regulativ zu Grunde gelegt zu sehen, — das weiß
ich nicht!

In dem Regulativ heißt eS weiter:

§• 1.

Da die Schutzmanns- Penstons - Zuschüß- Kasse ihrer Bestim¬
mung nach nur Zuschüsse zur Staats Pension zahlt, so ist der
Bezug und Verlust des Zuschusses aus dieser Kasse zunächst ab¬
hängig von dem Bezüge und Verluste der Staatspension, außer¬
dem aber ist der Anspruch an diesen Zuschuß zur Staatspcnsion
bedingt durch eine mindestens zehnjährige, mit dem Genuß eines
ctatsmäßigen Gehalts verbundene Dienstzeit in der Schutzmann¬
schaft und durch gleich lange, regelmäßige Zahlttng der grund-
bestimmungsmäßigen Beiträge.

Die der Schutzniannschaft zum Pensionsfond gemachten Abzüge
pro Kopf mit monatlich 15 Sgr., — bis zum Jahre 1852 sollen sie

sogar 1 Thaler betragen haben, — überschreiten bei Weitem den ge¬
setzlich normirten Proccntsatz, der einem Beamten zu dem Zweck von
seinem Gehalt abgezogen werden darf. Abgesehen von jeder anderweiten
Begründung ergiebt sich schon aus viese'in Umstaude allein, daß der
PensionSfond der SchutzmaNnschaft rein privater Ratur ist, und daß
nur die gesetzlichen Bestimmungen über „gemeinschaftliches Eigenthum"
(A. L. R. Th. I. Tit. 17.) ans ihn angewandt werden können. Wenn
daher durch die Vorgesetzten der Schutzniannschaft ein Directvrium des
Penstonsfond willkürlich ernannt worden ist, so fehlte einer solchen Maß¬
regel von vornherein jede Berechtigung, da die betreffende Verwaltung
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nur durch Majoritätsbeschlüsse der Betheiligten angeordnet werden konnte.

(§. 36 1. o.) Eben so ist es mit der Verwendung des Pensionsfond.
Die vorgesetzte Dienstbehörde der Interessenten hatte kein Recht, über
deren Privateigenthnm willkürlich zu schalten und zu walten und das
ausschließliche Verfügungsrecht darüber sich anzumaßen. (§. 10 1. c.)
Mithin fehlt dem Regulativ überhaupt jeder rechtliche
Boden.

Was nun in specie den §. 1 betrifft, so will ich hier nur die
Fragen auswerfen: Womit läßt es sich rechtfertigen, daß Bezug und
Verlust des Pensionszuschusses abhängig sein sollen von dem Bezüge
und Verluste der Staatspension? Was bat das Privateigenthum
der Schutzmänner mit deren eventueller Staatspension zu schaffen? —
Vielleicht wird es einem Rechtsgelehrteu gelingen, durch Kasuistik
dies rechtliche Problem zu lösen: ich bin dazu außer Stande.
Und liegt nicht, — abgesehen von der Rechtswidrigkeit der ganzen An¬
ordnung, — eine gränzenlose, gar nicht zu rechtfertigende Härte darin,
das Privateigenthum einer so dehnbaren Bestimmung wie dem Bezüge
und Verluste der Staatspension zu unterwerfen, und ist letztere denn
überhaupt gesichert?

In dem Regulativ heißt es weiter:

8- 2.

Erhält ein Mitglied der Schntzmannschaft bei seinem Austritt
aus dem Dienst eine Gnadenpension aus der Staatskasse, so soll
ihm auch aus der Pensions-Zuschuß-Kasse die Hälfte des regle¬
mentsmäßigen Zuschusses gewährt werden, wenn er:

a) mindestens fünf Jahre in der Schutzmannschaft gedient und
die Beiträge zur Pensions-Zuschuß-Kasse gezahlt, und

t>) sein Austritt wegen Invalidität erfolgt, die er sich Lei Aus¬
übung seines Dienstes in der Schutzmannschaft ohne eigene
Verschuldung zugezogen hat.

Dieser Paragraph scheint im Interesse der Humanität redigirt zu
sein. Da durch ihn die Fälle normirt sind, in welchen die Schutz¬
männer aus ihrem Privateigenthum Ansprüche auf Gnadenzuschuß er¬

heben dürfen, so will ich sie nur warnen:
1., nicht in fortgesetzte außerdienstliche Krankheit zu gerathen, die für

den Dienst sie unfähig macht;
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2., Arm- und Beinbrüche nur bei Ausübung des Dienstes, keineswegs

aber in der dienstfreien Zeit sich zuzuziehen,

da im entgegengesetzten Falle die Normen des §. 2 jede Nutznießung
ihres'D durch unfreiwillige Beiträge gebildeten Privateigenthums ihnen
verschließen.

Das Regulativ fährt fort:

8- 3.

Jeder Anspruch an die Schutzmanns-Pensious - Zuschuß-Kaffe
geht verloren:

a) mit dem Verlust der Staatspension,

b) mit dem freiwilligen Austritt aus der Schutzmannschaft ohne

Staatspension,

e) mit der unfreiwilligen Entlastung aus der Schutzmanuschaft
ohne Staatspension,

ä) mit der Uebernahme eines Amtes Seitens des Pensionairs

bei einer Kommunalbehörde, einem ständischen Institute oder

einer Korporation, sofern mit diesem Amte ein Einkommen
verbunden ist, welches allein oder mit Einschluß der Staats¬
pension so viel als sein letztes Diensteinkommeu in der
Schutzmannschaft beträgt. Erreicht es diesen Betrag nicht,

so wird dem Pensionair die Zuschußpcnsion bis zu der

Höhe belassen, daß sein zeitiges Diensteinkommeu einschließ¬

lich der Staatspension sein früheres erreicht.

Hier werden also bestimmte Fälle aufgeführt, in denen die Schutz¬

männer ihres rechtmäßigen Eigenthums verlustig gehen sollen. Wenn
man erwägt, daß unter den gegenwärtigen Dienstverhältuiffen, unter dem

wenig humanen Regiment des Hrn. Patzke und seiner Gesinnungs¬

genossen die notorische Erscheinung sich herausgestellt hat, daß fast alle

noch dienstfähigen Schutzmänner, sobald sie ihre zwölfjährige Dienstzeit

incl. der Militairjahre überstanden und die Versorgungsberechtigung erlangt
haben, davonlaufen, um bei anderen Behörden angestellt zu werden, so

daß fast gar keine ausgebildeten Beamten dem Polizeidienst erhalten blei¬

ben, — so wird man zugestehen müssen, daß die Fälle, in denen über¬

haupt zur Zahlung einer Zuschußpensiou geschritten werden darf, auf
ein Minimum herabgedrllckt sind.



Deshalb will ich in: Interesse der leer ausgehenden Majorität
hier anführen:

1) daß diejenigen Schutzmänner, welche seit Errichtung der Schutz¬
mannschaft bis zum 15. September 1859, als dem Tage, von
welchem das vorliegende Regulativ datirt, Beiträge geleistet haben
und vor dem gedachten Tage aus dem Pensionsverbande und aus
der Schutzmanuschaft ausgeschieden sind, das Recht haben, die
von ihnen zur Pensions - Zuschuß - Kasse eingezahlten Beiträge
zurückzufordern;

2) daß diejenigen Schutzmänner, welche seit dem 15. September
1859 Beiträge gezahlt haben und noch zahlen, berechtigt sind,
vor Gericht die Aufhebung der Gemeinschaft zu bean¬
tragen, am Einfachsten und Sichersten" bei der Konkursabtheilung
des König!. Stadtgerichts.

Der nächste Paragraph des Regulativs lautet:

§• 4 .

Scheidet ein wieder angestellter Pensionair aus der ihm ver¬
liehenen, im §. 3. d. näher bezeichneten Dienststellung, so wird
ihm die Zuschußpension soweit als damit unter Hinzurechnung
der vom Institut, bei welchem er die Wicdercmstellung gefunden
hatte, bewilligten Pension und der Staatspension sein früheres
Activitätsgehalt in der Schutzmannschaft nicht überschritten wird,
wiedergewährt.

An diesen: Paragraphen ist die Umsicht beachtenswerth, nnt welcher
alle Eventualitäten, soweit sie nämlich dem Geist der ganzen Verord¬
nung nicht zuwiderlaufen, bis in die kleinsten Details berechnet und
vorgesehen sind.

Nunmehr folgt die Pensionsscala, nach welcher die Zuschußpensionen
vertheilt werden sollen:

§• 5.

Die aus der Schutzmanns-Pensions -Zuschuß -Kasse zu ge¬

währende Zuschußpension beträgt jährlich:
a. nach einer in der Schutzmannschaft zurückgelegten zehn¬

jährigen bis zur nicht vollendeten fünfzehnjährigen Dienst¬
zeit.36 Thlr.
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b. nach fünfzehnjähriger bis zu nicht vollendeter zwanzigjährigerDienstzeit.42 Thlr.
c. nach zwanzigjähriger bis zu nicht vollendeter fünfundzwanzig¬

jährigerDienstzeit.48 Thlr.
d. nach fünfündzwanzigjähriger bis zu nicht vollendeter dreißig¬

jährigerDienstzeit.54 Thlr.
e. nach vollendeter dreißigjähriger Dienstzeit .... 60 Thlr.
Die Staatspension und die Zuschußpension zusammen dürfen

jedoch das von dem pensionirten Beamten bezogene Gehalt nicht
überschreiten; entgegenstehenden Falles wird die Zuschußpension
entsprechend ermäßigt.

Diese Scala steht in einem Causalncpus zu der Hypothese der
Ein Hundert Tausend Thaler im Eingänge des Regulativs. Von irgend
welcher Prüfung ihrer Lebensfähigkeit kann gar nicht die Rede gewesen
sein, da mau sonst die trostlosen Verhältnisse des Pensivnsfond entdeckt
haben müßte. Wo sollen, selbst wenn dies Regulativ in Kraft bleiben
und unter der Schutzmannschaft oder deren ehemaligen Mitgliedern Nie¬
mand sich finden sollte, der die Sache zum rechtlichen Austrage bringt,
die durch zwei Behörden garantirten Zuschußpensionen herkommen,
namentlich wenn der unausbleibliche Fall eintritt, daß über die Kaffe
Konkurs eröffnet wird?

Der Schlußparagraph des Regulativs lautet:

§- 6 .

Die Bestimmung über die Zahlung und Höhe der zu gewäh¬
renden Zuschußpenstonen innerhalb der in diesem Regulativ auf¬
gestellten Gränzen, sowie die Untersuchung und Entscheidung über
die an die Kasse erhobenen Ansprüche steht vorbehaltlich der Ent¬
scheidung des Herrn Ministers des Innern im Wege der Be¬
schwerde dem Polizeipräsidenten zu. Die Beschreitung des Be¬
schwerdeweges ist an eine peremtorische Frist von vier Wochen
gebunden.

Ueber die Fälle, unter denen die Zahlung der Zuschußpeusion un¬
weigerlich erfolgen muß, enthält weder dieser Paragraph noch überhaupt
das ganze Regulativ auch nur eine Sylbe. Man hat es ordentlich
gefliffentlich vermieden, die Gründe einer Pensionirung auö der Kaffe
zu erörtern und rechtlich sestzustellen. Dem jedesmaligen Polizeipräsidenten

3
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und der Beschwerde-Instanz des Ministers des Innern hat man das
persönliche Recht vorbehalten, die an die Kasse erhobenen Ansprüche zu
genehmigen oder zu verwerfen! Wahrhaftig ein schlechter Trost für die¬
jenigen Beamten, welche jahrelange unfreiwillige Beiträge haben zahlen
müssen und für ihr Geld schließlich dem willkürlichem Ermessen, der
Gnade eines Hrn. von Zedlitz anheimfallen!

Das Regulativ trägt die Unterschriften:

Berlin, den 15. September 1859.

Der Polizei-Präsident.
In Vertretung.

(gez.) Lüdemnnn.
Vorstehendes Regulativ wird hierdurch genehmigt.
Berlin, den 12. Juni 1860.

Der Minister des Innern.
Im Aufträge.

(gez.) Sulzer.
Dies Regulativ, in welchem überdies der immerhin mögliche Fall,

daß das Institut der Schutzmänner ganz aufhört und durch andere
Staatseinrichtungen ersetzt wird, gar nicht vorgesehen ist, welches dem¬
gemäß für diesen eventuellen Fall gar keine entsprechende Verwendung
der etwaigen Fonds angeordnet hat, — dies Regulativ ist seit dem
16. September d. I. amtlich ausgegeben und den Interessenten zugestellt
worden. Die Veröffentlichung im gegenwärtigen Augenblick hat eine

Art Gegengewicht gegen meine Beschuldigungen, hat eine Denionstration
gegen mich abgeben sollen. Dadurch ist mir die Aufgabe zugewiesen
worden, dies Musterstück der Verirrung rechtlicher Begriffe zu produ-
ciren, seinen Inhalt zu prüfen und zum Schluß meiner Erörterung
darauf hinzuweisen:

1) daß zu meinem großen Bedauern durch Unterschrift und Genehmi¬
gung dieses Regulativs der Minister des Innern Graf Schwerin
selbst auf's Acußerste kompromittirt erscheint, — wenn nämlich
meine Beschuldigungen über das Nichtvorhandensein der mehr-
erwqhnten Ein.Hpndert Tausend Thaler als begründet sich heraus¬
stellen sollten
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2) daß Graf Schwerin zum Chef der Untersuchung darüber, ob
jene Ein Hundert Tausend Thaler wirklich vorhanden sind, gerade
denjenigen Beamten seines Ministern eingesetzt hat, der mit dem
Minister in gleicher Lage sich befindet.

Es dürste an der Zeit sein, zu erörtern, was die seit dem
August d. I. tagende Administrativ-Untersnchungs-Kommission bisher
geleistet hat.

Schon früher habe ich behauptet, daß die Buchführung des Pen¬
sionsfond mit Absicht so complicirt angelegt. worden sei, daß selbst die
gescheidtesten Revisoren der Ober-Rechnungskammer nur mit Mühe sich
herauszufinden vermögen würden. Nach erfolgter Beschlagnahme der
Bücher äußerte ein Mitglied des Küratorii lachend: „Dazu haben wir
auch keine Bücher geführt, daß Die (nämlich die Ministerialräthe) darin
sich zurechtfinden sollen."

Aus Gründe», die ich im zweiten Abschnitt dieser Schrift darlegen
werde, halte ich es fast für unmöglich, daß es dem Rechnungsrath
Zehrmann, dem einzigen Beamten, welchen Graf Schwerin mit
einer eben so undankbaren wie schwierigen Aufgabe betraut hat, gelingen
dürfte, den Knäuel der Rumnielsburger Buchführung zu entwirren.
Uebrigens selbst angenommen, daß er der Verläßlichkeit der Bücher un¬
bedingtes Zutrauen schenken sollte, würde er bei angestrengtester Thätig¬
keit zur Vollendung seiner Arbeiten eine Frist von mindestens Einem
Jahre nöthig haben.

Bevor nun aber der Rechnnngsbeamte seine Vorarbeiten eingereicht
hat, dürfte bei dem bisherigen Gange der Untersuchung an irgend ein
Resultat nicht zu denken sein. Als das in schließlicher Aussicht stehende
Ziel der Untersuchungs-Kommission betrachte ich nämlich entweder die
amtliche Definitiv -Feststellung der von mir behaupteten Thatsachen oder
deren eventuelles vorläufiges Dementi; sollten meine Angaben als be¬
gründet sich erweisen, so wäre dann die Kommission sx officio genöthigt,
ihre Axbeiten den zur weiteren Verfolgung der Sache allein competenten
Justizbehörden zu überweisen; im anderen Falle würde mir immer noch
der Weg des gerichtlichen Austrages der Sache aus dem §. 159 des
Strafgesetzbuchs offen stehen.

Jede derartige Untersuchung ninimt einen mehr oder weniger zwei-
3*
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heutigen Character an, wenn während ihres Verlaufs die Personen,
gegen welche sie gerichtet ist, nach wie vor in den Stellungen belassen
werden, vermöge deren sie die ihnen zur Last gelegten Handlungen haben
begehen können.

Deshalb war ich der Meinung, daß es im vorliegenden Falle der
Untersuchungs-Kommisston vor Allem darum zu thun sein müsse, die
hervorragendsten Puncte meiner Beschuldigungen zu prüfen, um darüber
zu befinden, ob es mit der Integrität des Preußischen Beamtenstandes
zu vereinbaren sei, die arg bezüchtigten Herren von Zedlitz und
Patzke noch ferner in Amt und Würden zu lasten.

Meine Beschuldigungen sind so positiver Natur, ihr Beweis liegt
so klar zu Tage, daß ich keinen Anstand nehme, auch ohne amtliche
Aufklärungen abzuwarten, einige Thatsachen, welche die Kommission mit
Leichtigkeit hätte constatiren können, hier aufzuführen.

Auf den vier Grundstücken der Schutzmannschaft lasten über
175,000 Thlr. Hypothekenschulden. Trotzdem nun durch ein Gutachten
von Sachverständigen der wahre Werth dieser Grundstücke sehr leicht

sich hätte ermitteln lassen, und die Kommission hierdurch iü den Stand
gesetzt worden wäre, entweder das behauptete Nichtvorhandensein des

Pensionsfond festzustellen oder zur Beruhigung der öffentlichen Meinung
durch Zahlen mich zu widerlegen, folgt sie dem Gange der Bücher,
die einen Activbestand von mehr als 100,000 Thlr. nachweisen. Daß
in den Büchern, um eine solche ideelle Behauptung zu rechtfertigen,
jene Grundstücke zu einem enormen Werthe angesetzt sein müssen, ver¬

steht sich von selbst, — abgesehen von allen anderen stattgehabten Ma¬
nipulationen, durch welche der Glaube an die Zuverlässigkeit dieses

Ausweises bedenklich erschüttert werden muß.
Was nun die Verwendung der Fonds anbetrifft, die ein nach

meiner Behauptung so trauriges Ergebniß herbeigeführt hat, so wäre
es ein Leichtes gewesen, den alljährlichen Ausgabe-Etat im Verhältniß
zu den Einnahmen zu berechnen und vor Allem die Summen auszu¬
ziehen, mit denen das Kuratorium des Pensionsfond alljährlich sich selbst

bedacht hat. Dadurch würde man von vornherein merkwürdige, gar
nicht zu rechtfertigende Aufschlüsse erlangt haben.

Von den Special-Beschuldigungen, die ich gegen die Herren von
Zedlitz und Patzke vorgebracht habe, will ich zwei Fälle, die Ver¬
wendung der Schutzmanns-Depositengelder und die von Manstein'sche
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Gratifications-Angelegenheit als thatsächlich feststehend recapituliren. Auch
hier wäre die Kommission im Stande gewesen, durch amtliche Feststellun¬
gen irgend einen vorläufigen Abschluß zu erzielen, der um so dringender
geboten war, als durch die Beschlagnahme des Baarbestandes ein Depo-
siten-Defect auf Höhe von 15,000 Thlr. sich herausgestellt hatte, und
als ferner die der Schutzmanns-Sterbekasse entnommenen Gratificationen
öffentlichen Scandal hervorgerufen hatten.

Dem Depositen-Defect liegt folgendes Sachverhältniß zu Grunde.
Hr. von Zedlitz, der von den trostlosen Verhältnissen der Pen-

sions-Zuschuß-Kasse vollkommen unterrichtet war, fordert vom Minister
des Innern von Westphalcn das prännmerando-Gehalt der Schutz-
niänner unter dem Vorgeben, für die der Schutzmannschaft an¬
geblich g emach ten Barsch üsse es verwenden zu wollen. Diese
Vorspiegelung ist eine einfache Fiction, eine Täuschung des Mini¬
sters. Hr. von Zedlitz erhält das Geld. Er giebt den Schutzmän¬
nern Depositenscheine über 15 Thlr. und zahlt ihnen die paar Pfen¬
nige Mehrbetrag ihres Gehaltes aus, läßt aber Alle über voll empfan-
genes Prännmerando-Gehalt quittircn und reicht die Quittungen als
Belag der Ober-Rechnungskammer ein. Anstatt nunmehr die Depositen¬
gelder als Depositen zu asferviren, giebt er zu einer Zeit, wo noch gar
keine Statuten deö Pensionsfond existirten, das Geld Hrn. Patzke zu
beliebiger Verwendung int Interesse der, Pensions-Zuschuß-Kasse.

Durch die Ausstellung jener Quittungen waren die Depositengelder
in den Privatbesitz der Schutzmannschaft übergegangen. Jeder Schutz-
niaun, wenn ihm die unverzinsliche Aufbewahrung seines Depositums
nicht convenirte, war berechtigt, die Auszahlung der ihm eigenthümlich
gehörigen 15 Thlr. zu fordern und unbedingt darüber zu disponiren.
Um dies zu hintertreiben, werden ganz kuriose willkürliche Bestimmun¬
gen, die sich rechtlich gar nicht begründen lassen, in die Depositenscheine
eingetragen. Zugleich wird die Schutzmannschaft dadurch, daß das amt¬
lich eingesetzte Kuratorium des Pensiousfond die Scheine hat unterschrei¬
ben müssen, in den Irrthum versetzt, daß die Depositen als Gehalts¬
gelder rechtlich verwaltet und in besonderem Gewahrsam aufbewahrt
würden. Hr. Patzke aber verschleudert das Geld, um die Verlegenhei¬
ten, in welche seine unsinnige Wirthschaftsführnng die Pensions-Zuschuß-
Kasse gestürzt hatte, zu bemänteln.

Hätte Hr. Patzke in Folge der deni Minister gemachten nnrich-



tig en Vorspiegelungen des Hrn. von Zedlitz das Geld nicht erhalten,
hätte Hr. Patzke mit dem rechtmäßigen Privateigenthum der Schutz¬
mannschaft zwar ohne deren entfernteste Bewilligung, wohl aber mit
Genehmigung des allezeit willfährigen Hrn. von Zedlitz nicht nach
Gutdünken walten können, so hätte der Eclat, der über kurz oder lang
eintreten wird, schon damals nicht vermieden werden können. Hr. Patzke
hatte demgemäß ein erhebliches Interesse, jene Depositengelder zu erlan¬
gen und zu beliebigen, nur nicht Depositen-Zwecken sie zu verwenden,
wozu Hr. von Zedlitz nach Kräften ihm behülftich gewesen ist.

Was für Judicien strafbarer Handlungen in diesem einfachen That¬
bestände gegen beide Herren vorliegen, darüber will ich mich jedes Ur¬
theils enthalten.

Am 4. October fand eine Generalversammlung der Mitglieder der
Schutzmanns-Sterbekasse statt. Ueber deren Verlauf berichtet die „Vossische
Ztg." vom 10. October Folgendes:

„Die Versammlung fand statt, weil auf Veranlassung des Hrn.
Ministers des Innern die Sterbekasse der Schutzmannschaft auf¬
gelöst werden soll, da ihre dauernde Lebensfähigkeit als gesichert
nicht zu betrachten ist. So war denn eine Schlußrechnung ange¬

fertigt, und die Mitglieder sollten über die Art der Vertheilung
Beschluß fassen. Die Frage des Vorsitzenden in Bezug hierauf
war dahin gerichtet: ob das Geld gleichmäßig oder in Rücksicht
auf die längere oder kürzere Beitragszeit vertheilt werden solle;
der Kassenbestand war auf 2600 Thlr. angegeben. Sämmtliche
Anwesende, gegen 300, sprachen sich mit Ausnahme Eines gegen
die Vertheilung ans, hielten die Kasse vielmehr für lebensfähig
und beschlossen, dieselbe fortbestehen zu lassen, zur größeren Lebens¬
fähigkeit aber auch für ihre Frauen in Zukunft Beiträge zu zah¬

len. Von dem früheren Wachtmeister Curth wurde ein Schreiben
des Polizeicberst Patzke an einen Schutzmann vorgelesen, in
welchem derselbe vor noch nicht langer Zeit die Sicherheit und
Lebensfähigkeit der Sterbekasse über allen Zweifel erhaben
hinstellt. Von anderer Seite wurde Auskunft verlangt, ob die an
den früheren Polizeihauptmann von Manstein angeblich geliehe¬
nen 100 Thlr., so wie die den Polizeiwachtmeistern Pfeffer und
Fischer in gleicher Weise gegebenen Summen von je 10 Thlr.
bereits zurückerstattet seien, worauf das Comits die Antwort schuldig
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blieb. Der ehemalige Schutzmann Hildebrand, früher Mit¬
glied des Comites der Kasse, bemerkte, daß die Ausgabe der ge¬

dachten Posten ohne Genehmigung des Comites erfolgt sei, daß
dieses erst acht Tage nachher davon gehört habe: der Vorsitzende
Polizeilieutenant Beyer, ebenfalls Comitö-Mitglied, erwiderte
darauf, daß dies allerdings richtig, die Auszahlung sei auf
besonderen Befehl des Polizeipräsidenten von Zed¬
litz geschehen. Eine weitere Debatte entspinnt sich darüber,
Wer die Kosten der veranstalteten Prüfung der Lebensfähigkeit
der Kasse zu tragen habe; es sind 25 Thlr. dafür liquidirt, deren
Zahlung der Kasse aufgebürdet. Bezüglich der angeblich bei der
Abtheilung E. der Schutzmannschaft gestohlene» Kasseugelder im
Betrage von etwa 40 Thlr. erklärte der Vorsitzende, daß der
Rechtsweg beschritten sei, deren Erstattung herbeizuführen. Poli¬
zeihauptmann Heitz sprach sich als Mitglied der Kaffe dahin aus,
daß nach den gemachten Erfahrungen es nicht rathsam sei, das
Geld beisammen zu lassen, man möge aber die Beiträge fortzah¬
len und eine Untcrstützungskasse unter denselben Bedingungen bil¬
den. Registrator Rabe fordert dann schließlich die Versammlung
auf, ihr Recht bis auf deu letzten Punct durch alle Instanzen zu
vertheidigen und zuletzt auf die Gerechtigkeitsliebe des
Prinz-Regenten sich zu verlassen. Die Versammlung,
welche eine sehr stürmische und mehrere Male mit Auflösung be¬

drohte war, wurde danach geschlossen."

Was zunächst den Kassenbestand der 2600 Thlr. betrifft, so muß
ich erläuternd hinzufügen, daß jeder Schutzmann, der im Lauf der letz¬

ten zehn Jahre bei dem König!. Polizeipräsivium angestellt worden, ge¬

zwungen worden ist, der Sterbekaffe beizutreten. Dann ist unter dem
Vorwände der „Einschreibegebühr" Jedem ein unfreiwilliger Abzug von
einem Thaler gemacht worden. Da es nun sehr viele Schutzmänner
gegeben hat, die, nachdem sie das Kommando des Hrn. Patzte kennen

gelernt, sich beeilt haben, dem Polizeidienst den Rücken zu kehren, da
ferner die Zahl der freiwilligen Mitglieder der Sterbekasse — ehemali¬

ger Mitglieder der Schutzmanuschaft — die der activen Beamten bei
Weitem übersteigt, so repräsentiren jene 2600 Thlr. nicht einmal den

Betrag der als „Einschreibegebühr" vereinnahmten Summen, die als
eiserner Fond jedenfalls vorhanden sein müßten! Und dabei sind den
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armen Schutzmännern außer ihren festgesetzten Monatsbeiträgen in be¬

drängten Zeiten, z. B. zur Cholerazeit Abzüge zur Sterbetasse je nach Be¬
dürfniß gemacht worden, so daß die Gesammtsumme der Abzüge den monat¬
lichen Betrag von einem Thaler pro Kopf mehrfach überschritten hat!

Während dem Pcnsionsfond die Eigenschaft des Privateigenthums
der Schutzmannschaft bestritten wirv, gilt auch vor den Behörden die
Slerbekasse als deren unzweifelhaftes Eigenthum. Aus fremdem Eigen¬
thum, über welches gar keine Disposition ihm zustand, und ohne —
pro forma wenigstens — eine eventuelle Genehmigung des Comitös ein¬

zuholen, hat Hr. von Zedlitz Gratifikationen verausgabt, vermuthlich
weil die übrigen ihm zu Gebote stehenden Fonds bereits erschöpft waren!
Hinter dem Rücken sämmtlicher berechtigten Interessenten hat er eines
Tages durch den Wachtmeister im Controlbüreau der Schutzmannschaft
Raasch die von ihm willkürlich befohlenen Summen aus der Kasse ab¬

holen lassen, und die Kasse, ohne seine Legitimation zu prüfen, hat denn
auch wirklich Zahlung geleistet! Wenn dieser Fall, wie es den Anschein
hat, Hrn. von Zedlitz ungestraft hingehen sollte, dann dürfte es zum
Mindesten geboten sein, die gesetzlichen Bestimmungen über die Heilig¬
keit und Unantastbarkeit des Privateigenthums abzuändern!

Alle diese Umstände dürften sowohl dem Minister des Innern als
auch der Untersuchungs-Kommission nicht unbekannt geblieben sein: d. h.
sie sind ihnen nur privatim bekanntgeworden; amtlich hat bisher weder
der Minister noch hat die Kommission von der Sache Etwas wissen

wollen. Hätte man jene Thatsachen amtlich constatirt: —• womit hätte
es sich rechtfertigen lassen, daß gegen die in Wahrheit Schuldigen bis¬
her nicht eingeschritten morden ist?

Und wie verhalten sich Dem gegenüber die Letzteren?
Das Kuratorium des veruntreuten Pensionsfond pocht darauf, daß

ihm Nichts geschehen könne; es habe ja nur die Befehle und Anord¬
nungen seiner Oberen befolgt, und ans diesem Grunde sei der Minister
des Innern genöthigt, gegen etwaige Schritte der Justiz zu ihrem Schutz
den Competenzconflict zu erheben. Der Oberst Patzke tröstet sich da¬

mit, daß er Nichts gethan habe, ohne den Präsidenten von Zedlitz
durch dessen Unterschrift mit verantwortlich zu machen, und Dieser glaubt,
daß an seiner einflußreichen Stellung alle gegen ihn geschleuderten Pfeile
abprallen werben.
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Und in der That haben solche Meinungen viele Berechtigung für
sich und geben zugleich den Betheiligten die Richtschnur ihres — dreisten —
Verhaltens.

Als characteristisch muß ich folgende Anecdoten hier einflechtcn.
Nach dem Erscheinen der „Polizei-Silhouetten" waren eines Tages

die Osficiere der Schutzmannschaft zur Conferenz versammelt. Im Con-
ferenzzimmer steht ein länglicher Tisch, an welchem die Lieutenants Platz
nehmen, an ihn schließt sich eine Emporbühne mit dem Tisch und den
Stühlen der Hauptmänner an, und über Allen erhaben befindet sich der
Präsidcnteusitz de§ Oberst Patzke. Der tritt an jeneni Tage, ohne sich

umzublicken, in die Conferenz, nimmt seinen Platz ein und beginnt, ohne
die Sitzung zu eröffnen, ein Privatgespräch mit dem ihm zur Seite
sitzenden Hauptmann LorrS. Zwei Polizeilieutenants nehmen darauf
ihre durch den Eintritt des Oberst unterbrochene Unterhaltung leise wie¬

der auf. Da erhebt sich Hr. Patzke von seinem Sitz, mustert die
Lieutenants mit vernichtendeni Blick und verweist ihnen das Ungehörige
ihres Benehmens. Dann führt er sein Privatgespräch mit Muße zu
Ende und eröffnet demnächst die Sitzung.

Bei einer jüngsthin veranstalteten Fesifeier gab sich öffentlicher Un¬
wille darüber kund, daß die Herren von Zedlitz und Patzke in amt¬
licher Function erschienen, während der Minister des Innern durch die
angeordnete Prüfung der Rummclsburger Rechnungen seine Psticht zur
Genüge erfüllt zu haben glaubt. Bei dieser Veranlassung und bei
einem im September stattgefundenen Turnerfest soll Hr. Patzke über
vorgekommene schwarz-roth-goldene Demonstrationen geheimen Rapport
nach Oben erstattet haben.

Die Disciplinargewalt, mit welcher er ausgerüstet ist, handhabt Hr.
Patzke nach wie vor gegen seine Untergebenen, die ihm — Gott weiß
Was — wünschen. Disciplinararrest, willkürlich von ihm dekretirt, ist
unter Hrn. Patzke an der Tagesordnung.

Zum bevorstehenden Neujahrstage dürfte wiederum ein interessantes
Vorkommniß sich ereignen. Alljährlich zu Neujahr kommandirt Hr.
Patzke das Officierkorps der Schutzmannschaft und Deputationen der
Letzteren zur Gratulation bei dem Präsidenten. Seine mit Rührung
gesprochene Anrede beginnt in der Regel mit den Worten, daß die
Schutzmannsckaft dem Herrn Präsidenten für seine väterliche Fürsorge
zu innigstem Dank verpflichtet sei. Wird aber in diesem Jahre Graf
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Schwerin die verheißene Reorganisation nnd Verminderung der Schutz-
mannschaft nicht um deswillen beanstanden müssen, weil kein Geld vor¬
handen ist, um den abgehenden Mannschaften ihre Depositen auszu¬
zahlen?

Doch genug von den Jnconvenienzen, welche durch den bisherigen
Gang der Administrallv- Untersuchung des Grafen Schwerin hervor¬
gerufen sind, und die Niemand bester suhlt, als die Betheiligteu selbst.

Ich kann diesen Abschnitt nicht schließen, ohne einige allgemeine
Erörterungen anzuknüpfen, auf die Gefahr hin, wegen Erregung von
Haß und Mißvergnügen gegen Einrichtungen des Staats zur Verant¬
wortung gezogen zu werden. Wie sollte ich auch bei meiner so entschie¬

denen und scharf ausgeprägten Feindseligkeit gegen den Character, den
man gewissen Staatseinrichtungen eingeimpft hat, diese Klippe vermei¬
den können?

Als Hans von Held i. I. 1801 sein schwarzes Buch: „Die
wahren Jakobiner im Preußischen Staate. Actenmäßige Darstellung
der bösen Ränke und betrügerischen Dienstführung zweier Preußischer
Staatsminister" geschrieben hatte, sperrte mau ihn ein: an die Wahrheit
seiner Beschuldigungen zweifelte im ganzen Staate Niemand.

Auf dem Transport nach der Festung Kolberg am Königlichen
Schloß vorübergeführt, rief er aus: „Nun, Schicksal, Du wirst richten,
ich appellire an Dich!"

Fünf Jahre später kam das Jahr 1806, und im Jahre 1806 brach
der morsche Staat zusammen.

Jetzt in der Noth wählte man volksthümliche und integre Minister.
Das Volk rettete das Vaterland, die volksthümlichen Minister ret¬

teten den Staat.
Das Volk wurde unterdrückt, die volksthümlichen Minister wurden

verdrängt und zurückgesetzt oder starben im günstigsten Falle aus.
Die Preußische Bureaukratie, die das Jahr 1806 verschuldet, die

in den Zeiten der Noth ohnmächtig zusammengebrochen war, gewann,
wie mau zu sagen pflegt, wieder Oberwasser.

Heut zu Tage schwärmen die Professoren auf dem Katheder für die
Idee, daß dem Preußischen Staate die Führerschaft des germanischen
Elements als welthistorische Aufgabe zugewiesen sei.
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Was kann der Preußische Staat dem Deutschen Volke bieten?
Weiter Nichts als die wohl geordneten, wohl verklausulirten Mil¬

lionen Paragraphen seiner Gesetze und Perordnungen, weiter Nichts
als seine Bureaukratie, die allein aus diesen Millionen Paragraphen sich
zu vernehmen im Stande ist.

Vierzig Jahre der Reaction hat diese Bureaukratie dazu benutzt,
den Staat ans den alten Grundlagen, die er vor 1806 inne gehabt,
wieder Herzlistellen. Schließlich ist sie durch die Erfindung des Compe-
tenzconflicts dahin gediehen, daß sie einen Staat im Staate bildet, ja
daß der Gesammtstaat mit ihr sich identificirt. Darum hat die Gesetz¬
gebung auch nicht vergessen, die große büreaukratische Gemeinschaft durch
entsprechende strafrechtliche Paragraphen gegen jeden Angriff zu schützen:
vom Nachtwächter und Hoftheateriutendanten an als den entferntesten
Gliedern der großen Beamtenkette bis zum Presidenten und Minister als
deren Mittelpuuct hat inan das Ansehen und die Würde des großen
Beamtenstaates und seiner Schöpfungen nicht anders zu wahren gewußt,
als daß jede sogenannte Beleidigung, jeder unehrerbietige Tadel, und
wie die Clauseln alle heißen, durch besonders harte Strafen verpönt
worden und vorkommenden Falles streng geahndet werden.

In dies Nest greift meine Polemik hinein. Mit wirksameren und
drastischere» Waffen als den von mir gewählten kann der Gegenstand,
den ich bekämpfe, picht behandelt werden.

Und daß es das öffentliche Interesse gebieterisch fordert, die be¬

gonnene Polemik zum Ziel zu führen, beweist das oben geschilderte
Verhalten der Preußischen Büreaukrgtie in der von Zedlitz-Patzke'
schen Angelegenheit.

Während der Natur her Sache nach die Preußische Regierung im
Grpnde genommen sich darüber freuen müßte, daß endlich einmal ver¬
borgene Uebel piid Krebsschäden der Verwaltung, deren Vorhandensein
allgemein gefühlt worden ist, zu Tage gefördert werden, während aus
den Resultaten ja lediglich ein reeller Nutzen für das moralische An¬
sehen, für die moralische Kräftigung des Staats entstehen kann, ist die
Regierung, ist vor Allem Graf Schwerin von Unwillen nach der ver¬
kehrten Richtung hin erfüllt, und glaubt Letzterer seine Pflicht als Mi¬
nister dadurch zu erfüllen, daß er einerseits zwar die Rechnungen prüfen
und mit deutscher Gründlicbkeit untersuchen läßt, daß er aber andererseits
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seine Beamten gegen die ihnen widerfahrenen und wahrhaftig nicht un¬
billigen Angriffe in unbedingten Schutz nimmt!

Nun frage sich der Leser, ob Aehnliches in irgend einem Lande der
Welt, wohin die Kultur ihre Gesetze getragen, schon vorgekommen ist.
Es ist noch ganz frisch und in Aller Erinnerung, wie das Oesterrei¬
chische Kabinet keinen Augenblick Anstand nahm, hochgestellte Verbrecher,
die bis dahin als Minister, Generalproviantmeister u. s. w. dem un¬
mittelbaren Rath der Krone angehört hatten, schonungslos der öffent¬
lichen Gerechtigkeit zu überliefern. Aus Rußland erhalten wir alljähr¬
lich ein oder ein paar Mal Nachrichten, daß Feldherren, Generale,
Obersten, hochgestellte Personen jeden Ranges wegen Unterschleifs u. s. w.
aus der bordirten Montur gerissen, in den Kittel des gemeinen Sol¬
daten gesteckt und nach Sibirien befördert werden. Selbst Frankreich,
das Land der Corruption, gab zu einer Zeit, wo die Corruption seines

Beamtenstandes in höchster Blüthe stand, der ganzen Welt öffentliches
Zeugniß dafür, daß seine Regierung die Stimme des Volkes achte: ordent¬
liche Gerichte zogen die Minister Teste und Cubiö.res vor ihr Forum.
Und in Preußen, im Rechtsstaat Friedrich des Großen zögert man,
einfache lokale Polizei-Executivbeamte, gleichviel ob sie Präsidenten, ob
Obersten genannt werden, der gesetzlichen Verantwortung zu unterwerfen;
hier sckeint man lieber es ruhig mit anzusehen, daß ein ganzes Volk
durch den allerunseligsten Argwohn vergiftet und durch die Meinung
demoralisirt wird, daß unter so bewandtcn Umständen von Oben bis
Unten es gleich faul stehen müsse, ■— bevor nian sich entschließen kann,
der Gerechtigkeit freien Lauf zu lassen!

Die Herren von Zedlitz und Patzke sind in dem großen Ge¬
triebe der Staatsmaschine nur untergeordnete Persönlichkeiten. Für ihre
Handlungen haben sie nur mit ihrer Person und eventuell mit ihrem
Vermögen einzustehen: weiter reicht ihre Verantwortlichkeit nicht. Wen
aber macht die Geschichte verantwortlich? Die Geschichte wird keinen

Hrn. von Zedlitz, keinen Hrn. Patzke kennen: Die Geschichte hält
sich mit ihrem Urtheil an die Regierung Seiner Königlichen Hoheit des
Prinz-Regenten von Preußen und in aufsteigender Linie an das
Staatsoberhaupt selbst!
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Für mich gilt es, diese unleugbaren Consequenzen aus patriotischen
Gründen zu hintertreiben. Im Gegensatz zu der unglücklichen Parole

. . des Nurnichtdrängens, die in der ersten Kammersession nach Einführung
der Regentschaft ausgetheilt worden ist, will ich durch die Veröffent¬
lichung einer Reihe von neuen Thatsachen einen provocirenden Schritt
nach vorwärts thun. Sollte dem Leser im zweiten Abschnitt dieser Schrift
der Gedanke sich aufdrängen, daß er eigentlich weiter Nichts als detail-
lirte Mittheilungen über Betrügereien, Unterschlagungen, Urkundenfäl¬
schungen, Todtschlag u. s. w. vor sich habe, — so erkläre ich mich außer
Stande, einer solchen Vermuthung irgend eine Widerlegung entgegen¬

zusetzen.
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Z«r Berichtigung.
In dem ersten Aufsatz des am 4. September erschienenen ersten

Theils der „Berliner Polizei-Silhouetten" haben sich ein paar Irrthü¬
mer eingeschlichen, die ich an dieser Stelle zu corrigiren für meine Pflicht
erachte.

Auf Seite 45 jener Schrift spreche ich von einigen Correspond enz-
artikeln der „Augsburger Allgenieinen Zeitung", in denen das Verfah¬
ren des Hrn. Schwarck gegen Hrn. Nörner in ziemlich heimtückischer
Weise verdächtigt werde. Ich schreibe die Autorschaft dieser Correspon¬
denzen mit Unrecht Hrn. Stieb er zu: als ihr Verfasser ist der ordent¬
liche Berliner Correspondent der „Augsburger Allgemeinen Zeitung",
Redacteur des „Berliner Kommunalblatts", Stadtrath l)i. A. Th. Wö-
niger mir genannt worden.

Auf derselben Seite erzähle ich von einem Fall, wonach Hr. Nör-
ner eine amtlich zu seiner Kenntniß gebrachte Wechselfälschung nicht der
gerichtlichen Untersuchung überwiesen, sondern vielmehr durch „ gütlichen
Vergleich" beizulegen gesucht habe. Diese Angabe ist unwahr; ich be-
daure, in den bezüglichen Mittheilungen selbst getäuschtworden zu sein.

Im Uebrigcn halte ich sämmtliche thatsächlichen Mittheilungen so¬

wie das gesammte Raisonnement jener Schrift aufrecht.

Gezwungen, mit Hrn. Nörner mich zu beschäftigen, kann ich nicht
umhin, auch eine andere gedachten Herrn betreffende Angelegenheit auf¬
zuklären.

Die Zeitungen haben nämlich erzählt, derselbe habe im Gefolge
des Prinzen Carl von Preußen der im October abgehaltenen War¬
schauer Conferenz beigewohnt und sei von dem Prinzen dem Kaiser
Alexander von Rußland zur Anstellung empfohlen worden.

Der Erzählung liegt folgendes Sachverhältniß zu Grunde:
Hr. Nachm et Nathan, seit seiner Bekehrung zum Christenthum

Nörner genannt, dem die ganze Rührigkeit der orientalischen Race ver¬
blieben ist, ambirt seit Monaten um eine Wiederanstellung im Staats-
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dienst. Seine zahlreichen Gesuche haben indeß bisher nicht berücksichtigt
werden können. Denn als es im Gange war, auf seinen Wunsch zum
Rechtsanwälte ihn zu ernennen, legte der Ehrenrath der Rechtsanwälte,
dem dies zu Ohren gekommen, gegen die Berufung einstimmigen Protest
ein, und als Hr. Nathan genannt Nörner demnächst bat, zum Di-
rector des König!. Leihamts ernannt zu werden, scheint Graf Schwerin
mit Rücksicht auf einen traurigen Präcedenzfall Anstand genommen zu
haben, einem notorischen Tempel- und Roulette-Ritter jene Stelle zu
übertragen. Hr. Nathan genannt Nörner, Mitdirector der Anhal¬
tischen Eisenbahn, faßte demgemäß den Plan, eine Anstellung bei den
Kaiserlich Russischen Eisenbahnen nachzusuchen.

Als Vermittler sollte ihm sein Freund, der Holzhändler Sieinund
dienen.

Hr. Siemund, ehrmals Cradattenhändler und Hausirer, erhielt
vor etwa 20 Jahren durch die Herren Wilhelm Beer (den bekannten
Bruder Meyerbeer's) und Buggenhagen zum Betriebe eines Holz¬
handels Capitalien geliehen. Mit diesem Gelde erwarb er von dem
verschuldeten polnischen Adel unter Assistenz des ehrenwcrthen Assessors
a. D. Friese bedeutende Waldungen im Königreich Polen, wobei er
durch wohl verklansulirte Friese'sche Verträge einen so enormen Profit
erzielte, daß er jetzt als Millionair auf großem Fuß lebt.

Hr. Nathan genannt Nörner gilt als gewandter Croupier
und ist durch diese seine Geschicklichkeit bei den Soiröen der Herren
Siemund und Friese ein gern gesehener Theilnehmer.

Bei Gelegenheit der Warschauer Conferenz hatte Hr. Siemund
sämnitliche Potentaten zu einer in seinen Forsten zu veranstaltenden Elenn-
jagd eingeladen. Die Einladung des Parvenü war vom Kaiser Alex¬
ander angenommen worden, die Jagd sollte am 26. October stattfinden.

Die Herren Siemund und Nathan genanntNörner verabredeten
nun, Letzterer solle nach Skierniewice, der Besitzung des Ersteren sich
begeben, wo den hohen Herrschaften vor der Jagd ein comfortables
Gabelfrühstück servirt werden sollte, und es solle so eingerichtet werden,
daß nach dem Frühstück Hr. Nathan genannt Nörner zufällig den
Prinzen Carl treffen und Zerknirschung und Wehmuth im Antlitz um
eine Verwendung bei dem Kaiser Alexander bitten solle, während
Hr. Siemund das Gesuch seines Freundes beim Kaiser warm befür-
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Worten wolle. SÄ Nathan genannt Nörner speculirte bereits auf eine
Stelle etwa als Generaldirektor der Nussischen Eisenbahnen.

Wie rnan erzählt, war ein in der Nähe des Siemund Äschen

Etablissements am Wege befindlicher Baumstumpf dazu auserkoren, daß
Hr. Nathan genannt Nörner auf ihm Platz nehmen solle, um in thea¬
tralischer Stellung die Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften, denen er
durch seine Murphy-Gestalt ohnehin auffallen mußte, an sich heran¬
kommen zu lassen.

Alles war aus das Beste arrangirt: Hr. Nathan genannt Nör¬
ner harrte in Skiernewice der Dinge, die da kommen sollten — da traf
ihn der Donnerschlag, daß wegen Krankheit einer erlauchten Dame die
projectirte Jagd und mit ihr vie in Scene gesetzte Komödie unterblieb.



II.

Riimmelsburg!

Quidquid agie, prudenter agas et
respice fluem.
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Der Sturm, welchen das Erscheinen der „Berliner Polizei-
Silhouetten" hervorgerufen hat, hat eine Fülle von Details zu meiner
Kenntniß gelangen lassen, die als Beweismittel meiner Behauptungen
mir zugetragen worden sind.

„Dem Ausbeute-System des von Hinckeldey'schen Beamtenthums
verdankt Rummelsburg sein Entstehen." Diesen Satz gilt es zunächst
zu beweisen.

Zur Zeit, wo in Rummelsburg die Strafkolonie bestand, liguidirte
Hr. Patzke an Reisekosten und Diäten im Interesse der Kolonie mo¬
natlich etwa 52 Thaler, — i. I. 1858 betrug seine Gesammtliquidation
656 Thaler, — die aus Stadtvoiatei-Fonds ohne Widerspruch ihm ge¬

zahlt wurden. Für dieselbe Zeit liguidirte er einen gleichen Betrag für
seine Reisen im Interesse des Pensionsfond bei der Schutzmanns-Pen-
sions-Zuschuß-Kasse. Aus derselben Kasse ließ er sich dann auch noch

Weihnachts-Remunerationen zum Betrage von mehreren hundert Tha¬
lern durch ein Kuratorium bewilligen, welches keineswegs, wie es sich

gebührt hätte, durch das Vertrauen der Officiere und der Mannschaft be¬

rufen sondern durch die Ordre des Hrn. Patzke willkürlich eingesetzt

war. So haben denn zu einer Zeit, wo er in Rumnielsburg seinen

Wohnsitz aufgeschlagen hatte, natürlich ohne dafür einen Pfennig Mieths-
entschadigung an die Kasse zu entrichten, seine Gesammtliquidationen
alljährlich die Höhe von 1200—1500 Thalern erreicht.

Dabei bezieht Hr. Patzke neben seinem Staatsgehalt aus Staats¬
fonds eine fernere Diät von jährlich 300 Thalern Futtergeldern für seine

angeblichen drei Dienstpferde. Unter den oben aufgeführten Verhält¬
nissen sollte n>an füglich annehmen, daß Hr. Patzke wenigstens diese

4*
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drei Pferde eigenthümlich besitze. Bis zum September d. I. hat er mit
Ausnahme eines ihm gehörigen Reitpferdes stets Dienstpferde der Schutz-
mannschaft benutzt; dann erst hat er zwei Wagenpferde gekauft, damit,
wenn die längst angekündigte Revision kommen werde, die Anzahl der
Pferde vollständig sei. Wer nun aber glaubt, daß Hr. Patzke die
Fourage für die von ihni benutzten Schutzmanns-Pferde und für sein
Reitpferd aus dem hierfür bestimmten Fond der 300 Thaler besorgt
habe, kennt Hrn. Patzke nicht; zu solchen Zwecken eine solche Summe
zu verschleudern, wäre sündlich gewesen, weil ja der Futterkasten für
die Pferde der berittenen Schutzmannschaft Jenem zugänglich war. So
hat renn Hr. Patzke außer seinen kolossalen „Rcisediäten" Futtergelder
für die von ihm nicht gehaltenen Pferde sich zahlen lassen und hat die
Fourage für die mißbräuchlich von ihm benutzten Schutzmanns-Pferde
widerrechtlich dem auf Staats- resp. Magistratskosten geführten und
erhaltenen Fourage-Depot der berittenen Schutzmannschaft entnommen.

Seit dem vorigen Jahre ist Hr. Patzke wenigstens in Betreff der
Diäten etwas anspruchsloser geworden. Ich lasse darüber eine mir
vorliegende Origmalkorrespondenz der beiden Rechnungsführer Schmidt
und Börner sprechen, die ich um deswillen producire, weil Hr. Patzke
zu Uneingeweihten bestritten hat, jemals Diäten aus dem Pensionsfond
bezogen zu haben.

Der Polizeilieutenant Schmidt an den Polizeilieutenant
Börner:

Lieber Herr Kollege!
Nach einer Mittheilung des Herrn Rechnungsraths sollen Ihnen

die Liquidationen vorliegen, welche ick für die Reisen re. des
Herrn Oberst nach Rummelsburg angefertigt habe und die auch
bezahlt sind. Es kommt mir darauf an, 1. für welche Monate
jetzt wieder liquidirt worden und 2. die Form der Liquidation.
Wollen Sie gefälligst mir dies mittheilen, so verpflichte» Sie
zum Dank

Ihren Freund
gez. Schmidt.

B. 19./12. 59.
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Der Polizeilieutenant Börner an den Polizeilieutenant
Schmidt.

Zu liquidireu ist für die Monate Sevtember, October, No¬
vember und December h 50 Thaler. 200 Thlr.

Die Liquidation für die Monate Mai bis August befindet sich

in den Belägen zum September-Abschlüsse, und letzterer wieder
auf dem Schranke im Vorzimmer des Arbeitszimmers des Herrn
Obersten.

Wollen Sie nun sich den Abschluß ablangen und die nöthige
Notiz nehmen? Wenn nicht, würde ich Ihnen morgen die Sache
geben. Es grüßt

Ihr
gez. Börner.

So anständige Remunerationen, wie Hr. Patzke aus dem Privat-
Eigenthum der Schützmannschaft sich hat zahlen lassen, rechtfertigen auch

einen anständigen Ausgabe-Etat.
Das Ausgabe-Conto der Rummelsburger Baueruwirtbichaft für

das Verwaltungsjahr vom 1. Octobcr 1858 bis 30. September 1859,
wie eö aus den Büchern auszugsweise mir mitgetheilt worden, weist fol¬
gende Positionen nach:

den Oberst Patzte für Reisen rc. 800 Thlr.
den Calculator Rechnungsrath Migolskp. . 500 „
die Kuratoren Polizeilieutenants Küntzen,
H o p p e, B ö r n er. 720
den Wirthschaftsinspector Amtmann Fritschen 500 „
den Schntzniann Zinke außer freier Station . 120 „
den PolizeisecretairHolbein. 180 „
den Schuvman»Dietrich. 72
die Wirthschaftsmamsell Schmidt .... 180 „
denGärtner. 180 „
den Kühinpector. 240 „
den Milchcondncteur. 240 „
fünf Kutscher k monatlich 8 Thlr. Lobn . . 480 „
den Oekonomen für deren Verpflegung ä mo¬

natlich 8Thlr. 480
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An sechs Kuhmägde h monatlich 2% Thlr. Lohn . 180 Thlr.
„ den Oekonomen für deren Verpflegung k .mo¬

natlich 8Thlr. 576 „
„ vier Stallleute ä monatlich 15Thlr. 720 „

Für Sattlerarbeitenetwa. 150 „
„ Schmiedearbeitenetwa. 300 „
„ Pachten für die gemietheten Ländereien mehr als 2000 „
„ Gratifikationenetwa. 300 „
„ Arbeitslöhneetwa. 1500 „
„ Rajolen nnd Berieselung der Wiesen etwa. . 2M0 „
„ Feuer- und Hagelversicherung etwa .... 100 „
„ anderweitige Ausgaben mindestens. 1000 „

Ungefähre Summa: 13,518 Thlr.!
Diese Summe repräsentirt den alljährlichen Betrag der Ausgaben

der Rummelsburger Baucrnwirthschaft, ein Betrag, der zu deren Um¬
fang und Einnahme in gar keinem Verhältniß steht: ein solcher Aus¬
gabe-Etat, der allen Grundsätzen einer verständigen Verwaltung Hohn
spricht, der auf alles Andere, nur nicht auf die Solidität und Reellität
des ganzen Unternehmens berechnet erscheint, mußte allerlei Unregel¬
mäßigkeiten nothwendig im Gefolge haben! Und der Präsident von
Zedlitz, der selbst Besitzer eines kleinen Bauerngütchens ist, hätte,
wenn er nicht mit sehenden Augen blind hätte sein wollen, längst ein¬

sehen müssen, daß unter solchen Verhältnissen die Rummelsburger Land¬
pächterei unmöglich bestehen könne!

Jener Rechnung will ich erläuternd hinzufügen, daß der Schutz¬
mann Zinke, gegenwärtig im Abtheilungsbüreau der 5. Hauptmann-
schaft, zur Unterstützung des Rechnungsführers Polizeilieutenant Börner
geführt und für seine Arbeiten neben seinem vollen Staatsgehalt mit
einer festen Remuneration von monatlich 10 Thalern! bedacht worden
ist; eben so war der Schutzmann Dietrich mit monatlich 6 Thlr.
Extradiäten als Hülfsinspector des Amtmanns Feilschen beschäftigt.
Der Polizciseeretair Holbein, Sohn des Polizeihauptmanns Hol¬
bein, hat grade in diesem Berwaltungsjahr mehrere Monate keinen
Dienst gethan, hat aber nichts desto weniger seine Remunerationen un¬
geschmälert sortbezogen. Eine fernere hierher gehörige Schwängerungs¬
und Alimentationsgeschichte will ich aus Delicatesse unerörtert lassen.
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Es liegt auf der Hand, daß bei einem so außergewöhnlichen Aus¬
gabe-Etat allerlei Kunststückchen nöthig waren, um eine wenigstens schein-

. bare Bilanz zu erzielen. Einen solchen Kunstgriff will ich enthüllen.
Alljährlich wenn die Aerndte vorüber ist, wird der Ertrag der ge¬

pachteten Ländereien berechnet und das Facit in die Bücher eingetragen.
Hier ist es nun eine nicht ungewöhnliche Erscheinung, daß über den
angeblichen Ertrag willkürliche, übertriebene Angaben gemacht und in
die unter amtlichem Glauben geführten Bücher eingetragen werden, um
bis nach dem Jahresabschluß darin stehen zu bleiben. Wenn dann der
eingeärndtete Vorrath zu Ende geht, während nach Ausweis der Bücher
noch ein bedeutender Bestand vorhanden sein müßte, so ist nach den
Scheinbehauptungen des Hrn. Patzke entweder nicht richtig verausgabt,
oder es ist veruntreut worden. Dann, also nach dem Jahresabschluß, wird
die faktische Differenz des positiven Bestandes mit den trüglichen Zahlen
der Bücher als angebliches Manko verrechnet, aber wohlweislich nicht
mit Einem Mal, sondern nach und nach und unter verschiedenen Prä¬
texten. So sind z. B. in den Monaten Januar, Februar, März 1859
500 (!) Centner Heu, in denselben Monaten dieses Jahres 8«« (!)
Centner Heu als angebliches Manko in die Bücher eingetragen worden:
eben dasselbe gilt vom Stroh und von den Körnern! Für den Jahres¬
abschluß sind die Bücher mithin durchaus unzuverlässig: erst wenn die
Komödie des letzten Manko's vorüber ist, sind sie nothdürftig wieder in
Ordnung gebracht, um von Jahr zu Jahr das alte Spiel sich wieder¬
holen zu sehen!

Während die Bäckerei noch der Schutzmannschaft gehörte, betrachtete
es Hr. Patzke als dem gratuit der Schutzmannschaft, wenn er für den
Bedarf seines Haushalts täglich zwei Brote ohne Bezahlung entnahm,
wie er zu gleichem Zweck die von ihm gebrauchten Kartoffeln auf Rech¬

nung der Haus- und Hofwirthschaft von den dort lagernden Borräthen
noch heute wegnimmt. Seitdem die Bäckerei verpachtet ist, sind die
Unternehmer entweder kontraktlich oder durch stillschweigendes Ueberein-
kommen verpflichtet, täglich je zwei Brote für den Haushalt des Hrn.
Patzke und für den des Präsidenten Freiherrn von Zedlitz unentgeld-
lich zu liefern: ein Abkommen, welches den Unternehmern allerdings nur
Nutzen bringen kann!

I
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Die Bäckerei hat überhaupt von Anfang an mehrfache Zweideutig-
keiten hervorgerufen.

Zum Zweck der Reklame wurden für die Wiederverkäufer in der
Stadt Plakate gedruckt, für Jeden 50 Siück, die dessen Namen trugen.
Die Kosten der Plakate beliefen sich auf 250 Thlr. Man betrachtete
die Druckkosten als eine unfreiwillige Abgabe des Buchdruckereibesitzers
Möser, der damals das „Allgemeine Berordnungs- und Intelligenzblatt"
mit polizeilicher Unterstützung herausgab. Hr. Möser indeß war
eigennützig genug, nachdem das Blatt eingegangen, ohne daß er seine

Unkosten hätte decken können, jene 250 Thlr. sich bezahlen zu lassen.

Damals wurden Schutzmänner in Dienstuniform kommandirt, das
Brot an die Kunden in der Stadt auszutragen. Es wurde nicht allein
an Schutzmänner und an Wiederverkäufer, sondern auch an Nachtwäch¬
ter und an zahlreiche Privatpersonen verkauft. Der Schutzmann Boike,
der, hierzu kommandirt, sich weigerte, Anderen als seinen Kollegen das
verhandelte Brot zu überbringen, wurde durch eine Ordre des Hrn.
P atzte wegen „Widerspänstigkeil" mit 24 Stunden Arrest bestraft: der
Grund, der diese „Widerspänstigkeil" ihm zugezogen, dürfte in seinen

Personalakten schwerlich vermerkt sein.
Bei der großen Theuerung im Winter 1856/57 stieg der Roggen

auf 110 Thlr. Durch Bermiltetung des Hru. von Zedlitz wurde aus

Allerhöchsten Befehl das Königliche Magazin angewiesen, der Bäckerei
der Schutzmaunschaft ihren Roggenbedarf zu liefern. Als der Roggen
i. I. 1857 40 Thlr. kostete, wurden die entnommenen Bestände in natura
zurückerstattet. Die Allerhöchste Anordnung war erfolgt, weil die Herren
von Zedlitz und Patzke vorgaben, im Interesse der durch die Theuerung
bedrängten armen Schutzmänner billiges Brot backen zu wollen: aus
später überlegten kollegialischeu Rücksichten hielt indeß Hr. Patzke mit
den übrigen Bäckern gleiches Maaß und backte eben so winziges Brot
wie seine College«.

Um meine characteristischen Züge über die Rummelsburger Land¬
wirthschaft, mit welcher der nächste Abschnitt dieser Schrift eingehend
sich beschäftigen wird, hier zu beschließen, will ich noch Folgendes an¬

führen.
Zn Rummelsburg sind bis aus den heutigen Tag drei Dienstpferde

der beratenen Schutzniannschaft stationirt, die allerdings niemals zu

Dienstleistungen der Letzteren verwandt worden sind, die aber aus Kosten
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der guten Stadt Berlin erhallen und geführt werden und die nament¬
lich ihre Fourage aus vem vom Magistrat erhaltenen Fourage-Depot

-
1

- der berittenen Abtheilung empfangen.
Eben so werden täglich zwei Gespanne der berittenen Abtheilung,

die zum Dienst nach Berlin gehören, zum Dungfahren nach Rummels¬
burg kommandirt, um den von den Pferden der Schutzmannschaft gewon¬
nenen Dünger als unfreiwilliges Geschenk des Magistrats an die Pen-
sivns-Zuschuß-Kasse abzuladen. Einmal dort, bleiben sie stets bis
zum Abend in Rummelsburg beschäftigt. Die zahlreichen Reparaturen,
die an den hierzu benutzten Wagen haben vorgenommen werden müssen,
sind im Interesse des Pensionsfond stets aus der Polizei-Hanptkasse, v.

h. vom Magistrat der guten Stadt Berlin, gezahlt worden; das kon-
trolirende Ministerium hat die zahlreichen Reparaturen wiederhol! als
vermuthlichen Irrthum mvnirt, ohne daß es vom König!. Polizeipräsidium
darüber Ausschluß hätte erlangen können: vielleicht wird dem Ministerium
und dem guten Magistrat das nöthige Licht jetzt aufgehen.

Bei der berittenen Abtheilung werden ferner durch Nichtverausga¬
bung alljährlich diverse Mispel Hafer erspart. Die Ersparnisse werben
nun aber keineswegs dem Magistrat gut geschrieben sondern vielnrehr
nach Rummelsburg abgeliefert. Die Posten, um welche der gute zah¬

lungsfähige Milgistrat übervortheiit wird, finden sich naiver Weise in
dem dort befindlichen Lagerbnch so wie in dem jedesrnaligen Kassenab¬
schluß der Pensions-ZuschnspKasse als Gewinn eingetragen.

Die Bewirthschastung der gepachteten Ländereien geschieht nach

höchst originellen Ideen. Sv sind z. B. im Winter 1859/60 etwa
500 Thlr. für Sandfuhren zum Rajolen der Wiesen verausgabt wor¬
den. Für 70— 80 Thlr. hat man Grassaamen gekauft, der in Folge
des ungeeigneten BodenS gar nicht aufgegangen ist. I. I. 1858
hat mati Wiesen rajolt und zu Acker gemacht, um im Herbst des
nächsten Jahres, nachdem man zufällig hat erzählen hören, daß Wiesen
größeren Nutzen drangen, die Aecker wieder zu Wiesen zu machen. Im
Sommer 1859, nachdem der erste Schnitt von den Wiesen genommen,
wurde durch die Berliner Wasserleitung 24 Stunden lang eine künstliche
Berieselung der Wiesen versuchsweise angestellt; das Experiment kostete

der Sliftskasse 198 Thlr.; ein Drittel der Wiesen war vollständig
überschwemmt, auf die höher gelegenen zwei. Drittel erstreckte sich die
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Wasserleitung^ - Berieselung nicht, und dennoch stellte ihr Ertrag sich

günstiger als der des überschwemmten Drittels.
Auch die von Hrn. Patzke in Rumnielsburg betriebene Schweine¬

mast hat wirklich glänzenden Erfolg gehabt. Die Schweine waren das
Stück mit 17 Thlr. angekauft, nach anderthalbjähriger Fütterung wur¬
den sie mit einigen zwanzig Thalern pro Stück wieder verkauft. Wenige
Monate vor dem Verkauf aus freier Hand war eine große Auction
veranstaltet worden: da nun aber Hr. Patzke den Minimalpreis für
jedes einzelne Schwein genau bestimmt halte, so konnte, trotzdem in die
Vierziger Thaler geboten wurde, in keinem einzigen Falle zugeschlagen
werden. Rach drei bis vier Monaten, als Hr. Patzke der Schweine¬
mast überdrüssig geworden, wurde dann in der zum Schweineverkauf un¬
günstigsten Jahreszeit L tout prix losgeschlagen.

Demnächst wurden an Stelle der Schweine ausschließlich Kühe an¬

geschafft. Es verstand sich von selbst, daß die Ställe entsprechend uni-
gebaut werden mußten; mit einem Anfwande von über 2000 Thlr.
wurde aus ihnen ein einziger großer Knhstall errichtet, der indeß trotz
der hineingesteckten nicht unbedeutenden Sumiue den Werth der betreffen¬
den Baulichkeiten um keinen Pfennig erhöht hat, wie dies die bezügliche
Taxe des Bauinspectors Becker nachweist.

Um den Vertrieb der Rummelsburger Milch zu erleichtern, ist einem
gewissen Blumenthal in der Stadt die besondere Rechnungssührung
übertragen worden. Derselbe hat weiter Nichts zu thun, als am Nach¬
mittage von den Milchfrauen den Erlös für die verkaufte Milch einzu¬
ziehen, das Geld in größeren Summen an die Pensions-Zuschuß-Kaffe
abzuführen und die für den nächsten Tag einlaufenden Bestellungen zu
noiiren und zu expediren. Für diese schwere Mühwatkung erhält Hr.
Blumenthal eine Provision von monatlich über 100 Thlr. laut Kon¬
trakt. Der mit ihm abgeschlossene Kontrakt lautet nämlich dahin, daß
er von den ersten 400 Quart, die unter seiner Vermittelung abgesetzt
werden, eine Provision von je IV, Pfennigen, von jedem weiteren Quart
eine Provision von 3 Pfennigen zu erhalten hat. Da nun Hr. Patzke
einen ziemlich ausgedehnten, keineswegs auf Rummelsburg beschränkten
Milchhandel treibt, so übersteigt die Provision des Hrn. Blumenthal
den vorstehend angegebenen Betrag.

Daß übrigens Hr. Patzke zum Geschäft eines Milchmaklers keine
Concession besitzt, versteht sich von selbst: die von ihn: verübten Polizei-
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Contraventionen dürften indeß eben so wenig als die zahlreichen Steuer-
Defraudationen, an die er durch jahrelange Praxis gewöhnt ist, unan¬
genehme Folgen für ihn haben.

Noch einer Thatsache will ich gedenken, die Manchem beinahe als
etwas Komisches erscheinen dürfte. Zum Belegen der Rummelsburger
Kühe wurde bis vor Kurzem ein Bulle gehalten. Gleichzeitig war der be¬

rittene Schutzmann Brennecke mit dem amtlichen Aufträge i» Rummels¬
burg stationirt, die Kühe, auf welche der Bulle aufsetzte, zu halten, um den
Kühen das Davonlaufen unmöglich zu machen und demBullen seine Aufgabe
zu erleichtern. Dafür erhielt der Schutzmann Brennecke außer seinem
vollen dem Magistrat zur Last fallenden Staatsgehalt monatlich 13 Thlr.
Remunerationen aus der Pensions-Zuschuß-Kasse, nämlich 5 Thlr. baar
und 8 Thlr. Kostgelder, die dem Oekonomeu des Etablissements für seine
Verpflegung gezahlt wurden. Ob bei Errichtung des Instituts der be¬
rittenen Schutzmannschaft der Patrouillendienst zwischen den Kühen der
Rummelsburger Landwirthschaft vorgesehen sein niag, will ich, wenngleich
aus der damaligen Zeit Nichts unglaublich erscheint, mit Bestimmtheit
eben nicht behaupten. Auch nehme ich an, daß Graf Schwerin, als
er in der jüngst verflossenen Kammerscssion dem Abgeordneten Duncker
einen gelinden Hieb darüber versetzt hat, daß die Städte nicht einmal
die allernolhwendigsien Kosten für ihre Polizeiverwaltungen mit Lust und
Liebe zu tragen bereit seien, von der vorstehende» Thatsache keine Ahnung
gehabt haben dürfte.

Die Verbrecherkolonie zu Rummelsburg mit ihrem Hrn. Patzke
als Direktor spielt in der Geschichte des Etablissements eine zu bedeu¬
tende Rolle, als daß ich nicht ausführlich darauf zurückkommen sollte.

Aus den mir vorliegenden Aktenstücken will ich meinen Mittheilun¬
gen einen Auszug aus deni „Regulativ, betreffend die Unterbringung
von Strafgefangenen auf dem dem Schutzmanns-Pensions-Zuschuß-Fond
gehörigen Grundstück zu Rummelsburg" vorausschicken.

Dort heißt es:

Zur Ausführung des Gesetzes vom 11. April 1854 wegen
Beschäftigung von Strafgefangenen außerhalb der Anstalt, sowie
zur Abhülfe einer Uebcrfüllung der bestehenden Anstalten sollen
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mit Genehmigung des Herrn Ministers des Innern Excellenz auf
dem dem Schützn,anns-Pensions-Zuschuß-Fond gehörigen Grund¬
stück zu Rummelsbürg, so weit es die räumlichen Verhältnisse
gestatten, auch ferner, wie es bereits geschehen, Strafgefangene
untergebracht und nach Maßgabe des gedachten Gesetzes beschäf¬

tigt werben.

8 - 2 .

Das in dieser Weise sich bildende Sträflings-Etablissement
tritt in Beziehung aus die aus den Fonds der Stabtvoigtei-Ver-
waltung herzugebenden Kosten der Verpflegung, Bekleidung u. s. w.
der auf dcniselben zu detinirendeu Strafgefangenen zu der hiesigen
Stadtvoigtei in das Verhältniß einer Zweigaustalt unter selbst¬

ständiger Berwaliung des Polizeioberst Patzte und schließt mit¬
hin jede Mitwirkung des Directoriums der Stadtvoigtei aus.

8 - 3 .

Die Sorge für Aufrechthaltung von Zucht und
Ordnung unter den Gefangenen wird ebenfalls dem
Polizeioberst Patzke selbstständig übertragen, welcher
die Disciplin und das Strafrecht nach den der Straf-
anstalts-Direction gegebenen, insonderheit nach den
Rawiczer Reglementsbestimmungen und den zu den¬
selben erlassenen und noch zu erlassenden zusätzlichen
Bestimmungen auszuüben hat.

8- 4.

Die Verpflegung der Gefangenen erfolgt nach den reglements¬
mäßigen Bestimmungen und den Etatssätzen der Siadtvvigtei aus
den Fonds und Beständen derselben.

8- 6.

Zur Leitung der ökonomischen Angelegenheiten wird ein be¬

sonderer Rechnungsführer augeuouimen, weichem eine Remunera¬
tion von 450 Thlr. jährlich bewilligt und aus der Stadtvoigtei-
Kaffe gezahlt werden wird.
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§. 12 .

Für jedeil in Rummelsburg detinirten Gefange¬
nen hat der Schutzmanns -Pensions - Zuschuß - Fond
ein Arbeitslohn von 5 Sgr. pro Tag an die Stadt-
voigtei-Kasse zu zahlen. Eine Ausnahme hiervon tritt jedoch

in Betreff derjenigen Gefangenen ein, welche als Kalfactoren,
Gehülfen des Rechnnugsführers, Küchenleute. Flickschneider und
Schuster oder mit anderen Hausarbeiten für die eigenen Zwecke
der Anstalt beschäftigt werden.

8- 13-

Die Kosten der dem Gefangenen zu gewährenden Extraver¬
pflegung sind aus dem Arbeitsverdienst zn bestreiten.

8- 15.

Dem Schutzmanns-Pensions-Zuschuß-Fond wird für die Ge¬
währung der zur Unterbringung der Gefangenen in Rummels¬
burg erforderlichen Lokalitäten eine Entschädigung von 1 Thlr.
monatlich pro Kopf gezahlt. Für diejenige Zeit, welche einzelne
Gefangene über ganze Monate hinaus in Rumnielsburg zubrin¬
gen, sowie für die nicht einen vollen Monat daselbst detinirten
Gefangenen wird diese Entschädigung nack dem Satze von
1 Sgr. pro Kopf und Tag berechnet.

8- 16.

Die Abrechnung zwischen der Stadtvoigtei-Kasse
und der Verwaltung des SchntzmannL-Pensions-Zn-
schuß - Fond geschieht monatlich und sind die sich ergebenden
Beträge auf Grund der rechnungsmäßigen Beläge bei der Stadt-
voigtci-Kasse zu vereinnahmen resp. zu verausgaben.

Berlin, den 23. Juni 1855.

Königliches Polizeipräsidium,
gez. von Hinckeldry.
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Durch Verfügung des Ministers des Innern von Westphalen
d. d. Soden, 2. August 1855 ist dies Regulativ genehmigt worden.

Aus seinem §. 3 steht dem Oberst Patzke die selbstständige Hand¬
habung der Disciplin und der Strafgewalt zu. Demgemäß will ich

untersuchen, was Hr. Patzke unter Handhabung der Disciplin verstanden
haben mag.

Als unerheblich möchte ich beinahe die Thatsache überspringen, daß
es Hrn. Patzke's erste Sorge war, nach militairischer Usance ein
Latten -Arrestlokal einzurichten, und daß den armen Gefangenen bei der
geringfügigsten Veranlassung ein oder mehrere Tage Lattenstrafe zudic-
tirt wurde: diese Thatsache erscheint gegen nachstehende von Augenzeugen
mir mitgetheilte Details als durchaus unerheblich.

Der Gefangene Herrmann May bäum, wegen Vergehens zu
einjährigem Gefängniß verurtheilt, befand sich Ende August 1853 in
der Rumnielsburger Strafanstalt und wurde mit Handleistungen bei dem
Bau der Bäckerei beschäftigt. Er war so eben aus dem Lazareth der
Stadtvoigtei entlassen worden, wo er als Fieberkranker mehrere Wochen
zugebracht hatte, und war noch sehr schwach.

Eines Abends, nachdem er seine Tagesarbeit vollendet, wurde er
von dem Wachtmeister Wißmann kommandirt, an der Reinigung der
Latrinen zu arbeiten. May bäum erklärte sich hierzu außer Stande, da
seine noch schwachen Kräfte den Dienst ihm versagten. Der rc. Wiß¬
mann notirte den rc. Maybaum wegen „Widerspänstigkeit."

Bald darauf wurden die Abendrationen ausgetheilt. Die leere

Schüssel in der Hand trat der rc. Maybaum an den anwesenden
Oberst Patzke heran und beschwerte sich darüber, daß er zur Strafe
keiue Suppe erhalten habe, während er als Reconvalescent zu seiner
Kräftigung deren dringend bedürfe. Hr. Patzke, eine drohende und
gereizte Haltung annehmend, erwiderte dem Mann wörtlich Folgen¬
des: „Fressen will er haben? Auch noch Fressen? Dreißig Hiebe soll
er haben! Alle Minute einen Schlag! Macht netto eine halbe
Stunde!"

Wenige Tage später wurde aus der Stadtvoigtei eine Prügelma¬
schine nach Rummelsburg geschafft. Dort blieb sie 14 Tage unbenutzt
stehen. Vermuthlich wollte man den kaum genesenen Delinquenten erst

zu Kräften kommen lassen.

Der Gefangenen wegen war die Schutzmanns-Wache zu Rummels-
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bürg damals 30 Man» stark. Eines Mittags wurde die abgelbste
Mannschaft zurückbehalten. Mit der neu angetretenen zugleich war ein
Stadlvoigteibeaniter eingetroffen, der die angeordnete Execution voll¬
ziehen sollte.

Es wurde ein Kreis geschloffen. In der Mitte die Prügelmaschine
mit dem festgeschnallten Delinquenten, daneben der wachthabende Polizei-
lieutenant mit der Uhr in der Hand und der Stadtvoigteibeamte. Um
sie herum sämmtliche Gefangene, die wiederum von den 60 mit Ge¬
wehren bewaffneten Schutzmännern eingeschlosten waren.

Als dem Stadtvoigteibeainten der angeordnete Strafmodus mitge¬
theilt worden war, weigerte er sich, die Execution zu vollziehen, weil
der Strafmodus das höchste gesetzlich zulässige Strafmaaß
des Rawiczer Reglements überschreite.

Da forderte der dienstthuende Polizeilieutenant aus seiner Mann¬
schaft Freiwillige auf. Es meldete sich Niemand, der das Henkeramt
verrichten wollte. Dann setzte er eine Prämie von 15 Sgr. aus. Für
diesen Preis fand sich ein Schutzmann.

Jetzt wurde der Delinquent mit der Knute gefuchtelt: auf das jedes¬
malige Kommando des Lieutenants jede Minute einen Schlag. Bei
den ersten Schlägen schrie der Gemißhandelte, nachher zuckte er bloß
zusammen und schrie — nicht mehr.

Als die 30 Minuten vorüber waren, band man ihn los. Er rührte
sich nicht. Man hob ihn auf und stellte ihn an die Wand. Dort
brach er zusammen. Er wurde in den Schuppen gebracht, der den Ge¬
fangenen znr Wohnung diente, und auf seinen Strohsack gelegt. Dort
blieb er 14 Tage liegen: seine Bitten, nach dem Stadtvoigtei-Lazareth
befördert zu werden, blieben 14 Tage lang unerfüllt. Man wollte die

I- Spuren der Mißhandlung erst sich verwischen lassen. Dann, als sein
Zustand immer bedenklicher geworden, wurde der Krankenach der Stadt¬
voigtei übergesiedelt.

Was aus dem re. Maybaum weiter geworden, kann ich mit
Gewißheit nicht angeben. Nach einer mir zugegangenen Version soll
er an den Folgen der Mißhandlung gestorben sein: dann hätte Hr.
Patzke wegen Todtschlags lebenslängliches Zuchthaus verwirkt. Andere
behaupten, er sei am Leben erhalten worden, dann liegen, je nachdem

seine Wiederherstellung mehr oder weniger als 20 Tage beansprucht hat,
gegen Hrn. Patzke die Kriterien einer annoch nicht unter drei Jahren
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Zuchthaus zu ahnenden oder einer als strafbare Handlung bereits ver¬
jährten Körperverletzung zu Tage.

Wegen fortgesetzter Widerspänstigkeit gegen die Anordnungen des
Wachtmeisters Wißman.», — ich bemerke, daß dieser Beamte zum
Schrecken aller Gefangenen die Disciplin ganz im Sinne des Herrn
Patzte handhabte, — wurde eines Tages ein Gefangener als unver¬
besserlich an die hiesige Siadlvoigtei znrückgeliefert. Zu seinem Trans¬
port wurden zwei berittene Schutzmänner kommandirt. Durch Hrn.
Wißmann wurde er mit starken Stricken an den Oberarmen gefesselt,
und die Slricke nach hinten fest zusamnieugeschnürt, so daß die Brust
ausgedehnt, der Rücken zusammengepreßt wurde. Der Gefangene schrie
vor Schmerz aus. Da komniandirte Hr. Patzte: „Fester schnüren!^
Petzt wurden die Stricke an den Steigbügeln der beiden Schutzmänner
befestigt, und diese ritte», den Gefangenen in der Milte, davon. Aus
Menschlichkeit ließen sie einen angemessenen Zwischenraum; da kam
Hr. Patzte hintererem gelaufen, rückte die Pferde zusammen, so daß
der Gefangene von den Pferden gequetscht, — mein Berichterstatter
sagt „genudelt" — wurde, und befahl Leu Schutzmännern, in dieser
Distanz den Gefangenen fortzuschleifen.

So handhabte Hr. Patzke die durch daS Regulativ vom 23. Juni
1855 ausdrücklich ihm übertragene Disciplinargewalt!

Graf Schwerin, vor Kurzen! daraus aufmerksam gemacht, daß
Hr. Patzte kni seinen Untergebenen nur wenig beliebt sei, soll geäußert
haben: Das sei sehr natürlich, Hr. Patzke habe aus dem Pensions-
fonv jährlich 1000 Thlr. Diäten sich bewilligt; die Leute hätten sich

nun überlegt, daß das pro Kopf jährlich einen Thaler ausmache, und
da sic nicht Lust hätten, für ihren Chef diesen Thaler zu zahlen, so sei

Hr. Patzke »in dieses Thalers willen nicht beliebt. Ob es mir gelun¬
gen sein dürfte, durch vorstehende Mittheilungen die Meinung des
Grafen Schwerin ein Wenig zu rectificiren? Sonst kann ich ihm
noch mit anderen Thatsache» aufwarten, die ich episodisch hier gleich
einflechten will.

Bor einigen Jahren war ein Schutzmann von der Abtheilung 6,
Vater einer zahlreichen Faniilie, durch Unglücksfälle, Krankheiten in der
Familie u. s. w. in die bitterste Noth gerathen. Außer Stande, seine

Miethe zu bezahlen, begab er sich zu Hrn. Patzke, stellte ihm unter
Thränen seine Lage vor und bat um eine Unterstützung. Hr. Patzke,
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damals im Vollbesitz seiner Macht, zu einer Zeit, wo Tausende von
Thalern an Minderbedürftige verschenkt wurden, wies den Schutzmann
ohne jegliche Prüfung der Sache mit der Drohung zurück, daß er seine

sofortige Entlassung zu gewärtigen habe, wenn er sich unterstehe, noch
einmal um Unterstützung ihn anzugehen. Der Unglückliche erhing sich
noch am selbigen Tage auf dem Boden seiner Unter den Linden befind¬
lichen Wohnung: im Hanse und in der Nachbarschaft war er als ein
sehr ordentlicher Mann bekannt gewesen.

Ein zweiter Schutzmann in gleicher Lage schnitt um dieselbe Zeit
sich die Kehle ab: der Fall wurde einer augenblicklichen Geistesstörung
zugeschrieben.

Am Tage vor dem Begräbniß des Hrn. von Hinckeldey be¬

stimmte Hr. P atzte den Geheimen Regierungsrath Lüdemann, die
Abtheilungswachtmeister Böttcher und Bergholz, — Letzterer ist
jetzt bei der Marktpolizei beschäftigt, — zu Polizeilieutenants zu ernennen.
Dem Polizeilieulenant Böttcher wurde,' da für eine anderweitige Ver¬
wendung augenblicklich keine Stelle offen war, die Aufsicht über die
Fütterung des Rummelsburger Biebstandes übertragen. Hier scheint er
den Erwartungen des Hrn. Patzte nicht entsprochen zu haben, denn
eines Tages sagte ihm derselbe in Gegenwart sämmtlicher Unterbeamten,
daß er (Böttcher) besser zum Hnndejungen als zum Polizeilieutenant
sich qualificire. Am nächsten Tage erschoß sich Hr. Böttcher in seinem

Zimmer zu Rummelsburg: vor seinem Tode übersandte er Hrn. Patzke
ein Schreiben, dessen Inhalt nie zur Oesientlichkeit gelangt ist.

Als die ehemaligen Polizeisergeanten angeblich auf ihren Wunsch
durch eine von Hrn. von Hinckeldey erschlichene Allerhöchste Kabinets-
ordre in die Schutzmannschaft eingereiht worden waren, wurden sie durch
Hrn. Patzte genöthigt, an den regelmäßigen Exercirübungen Theil zu
nehmen. Den alten Beamten, von denen Viele schon seit Jahren im
Polizeidienst standen, abgesehen davon, daß die Meisten als ehemalige
Kavaleristcn niemals Infanterie-Exercitien kennen gelernt hatten, behagte
es nicht recht, gleich der jungen eben aus der Armee geschiedenen Mann¬
schaft auf ihre alten Tage von Neuem exerciren zu müssen. Die Meisten
suchten beim Königl. Polizeipräsidium um Dispens nach: durch Hrn.
Patzke ward der Dispens hintertrieben. Aus dieser Beranlaffung
äußerte Hr. Patzke zu dem Sergeanten Böhme, der wiederholt einge¬
kommen war: „Ihr Alten! Ihr sollt mir noch mal ans den Köpfen tanzen."

5
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Vielleicht ist es mir gelungen, durch solche Thatsachen das Urtheil
des Grafen Schwerin völlig zu rcctificiren: ich kehre nach dieser Ab¬
schweifung zur Muster-Strafkolonie zurück.

Wem der Gedanke auftauchen sollte, daß es unbegreiflich erschei¬
nen müsse, wie das Königl. Ministerium des Innern von den oben ge-
schildcrten,Discipliuarverhältnissen der Strafkolonie nie Kenntniß erhalten
habe, dem will ich zur Beruhigung mittheilen, daß Hr. von West-
phalen dem ganzen Unternehmen seine bis in die kleinsten Details sich
erstreckende Fürsorge allerdings stets zugewandt hatte. In dicken Acten-
stößen ist die Frage vcntilirt worden, ob den mit schweren körperlichen
Arbeiten belasteten Gefangenen zu ihrer Stärkung ein ausnahmsweiser
Schnaps verabreicht werden dürfe; wiederholt ist diese Frage von Hrn.
v.on WestpHalen verneint worden, bis er endlich durch eine eigenhändig
von ihm unterschriebene Verfügung ä. ä. Berlin, 2. September 1855
gestattet hat, daß den Gefangenen, so lange die Cholera in Berlin
grassire, täglich ein Cholera-Bitterer verabreicht werden dürfe, welche
Genehmigung indeß mit dem Erlöschen der Cholera selbstverständlich
wieder aufhören müsse. Kann man eine umsichtigere und sorgfältigere
Aufmerksamkeit des Ministers wünschen?

Wie ans dem auszugsweise oben mitgetheilten Regulativ hervor¬
geht, hatte die Schutzmaniis-Pensions-Zuschuß-Kasse für jeden in Rum¬
melsburg detiuirten Gefangenen ein Arbeitslohn von 5 Sgr. pro Tag
an die Stadtvoigtei-Kasse zu zahlen, während dem Pensionsfond für
die Schuppen, die zur Unterbringung der Gefangenen eingerichtet wor¬
den waren, eine Miethsentschädigung von einem Thaler monatlich pro
Kopf geleistet wurde, und während die Verpflegung der Gefangenen aus
den Fonds der Stadtvoigtei-Berwaltung erfolgte. Nach §. 16 des ge¬

dachten Regulativs sollte die Abrechnung zwischen der Stadtvoigtei-Kasse
und der Verwaltung des Pensionsfoud monatlich geschehen, und sollten
die sich ergebenden Beträge auf Grund der rechnungsmäßigen Beläge
bei der Stadtvoigtci-Kaffe vereinnahmt resp. von derselben verausgabt
werden.

Dieser Bestiminuugen ungeachtet werden noch heute 2193 Thlr.
Resteinnahme für Arbeitslöhne bei der Stadtvoigtei-Kasse fortgeführt,
mit denen Hr. Patzke im Verzüge sich befindet. Am 2. November
1858 sind die letzten in Nummelsburg detinirt gewesenen Gefangenen
nach Spandau, Brandenburg, Moabit und nach der Stadtvoigtei trans-



67

locirt worden; die Rückstände datireu schon aus d. I. 1857 und man
hat bis vor Kurzem mit Hrn. P a tz k e Nachsicht geübt, weil er zu wie¬
derholten Malen um Aufschub der geforderten Zahlung unterthänigst
gebeten hat. Als die Stadtvoigtei-Kasse nicht einmal Rechnungslegung
hat erlangen können, da die betreffenden Beläge der Rummelsburger
Strafkolonie — angeblich aus Versehen — verbrannt sind, so liegt die
Sache seit geraumer Zeit der Beschwerde-Instanz des Königl. Ministeril
des Innern vor, und auch Graf Schwerin hat trotz mehrfacher Excita-
torien weder Rechnungslegung noch Zahlung der 2193 Thlr. bisher er¬

reichen können.
In den 1000 Thlr., welche die Untersuchungs-Kommission baar

vorgefunden hat, liegt auch der Anspruch der Stadtvoigtei-Kasse ver¬

graben. Daß mit ihnen die 2193 Thlr. nicht gedeckt werden können,
liegt auf der Hand. Vielleicht rechnet Hr. Patzte darauf, daß, wenn
den armen Schutzmännern am 1. December und am 1. Januar noch¬

mals je 15 Sgr. abgeuommen werden sollten, grade genug Geld vor¬
handen ist, um diese drückendste alter Verlegenheiten glücklich zu besei¬

tigen.

So weit wäre ich denn grade in meinen Enthüllungen gediehen,
da lese ich zu meiner aufrichtigen Genugthuung, wie Hr. Stieber den
Freiherrn von Zedlitz in öffentlicher Gerichtssitzung für einen Ehren¬
mann in des Worts vollkommenster Bedeutung erklärt. Thatsächliche
Commentare sind von jeher eine Lieblingsneigung nieiner literarischen
Versuche gewesen; darum nehme ich keinen Anstand, gedachte Aeußerung
des Hrn. Stieber auch heute ei» Wenig zu perlustriren.

Vorher eine kurze Anekdote.
An dem Tage, an welchem die „Berliner Polizei-Silhonetten" er¬

schienen waren, traf ich zufällig mit einem der Verhältnisse kundigen
Thebaner zusammen. Er hatte die Schrift gelesen und billigte deren
größtentheils aus eigener Wissenschaft ihm bekannten Inhalt vollkom¬
men. „Aber," meinte er, „warum haben Sie den Präsidenten von
Zedlitz in Ihre Polemik verflochten? Der steht unerschütterlich fest,
und Sie haben hierdurch Ihrer Schrift das Grab gegraben: den Oberst
Patzke würde man Ihnen preisgegebew haben, den Präsidenten werden
die Behörden schützen." Drei Tage später erfolgte die Beschlagnahme
der Schrift.

5*
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Mit diesem unerschütterlich festen Präsidenten fvon Zedlitz will
ich jetzt auf's Neue mich versuchen und der bisherigen- Plänkeleien über¬
drüssig mit meinem schweren Geschütz vorfahren.

Bor etwa einem halben Jahre befand der Präsident Freiherr von
Zedlitz sich in der Lage, zwei Pferde anschaffen zu müssen. Gute
Pferde mußten es sein; sie waren bestimmt, einem Ofsicier der Garde-
Kavalerie als Dienstpferde zu dienen. Wer konnte solche Pferde besser

und billiger beschaffen als der Chef der berittenen Sckmtzmannschaft Hr.
Oberst P atzte? An ihn wandte sich mit seinem Anliegen der Präsident
von Zedlitz. Hr. Patzte erwies seinem Chef die kleine Gefälligkeit
und rangirte zwei Dienstpferde der berittenen) Schutzmannschaft als
dienstuntauglich aus. Berittene Schutzmänner jhaben mich versichert,
es seien — offenbar aus Versehen — die besten-Pferde der ganzen
Abtheilung gewesen, das eine ein sechsjähriger Stachelfchimmel, zugerit¬
ten vom Schutzmannswachtmeister Pagel, das andere ein sechsjähriger
Rappe, zugeritten und dressirt vom Schutzmann -Lindstädt. Die bei¬

den Pferde verkaufte Hr. P atzte aus freier Hand an Hrn. von Zed¬
litz offenbar aus Versehen zu dem selbst für ansrangirte Pferde viel
zu niedrig gegriffenen Preise von 4 0 Th hrn. pro Stück. Ein Ofsicier
der König!. Preußischen Garde-Kavalerie reitet bis auf den heutigen
Tag die beiden ausrangirten Dienstpferde der Schutzmannschaft, die zu
Manövern, Felddienstübungen u. s. w. der König!. Preußischen Armee
nachträglich als völlig brauchbar sich erwiesen haben! Um den Ausfall,
der aus dem allzu billigen Verkauf dem annäherungsweise festgesetzten

Etat der berittenen Schutzmannschast erwachsen, einigermaßen erträglich
zu machen, wurden an ihrer Statt zwei zwölfjährige Pferde durch
Hrn. Patzke eingestellt!

Die Kosten für die Pferde der berittenen Schutzmannschaft werden
vom Magistrat der guten Stadt Berlin getragen. Ihm steht kein Recht
zu, in die Dispositionen des Hrn. Patzke irgend welchen Eingriff sich

erlauben zu dürfen: die Stadt muß zahlen, damit Hr. Patzke nach

Gutdünken ausrangiren und ausrangirte Pferde für ein Butterbrot an
seine» Chef verkaufen kann!

Welche Bezeichnung die Handlungsweise des Hrn. Patzke und die
im günstigsten Falle tadelnswerthe Theilnahme des Hrn. von Zedlitz
verdient, will ich hier nicht weiter erörtern. Nur das will ich noch be¬

merken, daß Hr. Patzke in derartigen Geschäften Routine gehabt zu ha¬
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ben scheint; unter der Schutzmannschaft wenigstens geht die Rede, daß
schon Hr. von Hinckeldey nie andere als ausrangirte Dienstpferde
der Schutzmannschaft zum Gebrauch gehabt und stets aus freier Hand
von Hrn. P atzte sie gekauft habe.

Solcher Art sind die — Vortheile, durch welche Hr. Patzte sei¬

nen Chef so zu umgarnen verstanden hat, daß Dieser zu allen seinen

Plänen u. s. w. seine unbedingte Zustimmung zu geben sich hat be¬

quemen müssen. Bon einem Präsidenten sollte es allerdings kaum glaub¬
lich erscheinen, daß er um geringen Vortheils halber ein solches Geschäft
provocirt haben sollte: darum will ich zur Charackeristik der Denk- und
Handlungsweise des Hrn. von Zedlitz einige fernere sprechende That¬
sachen hier aufführen.

Als nach dem Tode des Hrn. von Hinckeldey Hr. von Zed-
litz an seine Stelle berufen worden war, kam er allein hierher. Seine
Familie ließ er erst nachkommen, nachdem die Wittwe seines Amtsvor¬
gängers die Amtswohnung ihres verstorbenen Mannes geräumt hatte.
Einstweilen hatte Letztere Hrn. von Zedlitz einige Zimmer zur Dis¬
position gestellt und die Sorge für dessen häusliche Bedürfnisse über¬

nommen. Als sie von ihm sich verabschiedete, sprach sie ihr Vergnügen
darüber aus, daß sie den Amtsnachfolger ihres Mannes als Gast bei

sich habe aufnehmen können, und bemerkte vorbeugend, daß er demge¬

mäß nur der Dienerschaft ein kleines Service zu verabreichen habe.

Hr. von Zedlitz indeß erwiderte der Dame, daß er zu einem Trink¬
gelde durchaus keine Neigung verspüre: er habe sie in seiner Wohnung
länger bleibe» lassen als er nöthig gehabt habe, — damit sei alle und
jede Rechnung, auch die der Frau von Hinckeldey für Frühstück u.

s. w. ausgeglichen.
Bald nach seinem Amtsantritt fand Hr. von Zedlitz die Rech¬

nungen der Berliner Wäscherinnen so theuer, daß er es vorzog, eine ihm
bekannte Familie aus Schlesien zu verschreiben. Dem Mann gab er

eine kleine Anstellung, die Frau muß für den Preis von monatlich einem

Thaler die Wäsche für den gesummten Freiherrlich von Zevlitz'schen
Hausstand besorgen.

Hr. von Zedlitz bezieht als Gehalt ein jährliches Fixum von
3000 Thlr., dazu 600 Thlr. fester Repräsentationsgelder und eine freie
Dienstwohnung. Zu letzterer ehören bedeutende Kellereien: aus ihnen

hat er drei Verkaufslokale: ein Mehlgeschäft, ein Cafelokal und einen
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Kictualionkejler geschaffen, die er auf eigene Rechnung und in seinen
Nutzen theuer vermiethet hat, unbeschadet des bösen Beispiels, welches
er — der Chef der Polizei — seinen Unterbeamtcn giebt, die zwar keine

Dienstlokalitäten zu vermiethen haben Wohl aber zum Publikum in man¬
nigfache Beziehungen treten und andere Nutzungen auf andere Weise sich
werschaffen können.

Während Hr. von Zedlitz hierdurch aus seiner Amtswohnung
mehr als 300 Tblr. Miethe herausschlägt, erinnere ich an seine bekann¬
ten Differenzen mit dem Magistrat, wo er, um die vom Magistrat ge¬

forderten 4 Proc. Miethssteuer für die Einrichtung und Instandhaltung
der von ihm eigenmächtig in seine Wohnung geleiteten Wasserleitung auf
ein Minimum herabzudrücken, seine Wohnung auf einen angeblichen
Werth von nur 300 Tdlr. veranschlagt hat! Zwölf Thaler Miethssteuer
da, wo er selbst üoer Drei Hundert Thaler Miethe empfängt!

Bei der strengen Kälte im Winter 1856/57 wies der zum Wohl¬
thun geneigte Holzhändler Loewy zwanzig Haufen Holz zur Berrhei-
lung yn dir hülfsbedürftigsten Armen Berlin's an und überließ, damit
sein auf die augenblickliche Noth berechnetes Vorhaben nicht den lang¬
samen Geschäftsgang der Armen-Kommission durchmachen solle, die Be¬
stimmung über die Vertheilung des Holzes resp. die Anweisungen dazu
Hrn. von Zedlitz. Der soll ihm u. A. Damen in seidenen u. s. w.
Mänteln zugeschickt haben, die das Holz in größeren Quantitäten ab¬
langten. Thatsache ist, daß erst im vergangenen Winter das letzte Holz
gbgeholt worden ist, für welches die Polizei aus unbekannten Fmrds
inzwischen Stättegeld (!). hat zahlen müssen: vier Jahre hat also der
Polizeipräsident von Berlin nöthig gehabt, um hülfsbedürftige Arme zu
finden, an die er 20 Haufen Holz hatte vertheilen können! Damals ent¬

nahm Hr. von Zedlitz für seinen eigenen Hausbedarf von Hrn. Loewy
für 70 Thlr. Holz auf Credit: trotz wiederholter Mahnbriefe hat Hr.
Loewy Zahlung bisher nicht erlangen können!

Aus solchen Characterzügen wird sich der Mann erkennen lassen,
der trotz der hohen Stellung im Staat, die er bekleidet, trotz des un¬
umschränkten Vertrauens, welches Seine Königliche Hoheit der Prinz-
Regent ihm zu Theil werden läßt, nicht davor zurückgeschreckt ist, zum
verantwortlichen Träger der Rummelsburger Mißverhältnisse sich zu
machen. Hr. Stieber erklärt ihn für einen Ehrenmann: ich habe Dem
Nichts hinzuzufügen.
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Dieser Hr. von Zedlitz, der sich vor dem Minister des Innern
so glänzend gerechtfertigt hat, der dem Minister eine meine sämmtlichen
Beschuldigungen als nnbvgrüiidet zurückweisende Erklärung zu den
Acten der Administrativ-Untersuchung eingereicht hat, ist von der letzte¬

ren doch nicht so ganz nnberücksichtigt geblieben und wird wohl noch in
mehrfacher Hinsicht zunächst vor dem Minister sich verantworten müssen.

Nachstehendes Wcteustück, welches Hr. von Zedlitz wohlweislich
secretirt, will ich an dieser Stelle publiciren:

An den Polizeipräsidenten Frciherrn von Zedlitz Hochwohlgeboren.
Nach den Büchern der Pensions - Kischuß - Kaffe der hiesigen

Schutzmaunschaft sind in den Jahren 1855/59 aus dieser Kasse
an eine beträchtliche Zahl von Beamten des König!. Posizeiprä-
sidii Gratificationen gezahlt worden. In den Jahren
1855/57 steigt dieZahl der hiermit bedachten Beam¬
ten auf4Q—5« und die Summe der Gratificationen
auf resp. 1SG8 Thlr., 13?« Thlr. und Thlr.

Unter Bezugnahme auf den Erlaß Seiner Excellenz des Herrn
Ministers des Innern vom 12. September d. I., betreffend die
von dem Literaten Eichhoff gegen die Verwaltung der gedachten
Kasse erhobenen Beschuldigungen, werden Ew. Hochwohlgeboren
ergebenst ersucht, für die durch diesen Erlaß eingesetzte Kommission
so bald als möglich gefälligst diejenigen Geschäfte mir näher an¬
zugeben, welche für die Pensions-Zuschuß -Kasse von Jedem der
betreffenden Beamten besorgt und durch diese Gratificationen re-
munerirt worden sind.

Berlin, den 29. October 1860.
Der Uuterstaatssecretair des König!. Ministern des Inner»,

gez. Sulzer.
sFür die Richtigkeit der Abschrift

Berlin, den 24. November 1860.
Dr. W. Eichhoff.*)j

*) Ich producire dies Actenstück um so lieber, als vor Kurzem Hr. Slieber
die Dreistigkeit hatte, in seiner Bertheidigungsredc vom 20. November über
mich zu behaupten: cs lagen jetzt bestimmte Beweise dafür vor, dass ich im
Solde I?) von Personen stünde, gegen welche die Criminalpelizei ihre Amts¬
pflicht gewissenhaft erfüllt habe, »nd welche hierfür sich rächen wollten.
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So ist es denn wirklich actenmäßig conftatirt, daß in einzelnen
Jahren bis auf Höhe von beinahe 1400 Thlrn. willkürliche Grati-
ficationen aus dem Privateigenthum der Schutzmannschaft vertheilt
worden sind! Mit Hinzurechnung der „ordentlichen" Berwallungsans-
gaben ist auf solche Weise mehr als die Hälfte der den armen Schutz¬
männern abgenommenen Gelder, — ich will bei diesem gelinden
Ausdruck verharren, — an einzelne Kreaturen verschleudert worden!

Das ist jetzt actenmäßig conftatirt: — aber die Preußische Justiz
— schläft! Und Graf Schwerin? Ei nun: Der läßt Rechnungen
prüfen, und die Rechnungs-Prüfungs-Kommission, anstatt zunächst die
Frage zu erörtern: war das Kuratorium, war Hr. von Zedlitz
denn überhaupt berechtigt, Gratificationen auszutheilen? baut dem

Hr. Stieber sagt in derselben Rede, er sei Königlicher Beamter. Nämlich
ein suspendirter. Bon einem Königlichen Beamten läßt sich erwarten, daß er

nicht einfache aus der Luft gegriffene Unwahrheiten behaupten wird. Und
Hr. Stieber ist bekanntlich ein sehr gewissenhafter Königlicher Beamter.

Was mag das für eine gefährliche Verbrecherbande sein, welcher geheime
Verfügungen, auss Strengste secietirte Aclenstücke zugänglich sind! Mit wie
hohem „Solde" mag sie die Mittheilung dieser Actenstücke erkauft haben?
Wie weit mögen ihre Verzweigungen in die Behörden sich erstrecken?

Ich will es dem kriminalistischen Scharfsinn des Hrn. Stieber über¬

lassen, auf Grund seiner „bestimmten Beweise" der gedachten Verbrecherbande
nachzuforschen, und zweifele nicht im Mindesten daran, daß seine schließlichen
Ermittelungen diejenige staatögefährliche Bedeutung ihr beilegen werden, die
er der Arbeiterverbrüderung des Hirschberger Thals und dem Londoner
Kommunistenbunde so herrlich zu imputiren verstanden hat, denn Hr. Stieber
macht seine Verschwörungen, Verbrecherbanden, bestimmten Beweise u. s. w. je
nach Bedürfniß.

Was für abgeschmacktes Zeug ein alter Practikus mitunter vorzureiten
und plausibel machen zu wollen sich erdreistet!

Und noch Eins. Am 20. November erwähnte Hr. Schwarck eines

pomphaften Zeitungsberichts über die Verhaftung des Prinzen Leo von
Armenien. Er nannte diesen Bericht einen Betrug, seinen Verfasser einen
großartigen Schwindler.

Hr. Schwarck scheint nicht gewußt zu haben, daß Verfasser dieses Berichts
Niemand anders ist als der Königliche BeamtePolizeidireclor vr.jur. Stieber!

Wer wird das Urtheil des Oberstaatsanwalts nicht von Herzen unter"
schreibe»?
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Freiherrlichcn Präsidenten eine goldene Brücke der Entschuldigung und
ersucht Seine Hochwohlgeboren ganz ergebenst, gefälligst die Geschäfte
näher anzugeben, für welche den einzelnen Beamten Gratificationen
gewährt worden sind!

Der Erlaß des Hrn. Sulzer thut mir die Ehre an, meiner als
des Urhebers der Untersuchung zu gedenken. Doch habe ich darüber,
daß die fraglichen Gratificationen für angebliche „Geschäfte" im Interesse
des PensionSfond bewilligt worden seien, nie ein Wort behauptet. Durch
welchen Ideengang Hr. Sulzer veranlaßt worden, Hrn. von Zedlitz
um Aufklärung über vermeintliche „Geschäfte" zu bitten, weiß ich nicht.

Jedenfalls will ich meine einschlägigen Behauptungen jetzt dahin
ergänzen, daß die Gratificationen aus dem Pensionsfond weiter Nichts
als eine wohlfeile und bequeme Bevorzugung dienstfertiger Günstlinge
des Hrn. Patzte darstellen; daß die Meiste» der mit Gratificationen
bedachten Beamten im Interesse des Pensionsfond niemals weder einen

Schritt gethan noch eine Feder angesetzt haben, und daß, wenn Hr.
von Zedlitz anders berichten oder anders berichtet haben sollte, seine

Berichte eitel — Irrthümer sind, veranlaßt durch die ergebenste Anfrage
des Hrn. Sulzer, die den deutlichsten Fingerzeig über die gewünschte

Antwort ihm zur Hand gegeben.

In den Händen der Untersuchungs-Kommission befindet sich ein
merkwürdiges Actenstück: die hinterlaffenen Papiere des verstorbenen
Polizeidirectors Huth. Hr. Huth, einer von den alten, ehrlichen
Beamten des Königl. Polizeipräsidii, war Mitglied des Rummelsburger
Kuratorii gewesen. Das Getriebe zu Rummelsburg, wie es von den

Herren Patzte und von Hinckeldey angeordnet worden, hatte ihn
erschrecken machen: zur passiven Theilnahme an verschiedenen Unregel¬
mäßigkeiten durch seine dienstliche Stellung gezwungen, von Sorgen
über den schließlichen Ausgang der industriellen Thätigkeit jener Herren

’ beängstigt, hatte er es für gerathen erachtet, über alle Vorkommnisse
zu Rummelsburg ein eigenes Buch zu führen, um später die begründete
Verantwortlichkeit den allein und in Wahrheit Schuldigen aufbürden zu

können.
Die Wissenschaft von der Existenz dieser Notizen hatte mich ver¬

anlaßt, in den „Polizei-Silhouetten" mitzutheilen: unter der Schutz¬
mannschaft gehe die Rede, daß die Kassenbücher der Stiftung seit bereu
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Beginn gefälscht seien; woher dies Gerede entstanden, welche Umstände
es hervorgerufen, sei mir sehr wohl bekannt, indeß wolle ich einstweilen
die Wahrheit soleber „übertriebenen Gerüchte" bestreiten.

Ein unbekannter für mein Wohl leider allzu besorgter Freund hat
den Behörden die Existenz dieses Actenstücks verrathen. Sie haben es
von dem zeitigen Inhaber requirirt.

Gegenwärtig hat es die Untersuchungs-Kommission in Händen, ist
aber nicht im Stande, aus den Notizen sich zu vernehmen. Diejenigen
Beamten des Königl. Polizeipräsidii, denen Hr. Huth über den Gegen¬
stand seiner Aufzeichnungen vertrauliche Mittheilungen gemacht hat,
und die der Kommission Aufschluß ertheilen könnten^ müssen sich natür¬
lich hüten, mit ihrer Wissenschaft von der Sache hervorzutreten, damit
ihren nach dem Willen des Grafen Schwerin im Amte befindlichen
Chefs aus den Notizen des Hrn. Huth — Urkundenfälschungen nach¬
gewiesen werden könnten.

Ich habe die Dokumente nie zu Gesicht bekommen; doch will ich
Einen Punkt aus ihnen constatircn.

In den Belägen des Pensionsfond befinden sich die Kosten, welche
der Ausbau der Wohngebäude zu Rummelsburg verursacht hat. Der
gedielte Fußboden dieser Gebäude figurirt in den Belägen zu einem
Herstellungspreise von 20 Sgr. pro □ Fuß, und zu eben derselben Höhe
ist er noch heute in dem angeblichen Taxwerth der betreffenden Grund¬
stücke veranschlagt. Von einem Sachverständigen hatte Hr. Huth, dem
die 20 Sgr. etwas zu hoch gegriffen schienen, in Erfahrung gebracht,
daß der □ Fuß des Fußbodens höchstens 4 Sgr. gekostet haben könne.
Zu einem Vertrauten machte Hr. Huth seinem Unwillen Luft: Das
sei denn doch zu arg! Daß das Doppelte und Dreifache angesetzt
werde, dessen sei er bereits gewohnt: aber gleich das Fünffache, das sei
ihm jetzt zum Ersten Male vorgekonimen!

Als Kuriosum will ich hier anschließen, daß die Untersuchungs-
Kommission bei ihrer Jnspection des Rummelsbnrger Etablissements ein
Ofenblech der Bäckerei zu einem Taxwerth von 120 Thlrn. angesetzt
gefunden haben soll.

Doch genug von dem Pensionsfond, genug von der bezüglichen Unter¬
suchung! — Ob die Parole: „Rummelsburg!" in dem Sinne, wie ich
sie an die Spitze dieses Abschnitts gestellt habe, auch auf die übrigen
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Verhältnisse des Königlichen Polizeipräsidii gerechte Anwendung wohl
finden kann?

In allen Anstellungsverfügungcn der Wachtmeister und Mitglieder
der Sckutzmannschaft heißt es zum Schluß:

„Außerdem werden Ihnen die vorschriftsmäßigen Monlirungs-
stücke in den etatsmäßigen bestimmten Terminen nnentgcldlich ge¬

liefert werden".
Der Magistrat zahlt für jeden Schutzmann 20 Thlr., für jeden

Wachtmeister 25 Thlr. jährlicher Equipirungsgelder, was bei der Summe
von 1000 SchutzmännernMind 100 Wachtmeistern eine jährliche Summe
von 22,500 Thlr. ausmacht.

Die Schutzmannschaft erhält nun aber ihre Montirungsstücke keines¬
wegs an einem alljährlich bestimmt wiederkehrenden Termin sondern
— zum Zweck der „Ersparnisse" — durchschnittlich alle 15 bis 16 Mo¬
nate. Hierdurch wird in dem Zeitraum von je 3 bis 4 Jahren 1 Jahr
gewonnen, in welchem der Mannschaft keine Montirungsstücke verabfolgt
werden.

Dieser Fall ist eingetreten in den Jahren 1853 und 1656. Ich
frage nun: hat in beiden Jahren der Magistrat seine 22,500 Thlr. ge¬

zahlt? Und im Bejahungsfälle: wo ist das Geld geblieben?
Um die dem Magistrat in Rechnung gestellte Summe von 20 resp.

25 Thlr. Equipirungsgeldern herauszubekommen, werden Arbeitslöhne
in Ansatz gebracht und zwar für jede Hose 25 Sgr. für jeden Rock
2 Thlr.

Theilweise sind nun zwar die Montirungsstücke bei Meistern iit der
Stadt gearbeitet worden, wo das in Rechnung gestellte Arbeitslohn wohl
gezahlt sein mag: zum größten Theil indeß sind sie auf dem Königlichen
Polizeipräsidinm von Königl. Beamten unentgeldlich angefertigt worden.

Bis vor Kurzem, wo sie durch den Minister des Innern aufgelöst
worden ist, hat nämlich eine sogenannte „Schneidercommission" bestanden,
zusammengesetzt aus 22 Schutzmännern, die 11 Jahre hindurch als
Königl. Beamte in den Listen deö Königl. Polizeipräsidii geführt und
aus der Polizei-Hauptkässe mit einem dem Magistrat zur Last gelegten
Staatsgehalt von monatlich 15 Thlrn. bezahlt worden sind.

Diese 22 Schutzmänner-Schneider oder Schneider-Schutzmänner,
bei denen der Schneidermeister Dreyer längere Zeit als Zuschneider
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fungirt hat, haben täglich von 7—12 und 2—6 Uhr ein bestimmtes
Dienstpensum z. B. die Anfertigung einer Diensthose abarbeiten müssen,

haben die Montirungsstücke nicht bloß für die Schutzmannschaft sondern
auch für die Nachtwächter (!) liefern müffen, haben dafür aber niemals
einen Pfennig Macherlohn bezogen, weil sie zu dem Zweck Königliches
Gehalt empfangen haben.

Wo sind die dem Magistrat in Rechnung gestellten Arbeitslöhne ge¬

blieben?
Sobald es die etatsmäßigen neuen Montirungsstücke gegeben hat,

werden die Schutzmänner zur Abgabe der alten auf das Amt Mühlen¬
hof kommandirt. Nachdem die Sachen auf der Kamnier abgegeben, die
Knöpfe und Treffen abgeschnitten worden sind, werden die alten Monti¬
rungsstücke den ehenialigen Inhabern zum Wiederanlauf für einen be¬

stimmten Preis angeboten. Alle von den früheren Inhabern geschonten

und für noch brauchbar befundenen Kleidungsstücke machen indeß hiervon
eine Ausnahme: sie werden als neu verwendet und den Neuangestellten
als etatsmäßige Montirungsstücke überwiesen.

Vor einigen Jahren wurden die Wachtmeister eines Tages zum
Antreten mit ihren Dienstmänteln kommandirt. Die für gut befundenen
Mäntel wurden denselben unfreiwillig abgenommen und an Droschken-
fuhrherren für ihre Kutscher verkauft, nachdem den Fuhrherren der Befehl
insinuirt worden war, daß sie den Mänteln eine sogenannte Pelerine
hinzufügen müßten. DieMaßregel wurde auf Befehl des Oberst P atz ke
durch den Polizeihauptmann Aschoff vorgenommen.

Erhält der Magistrat von derartigen Ersparnissen Kunde? Werden
sie demselben gut geschrieben?

Vor einigen Jahren hatte das Königl. Ministerium des Innern
zum Zweck der Ersparniß genehmigt, daß 100— 200 Schutzmänner
weniger, als der Etat beträgt, geführt werden dürfen, und daß der
Polizeipräsident die hierdurch erzielten Ersparnisse zu Remunerationen
verwenden darf.

Hat der Magistrat, der also seit Jahren den vollen Etat auch für
die nicht geführten Schutzmänner (!) zahlen muß, von dieser Maßregel
Kunde erhalten und zahlt er für die ideellen Schutzmänner keine Mon-
tirungsgelder?

Rechnungsführer bei dem Montirungswesen ist der Polizeilieutenant
Schmidt. Er war ehemals Feldwebel bei dem 18. Infanterie-Regi-
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nient in Posen und stand bei derselben Compagnie, bei welcher Hr.
Patzke Officier war. Zm Jahre 1858 ist er von den Herren von
Zedlitz und Patzke ganz außer der Reihe mit einer Definitiv-Anstellung
als Polizeilieutenant und mit der Verwaltung des 6. Polizeireviers be¬

lohnt worden. Au seine Statt ist der Polizeilieutcnant Bartels zum
Rechnungsführer ernannt worden: unbegreisticher Weise ist aber Hr.
Schmidt nach wie vor oberster Rechnungsführer des Bekleidungs-
Rechnungswesens, während sein Revier, für dcsten Leitung er ein Staats¬
gehalt von 700Thlrn. bezieht, von einem interimistischen Lieutenant, bis
vor einigen Wochen von Hrn. von Bud den brock verwaltet wirdh .>

Ncbrigens werden alle vorstehenden Fragen einfach bejaht werden
können, denn Graf Schwerin hat ja, wie schon oben erwähnt, in der
verflossenen Kammersession sehr ungehalten darüber sich geäußert, daß
die Städte nicht einmal Lust hätten, die nothwendigsten Kosten für ihre
Polizeiverwaltungen gutwillig und ohne Widerspruch zu bestreiten!

O über den böswilligen Magistrat von Berlin!
Durch Hrn. von Hinckeldeh wurden Anfangs der Fünfziger

Jahre drei Handwerksmeister von außerhalb als Spritzenmeister zur
Feuerwehr berufen. Hr. von Hin ckeld ey verwandte sich beim Magistrat
dafür, daß den für das Interesse der Stadt berufenen Leuten die üb¬
lichen 40 Thlr. Einzugsgeld erlassen würden. Der Magistrat lehnte
das Gesuch ab: jeder arme Handwerker, der in Berlin seine Existenz
sich erst suchen müsse, habe unweigerlich Einzugsgeld zu zahlen; um wie
viel mehr jene Männer, die von vornherein eine gesicherte Stellung
hätten. Als Hru. von Hinckeldeh der abschlägliche Bescheid, dessen

er sich nicht versehen hatte, insinuirt war, stampfte er wüthend mit dem
Fuß und schrie: „Die Kerls sollen es doch bezahlen!" Die drei
Spritzenmänner haben in der That noch heutigen Tages kein Einzugs¬
geld gezahlt: der Verwaltung des jedesmaligen Polizeipräsidenten ist ein
Remuncrationsfond für „geleistete außerordentliche nächtliche Polizeidienste"
anvertraut, dessen Kaffe der Magistrat stets zu ergänzen und auf einer
bestimmten Höhe zu erhalten hat. Aus diesem Fond sind jene 120 Thlr.
gezahlt worden, auch sind, um einer Entdeckung Seitens des Magistrats
vorzubeugen, durcki Hrn. von Hinckeldeh gefälschte Ausgabe-Posten
in die Bücher eingetragen worden!

Im Jahre 1857 hat Hr. von Zedlitz den festgesetzten Ausgabe-
Etat des Königlichen Polizeipräsidii auf Höhe von 15000 Thlrn. über-
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schritten. Er hat deren Zahlung dem Magistrat aufbürden wollen, ist
aber auf erhobene Beschwerde des Magistrats durch ven Minister des
Innern daran gehinrert worden. Eben so wenig hat nun der Staat ■ .

das vorhandene Deficit gedeckt: es ist aber gedeckt worden, und Hr.
von Zedlitz, den ja Hr. Sticker für einen Ehrenmann erklärt, hat
gewiß auf andere Weise sich zu helfen gewußt, als daß die „Kerls" es , .
nicht doch hätten bezahlen müssen!

Bor einigen Jahren, als alle Staatsbeamte der ganzen Monarchie
Theuerungszulagen erhalten haben, wurden ivom Finauzministerium
5000 Thlr. als Theuerungszulage zur Bertheilung an die Schutzmann¬
schaft ausgesetzt und an das Königl. Polizeipräsidium abgeführt. Dies
war den Schutzmännern bekannt geworden. Die von ihnen erwartete
Theuerungszulage blieb indeß aus, und als Einzelne von ihnen biltweise
bei dem Oberst Patzkc vorstellig geworden waren, wurde der Schutz-
mannschaft beim Appell durch Len Polizeihaupimann Lorrö eröffnet, daß
die betreffende Zulage nicht gezahlt werden könne.

Wo ist das Geld geblieben?
Im Jahre 1852, als der verstorbene Kaiser Nico laus von Ruß¬

land in Berlin war, soll er unter den zahlreichen Geschenken, die er
hinterlassen hat, der Schutzmannschaft ein Geschenk von 1000 Dncaten
zugedacht haben. Wenn diese Thatsache, die ich mit positiver Gewißheit
nicht verbürgen kann, richtig sein sollte, so fragt es sich, bei Wem die
1000 Dncaten hängen geblieben, obste nicht etwa v erkleinmichelt sein

mögen. Denn ob sie überhaupt Hrn. von Hinckeldey oder Hrn. Patzte
zu Händen gelangt sein mögen, weiß ich nichtg nur das weiß ich, vaß
in den Büchern, Belägen und Rechnungen des Königl. Polizeipräsidii
jener Summe nirgends gedacht tvird, und daß kein Schutzmann irgend
eines vom Kaiser Nicolaus herrührenden Geschenkes sich zu erfreuen
gehabt hat.

Oben habe ich verschiedene Thatsachen aufgeführt, die den Beweis
liefern, daß dem Freiherrn von Zedlitz eine allzu große Freigebigkeit
grade nicht, zum Vorwurf gemacht werden kann. Zur Entkräftung des
Urtheils, welches der Leser über den Charakter des Freiherrn von
Zedlitz möglicher Weise gewonnen haben könnte^ will ich eine That¬
sache von ganz entgegengesetzter Art hier folgen lasten.
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Unter Hrn. von Hinckeldey waren Armenküchen errichtet, aus
denen arme Leute für 1 Sgr. Mittags ein Quart nahrhafter Suppe
und ein Stück Rummelsburger Brot erhielten.

Zur Einrichtung und zur Erhaltung dieser Armenküchen hatten die
bekannten Wohlthäter Bertiu's, unter ihnen Seine Majestät der
König, Ihre Majestät die Königin, Prinzen und Prinzes¬
sinnen des Königlichen Hauses, Banquiers, Kaufleute, Fabrikbesitzer
u. s. w. nicht unbedeutende Beiträge geleistet. Hierdurch war ein der
öffentlichen Wohlthätigkeit bestimmter Fond entstanden.

Nach seinem Amtsantritt löste Hr. von Zedlitz diese Küchen auf.
Rechnung über den nicht unbedeutenden Bestand, über den aus dem
Verkauf der Utensilien u. s. w. gewonnenen Erlös ist niemals gelegt
worden. Eben so wenig sind die mehrere Tausend Thaler betragenden
Fonds an die Armendirection abgeführt worden. Wohl aber hat Hr.
von Zedlitz in freigebiger Laune das Geld zu Gratificationen verwandt:
sämmtliche Polizeilieutenants, in deren Revieren Armenküchen bestanden
hatten, haben eine Gratifleaiion von je IM Thlrn., die Schutzmänner
Gratificationen von je 10 Thtrn. erhalten!

In gleicher Weise, wie in dem vorstehenden Fall der öffentlichen
Wohlthätigkeit eine außerordentliche Munisicenz zugemuthet worden, wird
auch bei der Beschäftigung einzelner vom Staat besoldeter Beamten vom
Magistrat, dem die Besoldungen zur Last fallen, eine außergewöhnliche
Toleranz vorausgesetzt.

Der Bildhauer Polizeihauptmann Holbein bezieht 900 Thlr. jähr¬
liches Gehalt, thut keinen Dienst und wird nur pro forma als Aufsichts-
sührer über die jugendlichen Fabrikarbeiter in den Listen des König!.
Polizeipräsibii geführt. De facto fällt die Sorge für diese Arbeiter den
einzelnen Reviervorständen zur Last: wohl aber hat Hr. Holbein als
Bildhauer die Bildhauer- und Stukkaturarbeiten am Denkmal des Hrn.
vonHinckeldey und an der Kirche zu Rummelsburg mit sehr schönem
Verdienst angefertigt.

Die Herren Polizeihauptmänner und der Oberst Patzke haben zu
Stiefelputzern und Kutschern Schutzmänner, die zu dem Zweck König¬
liches Gehalt empfangen, denen sogar ihre Montirungsstücke vom Ma¬
gistrat bezahlt werden müssen. So ist der berittene Schutzmann Le¬
berström, jetzt in Steglitz stationirt, in den Jahren 1851/55 Kutscher
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bei Hrn. Patzke gewesen; noch in diesem Augenblick ist der Schutzmann
Lehmwitz Kutscher bei dem Polizeihauptmann Lorrä und verrichtet
keinen andern Dienst, während des Hrn. Lorrö Stiefelputzer Schutz¬
mann Hartmann doch mitunter wenigstens als Ordonnanz benutzt wird.

Zn dem Landwehrbüreau, Bauhofsgasse 6, sind bis vor Kurzem
fünf Schutzmänner von der Abtheilung E als Hülfsschreiber beschäftigt
gewesen; erst jetzt sind sie durch fünf ehemalige Wachtmeister ersetzt

worden, von denen das Gerückt geht, daß sie zu diesem ausschließlichen
Zweck zur Pension geschrieben seien!

Nach Rummelsburg ist erst vor einigen Wochen der Schutzmann
Hahn, der bis dahin im Schiffahrtsbüreau thätig gewesen, durch Hrn.
Patzke kommandirt worden.

Mir liegt abschriftlich eine telegraphische Depesche vor:
„Der Oberst Patzke an den Abtheilungswachtmeister Schütz.

Bitte, Fische bald zu schicken."
Wenn Hr. Patzke nämlich für seinen Haushalt Butter, Specereien

u. dgl. gebraucht hat, so ist an die berittene Schutzmannsabtheilung in
der Stadt telegraphirt worden, und ein berittener Schutzmann auf
Königlichem Dienstpferde hat Butter, Specereien u. s. w. amtlich nach
Rummelsburg besorgen müssen!

Für den Holzhandel der Hrn. Patzke und Groß werden beständig
ein Wachtmeister und drei oder vier Schutzmänner auf dem Holzplatz Neue
Friedrichsstr. 18 19 beschäftigt: der Wachtmeister führt die Bücher
des Holzgeschästs, der eine Schutzmann fungirt als Holzanweiser, die
beiden andern müssen die Stadtvoigtei-Gesangenen, welche das Holz klein
machen, aus der Stadtvoigtei abholen, bewachen und zurücktransportiren.
Einer dieser Schutzmänner, Namens Hildebraudt ist in den Listen
des König!. Polizeipräsidii über ein halbes Jahr als krank geführt
worden: während dieses ganzen halben Jahres ist er gegen Extra¬
remunerationen auf dem Holzplatz fest stationirt und arbeitsfähig gewesen.
Und dergleichen mehr!

Bon dem Holzgcschäft der Herren Patzke und Groß behauptete
ich im ersten Theil der „Polizei-Silhonetten", daß es von beiden Herren
irrthümlich mit der Stiftskasse vermischt und in einen Topf geworfen
zu sein scheine. Diese Behauptung beruht auf folgender Thatsache.

Z. Z. 1856 befand sich in der Holzkasse ein Ueberschuß von etwa
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3500 Thlrn. Das Holzkuratorium — bestehend aus den von der
Schutzmannschaft gewählten Vertrauensmännern — trat zusammen, um
zu berathen, was mit der Ersparniß anzufangen sei. Es beschloß, daß
jedem Schutzmann eine halbe Klafter Holz grafe verabfolgt werden
solle.

Dieser von den competenten Vertrauensmännern der Schutzmann¬
schaft gefaßte Beschluß wurde durch die hierzu gar nicht legitimirten
Herren Patzke und Groß — verworfen! Sie behaupteten nämlich,
es hätten nicht alle Schutzmänner gleichmäßig Holz entnommen, in der
vorgeschlagenen Vertheilung würde mithin eine Ungerechtigkeit liegen.

Was geschah nun mit den 3500 Thlrn. weiter?
Die Herren Patzke und Groß beschlossen eigenmächtig ohne

Borwissen des Kuratorii, daß das Geld in dem Grundstück Neue
Friedrichsstr. 18 19 angelegt werden solle, damit es dem ganzen
Schutzmanns-Institut Nutzen bringe. Demgemäß richtete Polizeihaupt¬
mann Groß seine Wohnung äuf's Eleganteste ein, baute vor seinen
Fenstern Lauben, legte Gartenanlagen an, pflanzte Bäume u. s. w.,
bis die 3500 Thlr. bis auf den letzten Pfennig zum Grundstück ge¬

schlagen worden waren.
Im vorigen Jahre trat das Holzkuratorium von Neuem zusammen,

um zu berathschlagen, was mit den 3500 Thlrn. gemacht werden solle.
Da erklärten die Herren Patzke und Groß, von jenem Gelde könne
nicht mehr die Rede sein: man habe es in das Grundstück Neue
Friedrichsstraße 18 19 hineinstecken müssen, weil dieses beim Ankauf
zu theuer bezahlt worden sei.

So ruht das Privateigenthum der Schutzmannschaft als todtes
Kapital; denn der Magistrat, der Hrn. Groß die höchste Miethsent-
schädigung schon vor dem Ausbau seiner Wohnung gezahlt hatte, zahlt
ob der hineingesteckten 3500 Thlr. keinen Pfennig mehr. Aber der
Werth des Grundstücks ist um 3500 Thlr. erhöht-—

Eines jeden Commentars muß ich ans nahe liegenden Gründen
mich enthalten.

An den Polizeihauptmann Groß aber will ich die eine Frage
mir noch erlauben: ob er, seitdem der Holzhandel existirt, jemals auch nur
Einen Pfennig für das in seiner Privatwohnung verbrauchte Holz an
die Holzkasse abgeführt hat?

Auch eine Anekdote möge hier Platz finden.
6
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Von den Herren Patzke und Groß bezieht die hiesige Stadi-
voigtei-Verwaltung ihr Holz. Sie nimnit nur schieres Holz und weist
Aeste und Knubben zurück. Bei dem Kleinmachen wird demgemäß das
Holz sortirt und die fehlerhaften Stücke werden zur Seite gelegt. Es ist
nun Befehl, daß die beim Sägen abfallenden Sägespähne zusammengefegt
und aufbewahrt werden müssen, um im Interesse der Schutzmannschaft
verkauft zu werden. Der Verkauf der Sägespähne geschieht nun in
der Art, daß Aeste und Knubben in eine Kiepe gepackt und Sägespähne
darüber und dazwischen gestreut werden. Eine — präparirte — Kiepe
„Sägespähne" kostet 6 Pfennige: niemals indeß bekommt eine arme
Schutzmannsfrau Sägespähne zu kaufen, da die Gemahlinnen einiger
Polizeilieutenants eine merkwürdige Vorliebe für „Sägespähne" haben.

Seit einigen Wochen werden enorme Quantitäten Holz auf dem

Holzplatz Neue Friedrichsstr. 18 19 angefahren und abgeladen. Eine
neue Speculation, die ich noch nicht habe ermitteln können, scheint im
Gange zu sein. Das Holz ist, wie sich von selbst versteht, auf Credit
entnommen. Ich bedaure Die armen Creditgeber : — denn lange kann
die Wirthschaft nicht mehr dauern.

Bis vor noch nicht allzu langer Zeit waren die Schutzmänner ge¬

zwungen, Tabak und Cigarren von dem Polizeihauptmann von Man¬
stein zu kaufen. Wenn auf die Requisition des Hrn. Patzke, der
wiederholt zu wissen wünschte, weshalb Einzelne keine Cigarren ent¬

nähmen, die Betreffenden bei ihrer amtlichen Vernehmung dem Revier¬
vorstand erklärten, daß sie Nichtraucher seien, so wurde ihnen bedeutet,
daß auch Nichtraucher Cigarren gebrauchen könnten, und daß sie mit
Rücksicht auf den Zweck des Unternehmens Cigarren kaufen ni üß te n.

Der Zweck des Geschäfts war nämlich der, aus den sich ergebenden
Ueberschüssen eine — Wittwenkasse zu errichten!

Die Cigarren waren im Büreau des Hauptmanns von Manstein
zu haben; 25 Stück kosteten 10 Sgr. Die Mannschaft behauptete, der
Tabak sei meisthin von der niedrigsten Qualität. Ohne Zweifel um
der Mannschaft in Berücksichtigung des edlen Zweckes mit gutem Bei¬
spiel voranzugehen, rauchte Hr. von Manstein das Viertelhundert
zu nur 7 '/2 Sgr. und trieb seine Enthaltsamkeit soweit, diese pro mille
10 Thlr. Cigarre in den feinsten Salons, wo ausschließlich ächte
Havannah's dufteten, zu rauchen.
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Die zur „Wittwenkasse" gesammelten Ucberschüsse, wenn solche über¬

haupt erzielt worden, hat Hr. Patzke hinter sich; Rechnung ist, trotz¬
dem das Cigarrengeschäft aufgehört hat, bisher noch nicht gelegt worden.

Auch eine andere Kasse verwaltet Hr. Patzke seit langen Jahren,
ohne daß den Interessenten von irgend einer Rechnungslegung EtwaS
bekannt geworden wäre: die Medicinkaffc der Schntzmannschaft. Jeden:
Schutzmann werden von seinem Staatsgehalt allmonatlich einige Silber,
groschen zur „Medicinkasse" abgezogen, dafür erhalten sie bei Krank¬
heitsfällen in ihrer Familie nnentgeldliche Medicin und haben auch

einen Arzt, einen gewissen Dr. Goldstein, von den: indeß die meisten

Schutzmänner Nichts wissen wollen.
Es spricht sick in der Schntzmannschaft dringendes Verlangen aus,

zu wissen, ob hier eine Bilanz der Einnahmen und Ausgaben erzielt

wird, oder eventncll, wo die etwaigen Überschüsse verbleiben?

Ich kehre zum Schluß meiner Darstellung auf einige innere Ver¬
hältnisse des Pensionsfond der Schutzmannschaft und seiner Pertinenlien
zurück.

In den der Schntzmannschaft gehörigen Grundstücken wohnen vor¬
herrschend Polizeibeancke. Für die Wohnungen der Polizeilieutenants
niuß, wie sich fast von selbst versteht, der Magistrat den höchsten Be.
trag der bewilligten Miethsentschädigung zahlen: es wird ja durch die
enorme, zu dem sonstigen Werth der Wohnungen in keinen, Verhältniß
stehende Miethe der hohe Preis, zu welchem die Grundstücke in den

Belägen des Pensionsfond figuriren, einigermaßen plausibel gemacht.

Aber auch die Wohnungen der einzelnen Wachtmeister und Schutzmänner
sind zu einem viel höheren Preise als ihr eigentlicher Werth beträgt,
vermiethet. Diese Beamten erzählen nun ganz offen, sie würden eine so

hohe Miethe nicht zahlen, wenn nicht zur Deckung des Ausfalls ent¬

sprechende Gratistcationen ans dem Dispositionssond des Königl. Poli-
zeipräsidii ihnen quasi garantirt worden seien.

Aus der Pensions-Zuschuß-Kasse sind ohne jegliche Sicherheit an
einzelneOsficiere bedeutendeBorschüsse gemacht worden, die mit 4—SThlrn.
der Kasse zurückgezahlt werben sollen. Der frühere Polizeilieutcnant v. H.,
den Patzke besonders zu fürchten hatte, weil er zu gleicher Zeit mit
ihm beim 18. Infanterie-Regiment gestanden hatte, hat in Einem Jahr

6 *
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Darlehne auf Höhe von 1200 Thlrn., die ehemaligen Polizeilieutenants
C. und G. haben Darlehne bis auf Höhe von 500 Thlrn. erhalten. In
diesen Fällen hat die Pensions-Zuschuß-Kasse oder vielmehr deren vor¬
trefflicher Verwalter mit Genehmigung des Hrn. von Zedlitz grade
diejenigen Officiere zu Vorschüssen sich ausgesucht, deren Stellung bei
der Polizei erschüttert, wo die Wiedererstattung der gemachten Vorschüsse

durchaus problematisch war. Dem ehemaligen Polizeilieutenant v. St.,
ebenfalls früherem Lieutenant im 18. Infanterie-Regiment, wurde längere
Zeit hindurch gestaltet, die vom Magistrat für seine Dienstwohnung ge¬

zahlte Miethsentschädigung in seinen Nutzen zu verwenden und deren
Betrag der Kaffe schuldig zu bleiben: als er dem Polizeidienst plötzlich
Valet sagte und die Bretter betrat, die die Welt bedeuten, beging er das
natürliche Versehen, vorher sein Creditverhältniß zur Pensions-Zuschuß-
Kasse keineswegs aufzulösen.

Ein fernerer Schuldner der Kasse ist der Vorkosthändler F. Der hat
in früherer Zeit Hrn. Patzke bei seinen kolossalen Getreidegeschäften
Hülfe geleistet, ist Mitwisser verschiedener Stenerdefraudationen des Letz¬

teren und hat offenbar zum Dank für geleistete Dienste ohne jede Ga¬
rantie für entnommenes Brot Credit auf Höhe von 500 Thlrn. erhalten.
Hr. Patzke muß aber plötzlich die Dienste des Hrn. F. vergessen haben,
denn zu einer Zeit, wo Dieser nicht mehr zahlen konnte, fing die Pen¬
sions-Zuschuß-Kasse an, Geld zu verlangen, anstatt baaren Geldes mit
Wechseln sich zu begnügen, diese nach dem Verfalltermine einzuklagen
und gegen Hrn. F. Personalarrest vollstrecken zu lassen. Demnächst einigte
man sich auf Abschlagszahlungen; die Termine konnten indeß von dein
Schuldner, der in Folge von Ungllicköfällen zahlungsunfähig geworden
war, nicht eingehalten werden, darum hat ihn die Peusions-ZnschujpKasse
seit zehn Monaten von Neuem im Schuldarrest sitzen und wirft ihrem
Capital auch noch die Alimente hinterdrein. Ob Hr. Sulz er fort-
alimentiren wird?

Alle diese Posten werden in den Büchern des Pensionsfond als
„einziehbare" Außenstände geführt! Hr. Sulz er möge nur anfangen
einzukassiren: er wird bald sehen, wie weit er mit dem Einziehen gedeiht!

Von den im Dienst befindlichen Officieren sind mir zwei bekannt,
die Vorschüsse aus der Pensions-Zuschuß-Kasse erhalten haben, die
Herren U. unh v. H. Beides sollen ordentliche Leute sein: dann ist
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zu solchen Vorschüssen Hrn. Patzke jede Berechtigung fehlt.

Die Polizeilieutenants sind durch ein eigenthümliches Manöver zur
Pensions-Zuschuß-Kasse herangezogen worden. Weihnachten 1854 em¬
pfingen sie metallographirte Notifikatorien, an der Polizei-Hauptkasse
eine Gratification von 50 Thlrn. in Empfang zu nehmen. Auf Veran¬
lassung des Hrn. Patzke aber war die Kasse durch Hrn. von Hinckel-
d ey angewiesen, den Lieutenants nur 5 Thlr. auszuzahlen, den Rest von
45 Thlrn, hingegen zur Pensions-Zuschuß-Kasse abzuführen. Wollten nun
die Lieutenants ihre 45 Thlr. nicht verlieren, so waren sie gezwungen,
fortan der Kasse bcizulreten.

Die Mittheilungen, wie ich in dem vorstehenden Aufsatz sie nieder¬
geschrieben habe, sind aus der Behörde mir zugegangen, gegen deren
Chefs meine Polemik gerichtet ist. Ich veröffentliche sie, nachdem ich
allerwärts, wo ich auchHachgeforscht habe, unbedingte Bestätigung ihrer
Zuverlässigkeit erhalten habe!

Ich bin im Stande, für jede einzelne in diesem Aufsatz niedergelegte
Thatsache den sofortigen Beweis anzutreten und weise ganz besonders
den Staatöauwalt Grafen zur Lippe auf diese meine Erklärung hin.

Möge immerhin die Regierung, möge Gras zur Lippe ohne wei¬
tere Prüfung der Sache von Neuem consisciren: d>e Wahrheit zu un¬
terdrücken sind sie nicht im Stande, und das klebrige kümmert mich Nicht.

Aber die Thatsachen, die ich in den Begriff „ Rummels bwrg !" zu¬
sammengefaßt habe, — sie sind der tragische Ausgang, die unausbleib¬
liche Eonseqnenz des nach Gebühr noch lange nicht' gewürdigten von
H in ckeld eh -Systems!

Wer dies System in seiner ganzen staatlichen Bedeutung kennen
lernen will, den verweise ich aus eine bisher nirgends erwähnte That¬
sache, die zu Ansang des vorigen Jahrzehnts in Königsberg sich zuge¬
tragen, wo in dem Polizeipräsidenten Peters ein Alter Ego des Hrn.
von Hin ckeld ey gebanst hat.

Der Sackträger Boywaß, Anhänger des Generals vvn Plehwe,
Msiglied des Preußenvcreins, wurde, wie geradezu behauptet werden
kann, wegen seiner patriotischen Fäuste, d. h. wegen brutaler Excesse
gegen harmlose Mitglieder der Königsberger freien Gemeinde, aus den
Vorschlag des Polizeipräsidenten Peters i. Ä. 1852 zum Ritter des
rothe» Adlerordens ernannt. Der dcsignirte Ritter Boywaß, ehenmls
Sträfling zu Tapiau, war nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte:
Hr. Peters erwirkte eine Allerhöchste Kabmetsordre, durch welche die
Ehrenrechte ihm verliehen wurden! Nunmehr durfte auch der Regie¬
rungspräsident von Kotze die Dekoration des Hrn. Boywaß nicht
länger beanstanden und mußte den im Gnadenwege mit der National-
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fcfartoe beschenkten Sackträger und Königlich Preußischen Ordensritter
Boywaß in festlicher Audienz empfangen!

Diese Eine Thatsache enthält die complete Characteristik des von
Hinckeldey-Systems. Nun frage sich ein Jeder, ob das nicht das
stand gewaltsam demoralisiren heißt? Und unter dem Einfluß dieses
Systems leben wir noch beute; seine Träger stehen noch heute an der
Spitze fast aller Behörden!

Hier gilt es, dem Ministerium ver Thatenlosigkeit ein donnerndes
Osterum osnsso! entgegenzuschleudern! Wird denn unter den ganzen
Abgeordneten der 1858er Wahlen nicht Einer aufstehen, der endlich ein¬
mal die unnatürliche entsnts eoräisls zwischen der Regierung und der
Kammermajoritäk bekämpfen und seiner Pflicht als Vo lks Vertreter nach¬
kommen wird?

Als das Regiment des Hrn. von Manteuffel aufgehört hatte
und das von Hinckeldey-System beseitigt schien, brachte ein hie¬
siges Witzblatt eine Caricatur: die neuen Minister im Begriff, einen
Wagen ans dem Sumpf zu ziehen, an dessen Rand die alten ihn ge¬
bracht hatten.

Hat diese Allegorie irgendwie sich erfüllt?
Im October 1858 hat nur ein Wechsel der Personen stattge¬

funden, das System ist geblieben. Die neuen Minister haben weiter
Nichts gethan als die liebenswürdige, wohlwollende und humane Indi¬
vidualität Seiner Königlichen Hoheit des Prinz-Regenten von
Preußen in de» Geist der Handhabung des alten Systems zu
übertragen.

Demgemäß ist weiter Nichts geschehen, als daß man einige nicht
unüble Verordnungen, wie sie das augenblickliche Bedürfniß in augen¬
blicklich dringenden Fällen heischte, stückweise und sehr vereinzelt erlassen
hat; damit aber glaubt die „neue Aera" ihre Pflichten gegen das Land
erfüllt zu haben.

Wohin wird Das führen?
Der Endausgang des von Hinckeldey-Systems spielt vor den

Geschworenen und im Zuchthause.
Und was den Aus.,ang des Staates betrifft, der dies Gift in sich

trägt, dessen frisches Lebensblut in ihm erstickt, dem die Kraft fehlt, die
allein das Gift unschädlich zu macken und die angesteckten Körperthcile
auszuschwefeln im Stande ist, — das drohende Verhängnis; dieses
Staates läßt mit Einem Wort und mit Einer Jahreszahl sich bezeichnen;
es heißt: Jena 1806 !

Jena! Jena! Jena!
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Vorwort -es Herausgebers.

Das Etablissement zu Rummelsburg wird durch die nachfolgenden
Briefe in allen seinen landwirthschastlichen Beziehungen bloß gelegt und
durch die einfache Aufführung von Thatsachen verurtheilt.

Dem Verfasser erscheint vom Standpnnct eines practischen Land-
wirths die dortige Wirthschaft lächerlich. Ich kann mit seinen Ansichten
völlig einverstanden mich erklären und will nur Einen Punct noch beson¬

ders hervorheben.
Das ganze Institut rechtfertigt die Bezeichnung einer „büreaukrati-

schen Musterwirthschaft". Seine Erfolge geben einen unzweideutigen
Belag für die Thatsache, daß die Preußische Bureaukratie, sie mag auf
dem Gebiete der höhere» Staatsweisheit sich mnhertummeln oder auf
dem laudwirlhschaftlichen Felde sich versuchen, den ihr eigenthümlichen
Character nicht verleugnen kann.

Wenn heut zu Tage ein Freiherr von Stein von den Todten
erstünde, Er, dem man Monumente zu errichten beabsichtigt in einem
Lande, wo seine Werke längst zu Grabe getragen und durch die ge-

samuite neuere Gesetzgebung desavouirt worden sind: das Getriebe der
Preußischen Staatsmaschine der Gegenwart würde auch ihm manches
bittere und schmerzliche Lächeln entlocken!

Ich will es einem Jeden, der sich dazu berufen fühlt, überlassen,
eine Parallele zu ziehen zwischen der Preußischen Musterbüreaukratie
und der Rummelsburger büreaukratischen Landwirthschaft!
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Erster Brief.

Berlin, September 1860.

Deinem Verlangen, mein alter Freund, über die Landwirthschaft
zu Rummelsburg Dir Näheres initzutheilen, will ich nach besten Kräften
«ins ira st stnäio nachkommen, nur mußt Du Deine Forderung, daß
ich über die Anlage der ganzen Musterwirthschaft möglichst ausführlich
Dir berichten soll, dahin modisiciren, mit einigen characteristischen Zügen
vorlieb zu nehmen, da es nicht Jedermann vergönnt ist, den Schleier
der Isis, der auf dem merkwürdigen Institut ruht, zu heben.

Was Hr. Dr. Eichhoff in seinen „Berliner Polizei-Silhouetten" über
die Landwirthschaft zu Rummelsburg sagt, das hälist Du für eine zum Min¬
desten übertriebene Mittheilung und meinst, so Etwas könne doch unmöglich
in der nächsten Nähe Berlins, der Stadt der Intelligenz, dem Sitz der
höchsten landwirthschaftlichen Behörden „krauchen". Es kraucht, um Deinen
Ausdruck zu adoptiren, in und um Berlin noch viel Mehreres, wovon
Ihr in der Provinz kaum eine Ahnung habt, und warum sollte der
Ausspruch: „leg extremes ae touchent“ auf den rationellen Betrieb
der Rummelsburger Landwirthschaft im Verhältniß zu den Fortschritten
des rationellen Landbaus in Preußen keine Anwendung finden dürfen,
warum sollte es grade im Centralpunct lanbwirthschastlicher Intelligenz
nicht vorkommen, daß neben der größten Klugheit der vollendeteste Blöd¬
sinn sich spreize?

Doch zur Sache.
Das Areal des landwirthschaftlichen Etablissements zu Rummels¬

burg besteht aus Zeitpachtländereien, die eine ungefähre Fläche von
225 Magdeburger Morgen Acker und 125 Morgen Wiesen einnehmen.
Für den Morgen werden etwa 8 — 15 Thlr. jährlicher Pachtzinsen ent¬

richtet: ja in einem einzelnen Falle werden für 14 iHRuthen, die als
Weg nach einem Wiesengrundstück benutzt werden, jährlich sogar 10 Thlr.
gezahlt! Der Pachtzins von 8— 15 Thlrn. ist ein Preis, der, selbst wenn
man die Nähe Berlins in Anschlag bringt, viel zu hoch gegriffen erscheinen
muß, und zwar um so mehr, wenn man erwägt, daß von den 225
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Morgen Acker vielleicht nur 34 Morgen kleefähig sind, während der
Rest von sehr zweifelhafter Güte ist und zwischen drei- bis neunjährigem
Roggenlande schwanken dürfte.

Was nun die Lage der Ländereien betrifft, so wirst Du Dir eine
ungefähre Vorstellung davon machen können, wenn D» Dir in's Ge«
dächtnist zurückrufst, wie ehemals vor Ausführung der Separation Deine
Ackerstücke nach allen Weltgegenden hin zerstreut umherlagen. So liegen
noch heute die Zeitpachtländereien der Rummelsburger Landwirthschaft
nach allen vier Richtungen der Windrose hin zerstreut.

Zur Bestellung der Ackerfläche sind 10 Pferde (5 Zweispänner)
vorhanden, und für den Fall, daß die Zugkraft nicht ausreichen sollte,
werden Pferde der berittenen Schutzmannschaft requirirt.

Von einer bestimmten Fruchtfolgc oder überhaupt von einer Be-
wirthschaftung nach irgend einem bekannten landwirthschaftlichen System
kann selbstverständlich hier keine Rede sein, da die Ackerbeslellung nach
den augenblicklichen Inspirationen und nach dem souverainen Willen des
Wirthschafts-Dirigenten P atzte normirt wird, der alle übrigen ratio¬
nellen Principien einfach ersetzt. Deshalb kommt es gar nicht darauf
an, wenn auf einem und demselben Ackerstücke dreimal hintereinander
Kartoffeln gebaut werden, oder wenn, wie es in diesem Jahre geschehen
ist, auf ausdrücklichen Befehl des Wirthschafts-Chefs ein Fleck Landes
am Friedrichsfelder Chausseehanse, allen Abmahnungen des Inspectors,
der die Aussaat von Buchwaizen vorschlug, zum Trotz mit Wicken
bestellt wurde, die natürlich nicht geärndtet werden konnten, da sie

wegen des hierzu nichts weniger als qualisicirten Bodens gar nicht
aufgegangen waren.

So viel ich erfahren habe, werden ungefähr 50 Morgen mit Win-
. terung bestellt, eben so viele mit Kartoffeln und Rüben, der Rest des

Ackers wird zum Grünfutterbau benutzt, und werden hierzu Hafer,
Mais, Wicken und Buchwaizen verwandt. Es könnte Dir auffällig
erscheinen, wenn ich, nachdem ich die Bodenklaffen vorher als von der
geringsten Qualität bezeichnet habe, jetzt von so umfassendem Futterbau
Dir berichte: eine Erklärung ineineS scheinbaren Widerspruchs magst
Du aus der maffenhaften Anwendung von Dünger und Jauche herleiten.
Außer den selbstgewonnenen Düngungsmittel», die 10 Pferde und 60
Stück Rindvieh liefern, wird nämlich noch der Dünger von den 65—70
Pferden der berittenen Schuymannschaft, werden die Latrineufäffer der
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Stadtvoigtei, des Paßbüreau's und der großen Schickler'schen
Zuckersiederei (Alexanderstraße 13— 17) noch extra für Rummelsburg
verwerthet.

Zweiter Brief.

Berlin, September 1860.

Du bist schon jetzt der Meinung, daß nach den Mittheilungen, die
Du über Rummelsburg durch mich bereits erhalten, der Wirthschafts¬
Dirigent Patzke zu einem solchen sich qnalificire, wie der Igel zum
Taschentuch: meine Bescheidenheit erlaubt mir nicht, hierin Dir zu
widersprechen.

Bevor iä, in meiner Auseinandersetzung fortfahre, muß ich eine
Anekdote, die mir heute zu Ohren gekommen, Dir mittheilen.

Wenn der Wirthschafts -Dirigent Patzke einen Wirtbschaftsbeamten
zu engagircn beabsichtigt, ist er, was ihm im Uebrigcn selbst seine
ärgsten Feinde nicht nachzusagen wagen, die Liebenswürdigkeit selbst,
und seine Reden sind honigsüß. Eine seiner stereotypen mit freund¬
schaftlichem Achselklopsen verbundenen Redensarten ist in solchem Falle die:
„Einen kann ich schon fett machen." Daß Hr. Patzke hierbei ganz
besondere Ansichten von der Mastnngsfähigkeit haben muß, kannst Du
daraus entnehmen, daß die Herrlichkeit nie lange dauert, und daß er
seine Inspectoren sehr oft wechselt, ohne auf deren Futterungs-Zustand
irgendwelche besondere Rücksicht genoinmen zu haben.

Nun weiter.
Was die Wiesen betrifft, so kann ich über deren Werth nicht viel

Rühmliches Dir mittheilen und will nur bemerken, daß sie sauergründig
sind. Bei meiner Anwesenheit in Rummelsburg fand ich den Grummet
als Einstreu benutzt, da nian trotz der schönen Witterung ihn hatte ver¬
derben lassen, auch stand noch auf den Wiesen Heu in kleinen Scho¬
bern, deö nassen Grundes wegen selbstverständlich dem Verderben
ausgesetzt. Der Vorschlag des Inspectors, das Hen nach einer
dem Wirlhschaftshofe nahe gelegenen kleinen Anhöhe zu fahren und eS
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in großen Haufen aufzusetzen, wurde von Hrn. Patzke als nicht zeit¬

gemäß zurückgewiesen.
Die vom Wirthschafts -Dirigenten ehemals vorgenommenen Melio¬

rationen waren längst aufgegeben worden, da sein acumen ingenii es

ihm einleuchtend halte erscheinen lassen, daß, wie man zu sagen pflegt,
ein Dukaten ihm vier Thaler kostete. Ebenso war die fast wohlgemeinte
Idee, die Wiesen anzusäen, vollständig verunglückt und vornehmlich
daran gescheitert, daß die Operation zu einer Zeit unternommen
worden, wo das Wasser auf den Wiesen noch ein bis zwei Fuß
hoch stand. Allerdings hatte der den Grassaamen ausstreuende Wirth¬
schafts -Inspcctor die Aussaat in hohen Wasserstiefeln bewirkt: dabei
aber war der ausgesäete Saamen unglücklicher wenn auch natürlicher
Weise fortgeschwommen. Durch diesen Versuch waren 1.50 Thlr., die

für den Ankauf der Grassämereien verausgabt waren, buchstäblich in's
Wasser geworfen worden. Uebrigens muß lobend erwähnt werden,
daß der Wirthschafts- Chef, ebenfalls in Waffcrstiefeln, den säenden

Znspector begleitet hatte, um sich zu vergewissern, daß sein Befehl auch
sachgemäß und ordentlich ausgeführt werde. Wie leicht hätte der Herr
sich erkälten und einen Stockschnupfen sich zuziehen können!

Dies vorläufig über die Aecker und Wiesen: im nächsten Briefe
werde ich über den Viehstand, über das eigenckich Wahre der Rnmmels-
burger Wirthschaft Dir berichten.

Dritter Brief.

Berlin, September 1860.

In RummelSbnrg werden nur Milchkühe gehalten. Als ich den

dortigen Kuhstall besichtigte, wurde ich von vornherein in einen lächer¬

lichen Irrthum versetzt. Einen am Kuhstall unter Dach und Fach an¬

gebrachten Behälter von ziemlichem Umfange hielt ich nämlich für eine

Badewanne für neugeborene Kälber, bis mir die Aufklärung wurde.
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daß dieser Behälter eine Erfindung des Hrn. Patzke, ein nacl> seinen
besonderen Angaben construirter Milchkühler sei, über dessen Zweck¬
mäßigkeit die Gelehrten freilich noch im Unklaren sich befinden sollen. «

Ans die Kühe wird überhaupt anerkennenswerthe Sorgfalt verwendet,
und wie weit dieselbe stellenweise sich erstreckt, kannst Du daraus ent¬

nehmen, daß eine Zeit laug der Kuh, wenn sie sich entleere» wollte, *

je nachdem ihr Bedürfniß anscheinend wässeriger oder kothiger Natur
war, mit Topf oder Strohwisch Hülfe geleistet wurde; auch haben zur
selben Zeit einem on dit zufolge je fünf Stück Kühe ein Taschentuch
oder richtiger ausgedrückt, — sit venia verbo, — einen Rotzlappen
gehabt, damit sie sich durch Auslecken der Nasenlöcher, wie das beim
Rindvieh gang und gäbe ist, die Zunge nicht verunreinigen und dadurch
ihren Geschmack verderben möchten. Daß die Ställe mit sogenannten
Schrubbern noch heute allwöchentlich geschauert werden, ist Thatsache.

Der Normal-Viehstand sind 60 Stück Kühe, größtentheils hollän¬
discher Rapc. Der Einkaufspreis für die jetzt vorhandenen beträgt
125 Thlr. pro Stück, und sind dieselben durch den Kommissionair
Fürstenberg, einen Herrn, der seine Preise zu machen versteht, und
den ick für luxuriöse Bedürfnisse Dir und Deinen Freunden zu empfeh¬
len nicht ermangeln will, besorgt worden.

Der Milchertrag stellt sich im Durchschnitt pro Kuh auf 7—8
Quart täglich. Sehr häufig reicht daS gewonnene Quantuni nicht aus,
um allen eingegangenen Bestellungen gerecht zu werden: dann wird
Milck noch besonders angekauft.

Zur besseren Verständlichkeit theile ich Dir nachstehend einen Milch-
Rapport mit, wie derselbe mir vorliegt und wie er täglich ange¬

fertigt wird:

Milch - Rapport:

Gemolkenwurden. 420 Quart
Angekauft von Min kn er aus Biesdorf .... 100 „
dcsgl. „ Kriegs heim aus Biesdorf ... 60 „
desgl. „ Albernetti zu Wiihelminenhof. . 80 „Bestand.. . . 10 „_

Summa 670 Quart.
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Davon gehen ab:
Nach der Stadt an Blumenthal.
An dieTrinkhallen.
Verkauft auf dem Gehöft k 2Sgr.
„ „ „ t, k lYzSgr.
„ „ „ „klSgr.

In dieWirthschaft.Eingcmessen.
Summa

Bestand ... 54 Quart.

480 Quart.
100
15
10
1
2
8

616 Quart.

Meldungen:
Die Kuh No. x hat gekalbt.

Auslagen für die Wirthschaft sind gemacht:
1 Sgr. Briefporto.
5 „ für Nägel,

rc. rc.
Nachträglich niuß ich noch bemerken, daß jede Kuh über ihrem

Stande eine Tafel hängen hat, auf der ihre Nummer, ihr Name (!)
und das Milchquantuni, welches bei ihrem jedesmaligen Melken erzielt
wird, verzeichnet sind.

Wenn nun auch, wie Du aus dem vorstehenden Milch-Rapport
ersiehst, einzelne geringe Quanlitäten Milch mit 2 Sgr. pro Quart ver¬
kauft werden, so liefert doch das bei Weitem größte Quantum, dessen

Absatz durch Hrn. Blumenthal vermittelt wird, nur 11 Pf. pro Quart.
Die Consumenten in der Stadt zahlen freilich 2 Sgr., aber die Tan-
tiärno des Hrn. Blumcnthal und die Unkosten, welche das Ausfahren
nach den verschiedenen Stadtthcilen verursacht, hiervon abgezogen und
in Ausgabe gestellt, bleibt eben ein Reinertrag von praeter propter
nur 11 Pfennigen.

An beaufsichtigendem und arbeitendem Personal sind im Kuhstall
thätig: ein Kuh- Inspector, — dessen Instruction zum Beweise, wie der
Wirthschafts- Dirigent auch den geringfügigsten Dingen seine umsichtige
Fürsorge widmet, ich in meinem nächsten Briefe Dir mittheilen werde;
— eine Milchmamsell, zu je 10 Kühen ein Stallknecht, ein Futter-
meister und 5— 6 Melkmädchen. Den Letzteren werden von ihrem
Lohn jährlich 5 Thlr. in Abzug gebracht, wofür sie gleichmäßige Kleidung
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erhalten, die sie beim Melken anlegen müssen. Sie besteht in einem
weißen Kopftuch und einer weißen Schürze, in einer Jacke und einem
Rock von halbwollenem, graumclirtem Stoffe. Ob den Stallnhmphen
auch Crinolinen geliefert werden und im Bejahungsfälle mit wie viel
Stahlreifen, habe ich nicht in Erfahrung bringen können.

Vierter Brief.

Berlin, October 1860.

Die Neugierde nach der Instruction für den Kuh-Jnspector läßt
Dich also nicht schlafen, und willst Du dies merkwürdige Instrument
kennen lernen! Hier ist es, von dem mir vorliegenden Original
wörtlich abgeschrieben:

Instruction
für den Kuh - Jnspector.

Für die specielle Beaufsichtigung der Kuhställe, für die Fütte¬
rung, Reinigung und Pflege der Kühe, für die Behandlung der
Milch im Kuhstall, sowie für die Beaufsichtigung beim Melken rc.

habe ich beschlossen, einen zweiten Jnspector anzustellen.
Demselben werden nachstehende Pflichten übertragen:

1) In Betreff der Fütterung und des Melkens.
Die Fütterung geschieht nach den von mir bestimmten Futter¬

sätzen, täglich von des Morgens 3 bis 7 Uhr, Mittags von
11 bis 2 Uhr, Abends von 6 bis 9 Uhr.

Der Juspc llor bat darauf zu sehen, daß die Krippen und
Raufen vor jedem Füttern gehörig gereinigt werden. Er sorgt
dafür, daß da° festgesetzte Futterquantum in vollständig unver¬
dorbenem und guteni Zustande nach der vorgeschriebenen Reihen¬
folge verabreicht wird. Kühe, welche schlecht fressen, sind im
Rapporte besonders zu bezeichnen, Kühe, welche Symptome von
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Krankheiten zeigen, sind sofort zu isoliren und in den Krankenstall
zu bringen, auch augenblicklich thierärztliche Hülfe zu requiriren,
und daß dies geschehen, im Rapport zu vermerken.

Dem Inspector lege ich hiermit die volle Verantwortung auf,
nur gutes vorschriftsmäßiges und vollkommen gesundes Futter
den Kühen zu verabreiche».

Die Ralionssätze sind auf der im Kuhstall befindlichen Tafel
zu bezeichnen.

2) In Betreff des Melkens:
Das Melken beginnt täglich des Morgens um 2 Uhr und muß

bis späiestens 5 Uhr iucl. des Kühlens der Milch beendet sein,

Mittags von 11 bis 2 Uhr und Abends von 6 bis 9 Uhr.
Für je 10 Kühe wird eine Magd zum Melken gutgethan.
Der Inspeclor hat dafür zu sorgen, daß diese Mägde beim

Melken stets in dem vorgeschriebenen sauberen Anzuge erscheinen,

unter allen Umständen müssen die Kopftücher umgemacht und die

Hände sauber gewaschen sein. Unmittelbar vor jedem Melke»
wird das Euter der Kuh mit lauwarmem Wasser und einem

reinen Handtuch sorgfältig abgewaschen, desgleichen muß jede

Magd nach dem Melken jeder Kuh sich die Hände waschen.

Die Seihtücher müssen täglich rein und sauber ausgewaschen

und stets vollkommen weiß sein. Desgleichen müssen die Milch¬
kannen sorgfältigst gescheuert und von allen Flecken frei sein.

Zu jedem Melken wirb vorher das . Waschbecken ausgestellt

und für jeden Tag sind zivei reine Handtücher zu liefern.
Nachdem eine Milchkanne gefüllt, beginnt sofort das Kühlen

der Milch in der vorgeschriebenen Weise.
Der Iuspector hat die Pflicht, unter keinen Umständen die

Milch früher aus dem Kuhstall nach dem Milchkeller an die

Wirthschafts-Mamsell zu übergeben, wenn sie nicht aus eine

Temperatur von mindestens 12 Grad Röaumur gebracht wor¬
den ist. —

Der Inspektor hat daraus zu sehen, daß jede Kuh vollständig
ausgemolken wird, und baß die Mägde beim Melken nicht schlafen,

weshalb er sich während des Melkens auch unmittelbar auf den

Gängen hinter den Mägden aufzuhalten hat.
7
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Der Inspektor ist sowohl beim Melken als beim Füttern stets
persönlich gegenwärtig. In Krankheits- oder sonstigen Abwesen-
heitsfällen kann er durch den Wirthschafts-Jnspector vertreten
werden. In beiden Fällen ist dies jedoch im Rapport zu bemer¬
ken, auch muß beim Verlassen des Gehöfts nach der Stadt oder
sonst über Land zuvor Urlaub bei mir nachgesucht werden.

Der Inspectvr führt persönlich im Kuhstall das Melkbuch
und bescheinigt die Richtigkeit der eingetragenen Milcherträge.
Nach beendigtem Melken llbergiebt er persönlich die gemolkene
Milch an die Wirthschafts-Mamsell durch einen Zettel, auf welchem
der Gcsamiut-Ertrag verzeichnet steht.

*
3) In Betreff des Putzens.

Nachdem das Melken begonnen und das Abinisten stattgefunden
hat, werden sämmtliche Kühe durch die Knechte zuvörderst mit
trockenem Stroh sorgfältig ab- und trocken gerieben, und beginnt
hierauf sogleich das Putzen mit Striegel und Kartätsche. Ganz
ebenso wie bei den Pferden.

Nach dem Putzen wird frisch eingestreut und der ganze Stall
sorgfältigst gereinigt und die Gänge mit trocknem Sand bestreut.

4) Allgemeine Bestimmungen.
Sämmtliche im Kuhstall beschäftigten Personen sind der Dis¬

ciplin des Inspcctors allein untergeordnet. Er ist befugt, die
ihm tauglich erscheinenden Leute anzunehmen und die untauglichen
und unfolgsamen zu entlassen.

Ich erwarte von ihm eine strenge Beaufsichtigung sowohl in sitt¬

licher als dienstlicher Beziehung über die ihm übergebenen Leute,
jedoch auch gleichzeitig eine humane Behandlung derselben. Beim
Melken, beini Putzen, beim Füttern darf nur grade das gesprochen
werden, was für das Geschäft erforderlich ist, alle nnuöthigen,
namentlich lauten Unterhaltungen stören die Aufmerksamkeit bei
der Arbeit und sind nicht zu dulden.

Der Inspector führt die auf die Kuh-Wirthschaft erforderlichen
Listen und fertigt tagtäglich einen Rapport an über das Ergebniß
des Melkens, der Fütterung und waö sonst etwa Bemerkens¬
werthes im Kuhstalle vorgekommen ist.
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Der Inspector erhält eine monatlicheRemuneration von 20Thlrn.
nebst freier Wohnung, hat aber für seine Beköstigung selbst zu

sorgen.
Für das dem Inspector zu übergebende Inventarium hat der¬

selbe vor Antritt seines Dienst-Verhältnisses eine Cantion von
Ein Hundert Thalern einzuzahlen.

Seine Anstellung erfolgt vorläufig nur provisorisch, er kann

von mir jederzeit entlassen werden und zwar ohne alle Angabe
von Gründen, auch wird hierbei ausdrücklich jeder sonstige allge-
meine Rechts-Anspruch ausgeschlossen. Dagegen gebe ich hierniit
dem Jnspector zu erkennen, daß wenn er bemüht ist, das Interesse

der Verwaltung zu fördern, die ihm hier übertragenen Pflichten
gewissenhaft und treu zu erfülle», ich gern bereit sein werde, in

jeder Weise sein Diensteinkommen zu verbessern und überhaupt

für ihn nach Möglichkeit zu sorgen.
Es versteht sich von selbst, daß wenn außer den hier bezeich¬

neten besonderen Verpflichtungen von mir noch andere Leistungen

gefordert werden, diese ebenso zu erfüllen sind, als wenn sie hier
bezeichnet worden wären.

Vor dem Eintritt in sein Dienst-Verhältniß hat der Jnspector
diese Instruction mit dem Bemerken zu unterschreiben, daß sie

ihm vor dem Eintritt in sein Dienst-Verhältniß genau bekannt

gewesen, er sie selbst durchgelesen und sich verpflichtet hat, dieselbe

gewissenhaft und treu nach besten Kräften zu befolgen.
Berlin, den 20. Juni 1860.

gez. Pntzke.

Fünfter Brief.

Berlin, October 1860.

Du meinst, l’appetit vient en mangeaut, und willst immer mehr
über Rnmmelsburg wissen, während ich schon glaubte, nach Lesung
der Instruction für den Kuh-Jnspector würdest Du mir zurufen: sit
satis stnltitiae!

7



100

Zn meinem vorletzten Briefe war ich bis zu den Crinolinen der
Stallnymphen gekommen. Die unerörterte Frage bei Seite schiebend, will
ich untersuchen, wie viel die Rummelsburger Milchwirthschaft wohl ein¬

bringen mag?
Wie bedeutend die Einnahme sein muß, 'kannst Du Dir selbst be¬

rechnen, wenn Du erwägst, daß neben dem in der Wirthschaft gewon¬
nenen Futter noch bedeutende Ankäufe gemacht werden muffen. So
wurden Beispiels halber im Monat Juli d. I. 600 Thlr., sage: „Sechs¬
hundert Thaler" für den Ankauf von Futter baar verausgabt; u. A.
wurde aus Lichtenberg Grünfutter besorgt, welches man vom Acker weg
den Morgen Wickenhafer mit 18 Thlr., die IR. Luzerne mit 1*/, bis
2‘/j Sgr. gesaust hatte; ein starkes zweispänniges Fuder, deren für die
Wirthschaft täglich drei gebraucht wurden, kam somit auf 4—6 Thlr.
zu stehen!

Schon oft, lieber Freund, hast Du in Deiner Wirthschaft über die
hohen Gehalte und Lohnsätze, deren Bewilligung Du Dich unterziehen
mußt, geklagt; höre, was in der Beziehung in Rummelsburg geleistet
wird und stelle Deine Klagen ein. Vorher rufe Dir auch noch in's Ge¬
dächtniß zurück, daß das Areal der Rummelsburger Landwirthschaft
350 Morgen beträgt.

Aus deren Einnahmen erhalten:
Der Wirthschafts-Dirigent jährlich 1000 Thlr.
Der Wirthschafts-Jnspector jährlich 500 ff

Der Kuh-Znspector monatlich . . 20 „
Die Milchmamsell monatlich . . 15 „
Ein Stallknecht monatlich . . . 4-5 „
Ein Futtermeister monatlich. . . 12 „
Ein Pferdeknecht jährlich . . . 50
Ein Melkmädchen jährlich . . . 35 „
Ein männlicher Tagelöhner täglich — „

welcher letztere Lohnsatz in der Aerndte auf 20—25 Sgr. sich erhöht.
Beim Kartoffelscharren werden für den Berliner Scheffel 2 Sgr. be¬

willigt, so daß für jeden Arbeiter ein Tageslohn die Höhe von 25 Sgr.
bis 1 Thlr. erreicht!

Und dabei florirt die Rummelsburger Musterwirthschafl nun schon

im zehnten Jahre!
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Sechster Brief.

Berlin, October 1860.

Auf der landwirthschaftlichen Ausstellung bei Kroll sind Rummels¬
burg und Hr. P atzte nicht vertreten gewesen. Diese Resignation auf
landwirthfchaftliche Auszeichnungen veranlaßt mich, jede fernere Kritik
der Rummelsburger ökonomischen Producte einzustellen, und will ich nur
noch über das Rechnungswesen Einiges Dir mittheilen.

Für die Wirthschaft werden nämlich geführt:
1. Eine Milchkladde. Sie enthält Notizen über jede einzelne Kuh,

wie viel M-ilch sie jedesmal gegeben u. s. w.
2. Ein Milchjournal. Es enthält die Reinschrift der Kladde, den

Betrag der Einnahmen und Ausgaben aus der gewonnenen,
gekauften und verkauften Milch.

3. Milch-Rapporte:
a) des Wirthschafts - Inspektors für das Comptoir des Hrn.
Blumenthal;

b) der Wirthschaftsmamsell für die Wirthschaft;

e) beide Rapporte in Reinschrift für den Wirthschafts-Diri¬
genten als Anhang zum Wirthschafts-Rapport.

4. Wirthschafts-Rapporte:
a) über die Arbeiter für die Hof-, Milch- und Landwirthschaft ;

b) über Gespannarbeiten mit Einbegriff der von den Pferden
der berittenen Schutzmannschaft geleisteten Arbeiten;

o) über alle Borkommnisse, die in der Wirthschaft sich ereignet
haben;

d) über den täglichen Gewinn des Etablissements. Hier wird
nämlich die Gesamniteinnahme eines jeden Tages mit der
Gesammtausgabe zusammengestellt, und resp. das Deficit,
welches jeden Tag sich ergeben hat, berechnet.

Es versteht sich von selbst, daß auf die ausdrückliche Anordnung
des Hrn. Patzke bei den Rapporten die anderswo übliche Kürze ausge-
schlosien ist, daß vielmehr die möglichste Ausführlichkeit ausdrücklich ge¬

fordert wird. Die Rapporte sind nämlich in folgender Art angefertigt:
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Rummelsburg, 1. Defekt 1860.

Rapport:
Gestern wurden folgende Arbeiter beschäftigt:
1. Hab ermann, erhielt 15 Sgr., war den Vormittag im

Kuhstall beschäftigt, hat am Nachmittag Dünger geladen,
re. re. re.

Frau A. erhielt 3% Sgr., hat dreimal gemolken.

„ B. erhielt 3 Sgr., hat dreimal gemolken.

„ 6. erhielt 7% Sgr., hat im Milchkeller gearbeitet und ein-
gemolken.

G esp anne:
Erstes Gespann. Mit dem großen Fasse nach Berlin, um

7 Uhr Morgens zurück; dann gefüttert; um 11 Uhr eine Fuhre
Sand nach dem Kuhstall; bis 1 Uhr Mittag gemacht; Nach¬
mittag 1 Morgen Acker am Waisenhause gepflügt.

re. re. re.
(Mit derselben Ausführlichkeit wird über die anderen Gespanne

berichtet.

Doch genug von diesen Einzelheiten. Zum Schluß will ich nur
noch die Frage auswerfen, was ans den Gebäuden zu Rummelsburg
denn eigentlich werden soll, wenn die Zeitpacht der gemietheten Lände¬
reien aufhört und deren Prolongation verweigert wird?

Ich bin nicht im Stande, diese Frage zu beantworten, auch sind
die bezüglichen Intentionen des Wirthschafts- Chefs Hrn. Patzke mir
völlig unbekannt. Die Gebäude, die jetzt in den Belägen des Pensions¬
fond der Schutzmannschaft zu einem Taxwerth von 45000 Thlrn. figu-
riren sollen, wären dann keinen Pfifferling mehr werth als der etwaige
Erlös beträgt, der durch den Abbruch der Stall- und Wohngebäude,
der Bäckerei, der Dampfmahlmühle und der Kirche nach Abzug der
Kosten aus dem Material gewonnen werden dürfte. Oder will man
etwa die betreffenden Räumlichkeiten zu Sommerwohnungen für invalide
Schutzmänner umgestalten, wo diese fern vom Staube der Residenz ein
beschauliches Leben führen könnten? Oder will man das ganze In¬
stitut zur Ruine werden lassen, zum ewigen Gedächtniß der amtlich be-
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